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Formulierungshilfe 
für einen Gesetzentwurf der Fraktionen … (Stand 25.11.2016) 
Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche und 
Auswahl eines Standortes für ein Endlager für Wärme entwickelnde radioak-
tive Abfälle und anderer Gesetze 
(StandAG-Fortentwicklungsgesetz) 

A. Problem und Ziel 
Das Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für Wärme entwi-
ckelnde radioaktive Abfälle (Standortauswahlgesetz - StandAG) regelt das Verfahren für 
die Suche nach einem Standort in Deutschland für die Endlagerung insbesondere Wärme 
entwickelnder radioaktiver Abfälle, der die bestmögliche Sicherheit für einen Zeitraum von 
einer Million Jahren gewährleistet. 

Vor Einleitung des Standortauswahlverfahrens wurde die „Kommission Lagerung hoch ra-
dioaktiver Abfallstoffe“ (Endlagerkommission) beim Deutschen Bundestag zwecks Erörte-
rung und Klärung von Grundsatzfragen für die Entsorgung insbesondere Wärme entwi-
ckelnder radioaktiver Abfälle, insbesondere auch zu Ausschlusskriterien, Mindestanforde-
rungen und Abwägungskriterien für die Standortauswahl sowie zu den Anforderungen an 
das Verfahren des Auswahlprozesses und die Prüfung von Alternativen, eingesetzt. 

Die Kommission beschloss nach knapp zweijähriger Arbeit ihren Abschlussbericht zum 
Standortauswahlverfahren am 27. Juni 2016 und übergab ihn am 5. Juli 2016 an den Bun-
destagspräsidenten und die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit. 

Nach dem gesetzlichen Auftrag aus § 4 Absatz 4 Satz 2 StandAG ist das Standortauswahl-
gesetz auf der Grundlage der Ergebnisse der Kommission durch den Deutschen Bundestag 
zu evaluieren. Die Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen, Abwägungskriterien und 
weiteren Entscheidungsgrundlagen sind vom Deutschen Bundestag nach § 4 Absatz 5 der 
bisher geltenden Fassung des Standortauswahlgesetzes als Gesetz zu beschließen. 

B. Lösung 
Das Gesetz dient der Umsetzung der Empfehlungen der Kommission Lagerung hoch radi-
oaktiver Abfallstoffe sowohl im Hinblick auf die rechtliche Evaluierung als auch die Festle-
gung der empfohlenen Endscheidungsgrundlagen. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Für Bund, Länder und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushaltsausgaben 
ohne Erfüllungsaufwand an. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht durch dieses Gesetz kein zusätzlicher Erfüllungs-
aufwand. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Für die Wirtschaft ergibt sich kein zusätzlicher unmittelbarer Erfüllungsaufwand. Den ge-
ringfügig höheren Erfüllungsaufwand der Verwaltung des Bundes haben die Abfallabliefe-
rungspflichtigen grundsätzlich als notwendigen Aufwand für die Standortauswahl und Er-
kundung zu refinanzieren. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Bei Prognose der Gesamtkosten des Standortauswahlverfahrens sind die Komplexität des 
Verfahrens, der lange Zeitraum, über den die konkretisierten gesetzlichen Aufgaben durch 
den Bund wahrzunehmen sind, die Abhängigkeit der Gesamtkosten von der Verfahrens-
dauer und die damit verbundenen Unwägbarkeiten zu berücksichtigen. 

Bund 

Dieses Gesetz baut im Wesentlichen auf den durch das Standortauswahlgesetz begründe-
ten Aufgaben des Bundes auf.  

Durch dieses Gesetz werden die bestehenden Aufgaben des Bundes im Bereich des Be-
teiligungsverfahrens im Standortauswahlverfahren konkretisiert und mit neuen Instrumen-
ten des Beteiligungsverfahrens versehen. Dennoch ist davon auszugehen, dass diese Kon-
kretisierung nicht zu einer Überschreitung des ursprünglich geschätzten Erfüllungsaufwan-
des von 26 Mio. € pro Jahr führt.  

Länder 

Den Ländern und Kommunen entsteht kein Erfüllungsaufwand durch dieses Gesetz. 

F. Weitere Kosten 
Keine. 
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Formulierungshilfe 
Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche 

und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für Wärme entwi-
ckelnde radioaktive Abfälle und anderer Gesetze 

Vom ... 
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager 
für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle 

(Standortauswahlgesetz - StandAG) 

T e i l  1  
A l l g e m e i n e  V o r s c h r i f t e n  

§ 1 

Ziel des Gesetzes 
(1) Ziel des Standortauswahlverfahrens ist, in einem wissenschaftsbasierten und 

transparenten Verfahren für die im Inland verursachten, insbesondere Wärme entwickeln-
den radioaktive Abfälle den Standort mit der bestmöglichen Sicherheit für eine Anlage zur 
Endlagerung nach § 9a Absatz 3 Satz 1 des Atomgesetzes in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu finden. Der Standort mit der bestmöglichen Sicherheit ist der Standort, der im Zuge 
eines vergleichenden Verfahrens aus den in der jeweiligen Phase nach den hierfür maß-
geblichen Anforderungen dieses Gesetzes geeigneten Standorten herausgefunden wird 
und die bestmögliche Sicherheit für den dauerhaften Schutz von Mensch und Umwelt vor 
ionisierender Strahlung und sonstigen schädlichen Wirkungen dieser Abfälle für einen Zeit-
raum von einer Million Jahren gewährleistet. Dazu gehört auch die Vermeidung unzumut-
barer Lasten und Verpflichtungen für zukünftige Generationen. Zur Erreichung dieses Ziels 
werden zwischen der Bundesrepublik Deutschland und anderen Staaten keine Abkommen 
geschlossen, mit denen nach den Bestimmungen der Richtlinie 2011/70/EURATOM des 
Rates vom 19. Juli 2011 über einen Gemeinschaftsrahmen für die verantwortungsvolle und 
sichere Entsorgung abgebrannter Brennelemente und radioaktiver Abfälle (ABl. L 199 vom 
02.08.2011, S. 48) eine Verbringung radioaktiver Abfälle einschließlich abgebrannter 
Brennelemente zum Zweck der Endlagerung außerhalb Deutschlands ermöglicht würde. 

(2) An dem auszuwählenden Standort soll die Endlagerung in tiefen geologischen For-
mationen in einem für diese Zwecke errichteten Endlagerbergwerk mit dem Ziel des end-
gültigen Verschlusses erfolgen. Die Möglichkeit einer Bergung soll für 500 Jahre vorgese-
hen werden. 

(3) Das Standortauswahlverfahren soll bis zum Jahr 2031 abgeschlossen sein. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 
Im Sinne des Gesetzes sind 
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1. Endlagerung 
die Einlagerung radioaktiver Abfälle in einer Anlage des Bundes nach § 9a Absatz 3 
Satz 1 des Atomgesetzes (Endlager), wobei eine Rückholung nicht beabsichtigt ist; 

2. Erkundung 
die über- und untertägige Untersuchung des Untergrundes auf seine Eignung zur Ein-
richtung eines Endlagers für insbesondere Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle; 

3. Bergung 
die ungeplante Rückholung von radioaktiven Abfällen aus einem Endlager als Notfall-
maßnahme; 

4. Gebiete 
sämtliche hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort zu bewertenden räumlichen 
Bereiche innerhalb Deutschlands. Ein Gebiet umfasst die übertägigen Flächen und die 
darunter liegenden untertägigen Gesteinsformationen; 

5. Geologische Barrieren 
geologische Einheiten, die eine Ausbreitung von Radionukliden be- oder verhindern; 

6. Technische und geotechnische Barrieren 
künstlich erstellte Einheiten, die eine Ausbreitung von Radionukliden be- oder verhin-
dern; 

7. Einschlusswirksamer Gebirgsbereich 
der Teil eines Gebirges, der bei Endlagersystemen, die wesentlich auf geologischen 
Barrieren beruhen, im Zusammenwirken mit den technischen und geotechnischen 
Verschlüssen den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfälle in einem Endlager ge-
währleistet; 

8. Einlagerungsbereich 
der räumliche Bereich des Gebirges, in den die radioaktiven Abfälle eingelagert wer-
den sollen. Falls das Einschlussvermögen des Endlagersystems wesentlich auf tech-
nischen und geotechnischen Barrieren beruht, zählt hierzu auch der Bereich des Ge-
birges, der die Funktionsfähigkeit und den Erhalt dieser Barrieren gewährleistet; 

9. Endlagersystem 
das den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfälle durch das Zusammenwirken der 
verschiedenen Komponenten bewirkende System, das aus dem Endlagerbergwerk, 
den Barrieren und den das Endlagerbergwerk und die Barrieren umgebenden oder 
überlagernden geologischen Schichten bis zur Erdoberfläche besteht, soweit sie zur 
Sicherheit des Endlagers beitragen;  

10. Endlagerbereich 
der Gebirgsbereich, in dem ein Endlagersystem realisiert ist oder realisiert werden soll; 

11. Deckgebirge 
der Teil des Gebirges oberhalb des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches und bei 
Endlagersystemen, die auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen, ober-
halb des Einlagerungsbereichs. 

§ 3 

Vorhabenträger 
(1) Vorhabenträger ist der Dritte nach § 9a Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz des Atom-

gesetzes. Der Vorhabenträger hat die Aufgabe, das Standortauswahlverfahren umzuset-
zen, insbesondere: 

1. Teilgebiete nach § 13 zu ermitteln, 

2. Vorschläge für die Auswahl der Standortregionen und der zu erkundenden Standorte 
nach § 14 Absatz 2 und § 16 Absatz 3 zu erarbeiten, 
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3. Erkundungsprogramme nach § 14 Absatz 1 und § 16 Absatz 2 zu erarbeiten, 

4. die übertägige und untertägige Erkundung nach § 16 und § 18, 

5. die jeweiligen vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 14 Absatz 1, § 16 Absatz 
1, § 18 Absatz 1 und § 26 zu erstellen, 

6. dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit den Standort für ein Endla-
ger nach § 18 Absatz 3 vorzuschlagen. 

(2) Der Vorhabenträger informiert die Öffentlichkeit im Rahmen seiner Aufgaben nach 
diesem Gesetz umfassend und systematisch über das Internet und durch andere geeignete 
Medien.  

§ 4 

Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit hat im Standortaus-

wahlverfahren insbesondere die Aufgaben, 

1. Erkundungsprogramme nach § 15 Absatz 4 und § 17 Absatz 4 festzulegen, 

2. die Vorschläge des Vorhabenträgers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Ab-
satz 3 zu prüfen und hierzu begründete Empfehlungen zu erarbeiten,  

3. den Vollzug des Standortauswahlverfahrens entsprechend § 19 Absatz 1 bis 4 des 
Atomgesetzes zu überwachen. 

(2) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit ist Träger der Öffent-
lichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren. Es informiert die Öffentlichkeit im Rah-
men seiner Aufgaben nach diesem Gesetz umfassend und systematisch über das Internet 
und andere geeignete Medien. Es veröffentlicht die Vorschläge jeweils unmittelbar nach 
Übermittlung durch den Vorhabenträger. 

T e i l  2  
B e t e i l i g u n g s v e r f a h r e n  

§ 5 

Grundsätze der Öffentlichkeitsbeteiligung 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit hat nach diesem Ge-

setz dafür zu sorgen, dass die Öffentlichkeit frühzeitig und während der Dauer des Stand-
ortauswahlverfahrens umfassend und systematisch über die Ziele des Vorhabens, die Mit-
tel und den Stand seiner Verwirklichung sowie seine voraussichtlichen Auswirkungen un-
terrichtet wird. Hierzu soll es sich des Internets und anderer geeigneter Medien bedienen. 

(2) Das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit wird insbesondere durch das Bun-
desamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit evaluiert. Dabei ist die Geeignetheit der 
Beteiligungsformen in angemessenen zeitlichen Abständen zu prüfen. 

§ 6 

Informationsregister 
Zur umfassenden Unterrichtung der Öffentlichkeit errichtet das Bundesamt für kern-

technische Entsorgungssicherheit auf einer Internetplattform ein Informationsregister; darin 
werden fortlaufend die das Standortauswahlverfahren betreffenden wesentlichen Unterla-
gen des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit und des Vorhabenträgers 
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nach § 10 Umweltinformationsgesetz zur Verfügung gestellt. Zu den wesentlichen Unterla-
gen gehören insbesondere Gutachten, Stellungnahmen, Datensammlungen und Berichte. 

§ 7 

Stellungnahmeverfahren; Erörterungstermine 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit gibt der Öffentlichkeit 

nach Übermittlung des jeweiligen Vorschlags des Vorhabenträgers sowie im Fall einer 
Nachprüfung nach abgeschlossenem Nachprüfverfahren nach § 10 Absatz 3 Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu den Vorschlägen nach Absatz 2 sowie den dazu jeweils vorliegenden 
Berichten und Unterlagen. Die Stellungnahmen sind bei den weiteren Verfahrensschritten 
zu berücksichtigen; das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit und der Vor-
habenträger werten die Stellungnahmen aus. 

(2) Zu den bereitzustellenden Informationen, zu denen die Öffentlichkeit Stellung neh-
men kann, gehören insbesondere 

1. der Vorschlag für die übertägig zu erkundenden Standortregionen nach § 14 Absatz 2 
mit den dazugehörigen standortbezogenen Erkundungsprogrammen, 

2. der Vorschlag für die untertägig zu erkundenden Standorte nach § 16 Absatz 3 mit den 
dazugehörigen vertieften geowissenschaftlichen Erkundungsprogrammen, 

3. der Standortvorschlag nach § 18 Absatz 3. 

(3) Nach Abschluss des jeweiligen Stellungnahmeverfahrens führt das Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit in den betroffenen Gebieten einen Erörterungster-
min zu den Vorschlägen nach Absatz 2 sowie den dazu jeweils vorliegenden Berichten und 
Unterlagen auf Grundlage der ausgewerteten Stellungnahmen durch. 

(4) Die wesentlichen, den Erörterungsgegenstand betreffenden Unterlagen sind auf 
der Internetplattform des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit zu veröf-
fentlichen und für die Dauer von mindestens einem Monat im räumlichen Bereich der be-
troffenen Gebiete auszulegen. Die Auslegung ist im Bundesanzeiger, auf der Internetplatt-
form des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit und in örtlichen Tages-
zeitungen, die im Bereich des Vorhabens verbreitet sind, mindestens eine Woche vor 
Durchführung des Erörterungstermins bekannt zu machen. § 20 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bleibt unberührt. 

(5) An den Erörterungsterminen sollen neben der Öffentlichkeit auch der Vorhaben-
träger, Vertreter der in §§ 10 und 11 geregelten Konferenzen, die betroffenen Gebietskör-
perschaften und Träger öffentlicher Belange teilnehmen. Er ist jeweils im räumlichen Be-
reich des Vorhabens durchzuführen. Die Auslegung ist entsprechend Absatz 4 Satz 2 be-
kannt zu machen. 

§ 8 

Nationales Begleitgremium 
(1) Aufgabe des pluralistisch zusammengesetzten Nationalen Begleitgremiums ist die 

vermittelnde und unabhängige Begleitung des Standortauswahlverfahrens, insbesondere 
auch der Umsetzung des Beteiligungsverfahrens am Standortauswahlverfahren bis zur 
Standortentscheidung nach § 20. 

(2) Die Mitglieder erhalten Einsicht in alle Akten und Unterlagen des Standortauswahl-
verfahrens des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit und des Vorhaben-
trägers. Die Beratungsergebnisse werden veröffentlicht. Abweichende Voten sind bei der 
Veröffentlichung von Empfehlungen und Stellungnahmen zu dokumentieren. 

(3) Die Mitglieder dürfen weder einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder 
eines Landes noch der Bundes- oder einer Landesregierung angehören; sie dürfen keine 
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wirtschaftlichen Interessen in Bezug auf die Standortauswahl oder die Endlagerung im wei-
testen Sinne haben. Die Amtszeit eines Mitgliedes beträgt drei Jahre. Eine Wiederberufung 
ist zweimal möglich. Das Nationale Begleitgremium soll aus 18 Mitgliedern bestehen. Zwölf 
Mitglieder sollen anerkannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens sein. Sie werden 
vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat auf der Grundlage eines gleichlautenden 
Wahlvorschlages gewählt; daneben werden sechs Bürger oder Bürgerinnen, darunter zwei 
Vertreter oder Vertreterinnen der jungen Generation, die zuvor in einem dafür geeigneten 
Verfahren der Bürgerbeteiligung nominiert worden sind, von der Bundesministerin oder dem 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit ernannt. 

(4) Das Nationale Begleitgremium wird bei der Durchführung seiner Aufgaben von ei-
ner Geschäftsstelle unterstützt. Diese wird vom Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz, Bau und Reaktorsicherheit eingesetzt und untersteht fachlich dem Nationalen Be-
gleitgremium. Das Nationale Begleitgremium gibt sich eine Geschäftsordnung; es kann sich 
durch Dritte wissenschaftlich beraten lassen. 

(5) Das Nationale Begleitgremium beruft einen ehrenamtlich tätigen Partizipationsbe-
auftragten. Dessen Aufgabe ist die frühzeitige Identifikation möglicher Konflikte und deren 
Auflösung im Standortauswahlverfahren. Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit, der Vorhabenträger und die Konferenzen nach §§ 9 bis 11 können den Partizi-
pationsbeauftragten bei Fragen zum Beteiligungsverfahren hinzuziehen. Dieser berichtet 
dem Nationalen Begleitgremium über seine Tätigkeit und kann sich der Geschäftsstelle des 
Nationalen Begleitgremiums bedienen. 

§ 9 

Fachkonferenz Teilgebiete 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit beruft im Zeitpunkt 

nach § 13 Absatz 2 Satz 3 eine Fachkonferenz Teilgebiete. Teilnehmende Personen sind 
Bürgerinnen und Bürger, Vertreter der Gebietskörperschaften der nach § 13 Absatz 2 iden-
tifizierten Teilgebiete, Vertreter gesellschaftlicher Organisationen sowie Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler. 

(2) Die Fachkonferenz erörtert den Zwischenbericht des Vorhabenträgers nach § 13 
Absatz 2 in drei Terminen innerhalb von sechs Monaten. Hierzu erläutert der Vorhabenträ-
ger den Teilnehmern der Fachkonferenz die Inhalte des Zwischenberichts. Die Fachkonfe-
renz legt dem Vorhabenträger ihre Beratungsergebnisse innerhalb eines Monats nach dem 
letzten Termin vor. Mit Übermittlung der Beratungsergebnisse an den Vorhabenträger löst 
sich die Fachkonferenz Teilgebiete auf. Der Vorhabenträger berücksichtigt die Beratungs-
ergebnisse bei seinem Vorschlag für die übertägig zu erkundenden Standortregionen nach 
§ 14 Absatz 2. 

§ 10 

Regionalkonferenzen 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet in jeder nach 

§ 14 Absatz 2 zur übertägigen Erkundung vorgeschlagenen Standortregion eine Regional-
konferenz ein. Diese besteht jeweils aus einer Vollversammlung und einem Vertretungs-
kreis. Die Vollversammlung besteht aus Personen, die in den Gebietskörperschaften der 
jeweiligen Standortregion oder unmittelbar angrenzenden Gebietskörperschaften nach dem 
Bundesmeldegesetz angemeldet sind und das 16. Lebensjahr vollendet haben. Grenzt die 
Standortregion an einen anderen Staat, sind die Interessen der dort betroffenen Bürgerin-
nen und Bürger angemessen zu berücksichtigen; das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 
Der Vertretungskreis besteht zu je einem Drittel aus Bürgerinnen und Bürgern der Standort-
region, Vertretern der Gebietskörperschaften der Standortregion sowie Vertretern gesell-
schaftlicher Gruppen; er soll die Anzahl von 30 Teilnehmern nicht überschreiten. Die Ver-
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treter der Gebietskörperschaften werden vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit vorgeschlagen und von der Vollversammlung bestätigt; die weiteren Teilnehmer 
werden von der Vollversammlung in den Vertretungskreis gewählt. Sie werden für einen 
Zeitraum von drei Jahren berufen und können zwei Mal wiedergewählt werden. Der Vertre-
tungskreis nimmt die Aufgaben der Regionalkonferenz nach Absatz 2 und 3 wahr. Die Re-
gionalkonferenz gibt sich eine Geschäftsordnung; darin sind insbesondere Regelungen zu 
einer Anhörung der Vollversammlung festzulegen. 

(2) Die Regionalkonferenzen begleiten das Standortauswahlverfahren und erhalten 
vor dem Erörterungstermin nach § 7 Gelegenheit zur Stellungnahme zu den Vorschlägen 
nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3. Sie erhalten ebenfalls Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu den sozioökonomischen Potenzialanalysen nach § 16 Absatz 1 Satz 
3. Die Regionalkonferenzen informieren die Öffentlichkeit in angemessenem Umfang. Sie 
können ihre Unterlagen im Informationsregister des Bundesamtes für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit nach § 6 veröffentlichen.  

(3) Jede Regionalkonferenz kann innerhalb einer angemessenen Frist, die [X] Monate 
nicht überschreiten soll, einen Nachprüfauftrag an das Bundesamt für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit richten, sofern sie einen Mangel in den Vorschlägen des Vorhabenträ-
gers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3 rügen. Der Nachprüfauftrag darf 
von jeder Regionalkonferenz zu jedem der vorgenannten Vorschläge einmal geltend ge-
macht werden; er ist jeweils nach Übermittlung des Vorschlags nach § 14 Absatz 2, § 16 
Absatz 3 und § 18 Absatz 3 zu stellen und muss den Umfang der geforderten Nachprüfung 
bezeichnen. Ein Nachprüfauftrag kann nicht mehr gestellt werden, nachdem der Erörte-
rungstermin zu dem jeweiligen Vorschlag bekannt gemacht wurde. Unter Berücksichtigung 
des Nachprüfauftrags prüft das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit den 
jeweiligen Vorschlag. Ergibt sich aus der Nachprüfung Überarbeitungsbedarf, fordert das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit den Vorhabenträger auf, den jeweili-
gen Vorschlag vor Durchführung des Stellungnahmeverfahrens nach § 7 Absatz 1 zu er-
gänzen; es gibt der die Nachprüfung auslösenden Regionalkonferenz Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. 

(4) Die Regionalkonferenzen werden von einer Geschäftsstelle unterstützt, die vom 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit eingerichtet wird. 

§ 11 

Fachkonferenz Rat der Regionen 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet nach Bildung der 

Regionalkonferenzen eine Fachkonferenz Rat der Regionen ein. Diese setzt sich aus Ver-
tretern der Regionalkonferenzen und von Gemeinden, in denen radioaktive Abfälle zwi-
schengelagert werden, zusammen. Die Vertreter werden jeweils zur Hälfte von den Vertre-
tungskreisen der Regionalkonferenzen sowie den Zwischenlagergemeinden für drei Jahre 
gewählt. Die Fachkonferenz soll die Anzahl von 30 Teilnehmern nicht überschreiten. 

(2) Die Fachkonferenz begleitet die Prozesse der Regionalkonferenzen aus überregi-
onaler Sicht und leistet Hilfestellung beim Ausgleich widerstreitender Interessen der 
Standortregionen. 

(3) Die Fachkonferenz Rat der Regionen wird von einer Geschäftsstelle unterstützt, 
die vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit eingerichtet wird. 
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T e i l  3  
S t a n d o r t a u s w a h l v e r f a h r e n  

Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 12 

Erkundung; Verhältnis zur Raumordnung 
(1) Für die Erkundung sind die §§ 3 bis 29, 39, 40, 48 und 50 bis 104, 106 und 145 

bis 148 des Bundesberggesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. August 
1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 1G des Gesetzes vom 4. August 2016 
(BGBl. I S. 1962) geändert worden ist, entsprechend anzuwenden. Im Übrigen bleiben die 
Vorschriften des Bundesberggesetzes unberührt. Bei Anwendung dieser Vorschriften ist 
davon auszugehen, dass die übertägige und untertägige Erkundung aus zwingenden Grün-
den des öffentlichen Interesses erfolgt. Für die Erkundung nach diesem Gesetz und die 
jeweiligen Standortentscheidungen gelten die §§ 9d bis 9f sowie § 9g Absatz 3 bis 5 des 
Atomgesetzes. 

(2) Die Entscheidungen im Standortauswahlverfahren haben grundsätzlich Vorrang 
vor Landesplanungen und Bauleitplanungen.  

(3) Bei der Durchführung seiner Tätigkeiten arbeitet der Vorhabenträger mit For-
schungseinrichtungen im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zusammen und kann wis-
senschaftliche Erkenntnisse anderer wissenschaftlicher Einrichtungen heranziehen. Soweit 
für die Erkundung und den Standortvergleich Geodaten, insbesondere geowissenschaftli-
che und hydrogeologische Daten der zuständigen Landesbehörden benötigt werden, sind 
diese Daten dem Vorhabenträger bei gleichzeitiger Übertragung der erforderlichen Nut-
zungs- und Weiterverwendungsrechte unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Zu den zur 
Verfügung zu stellenden Daten gehören auch Informationen über die nach § 21 zugelasse-
nen Vorhaben. Private Interessen treten grundsätzlich hinter dem öffentlichen Interesse an 
der Nutzung dieser Daten im Auswahlverfahren zurück. 

(4) Die Funktionen der Länder als amtliche Sachverständige und Träger öffentlicher 
Belange bleiben unberührt. 

Kapitel 2 
Ablauf des Standortauswahlverfahrens 

§ 13 

Ermittlung von Teilgebieten 
(1) Der Vorhabenträger hat unter Anwendung der in den § 22 bis § 24 festgelegten 

geowissenschaftlichen Anforderungen und Kriterien Teilgebiete zu ermitteln, die günstige 
geologische Voraussetzungen für die sichere Endlagerung radioaktiver Abfälle erwarten 
lassen.  

(2) Der Vorhabenträger wendet hierzu auf das gesamte Bundesgebiet zunächst die 
geowissenschaftlichen Ausschlusskriterien nach § 22 und auf das verbleibende Gebiet die 
Mindestanforderungen nach § 23 an. Aus den identifizierten Gebieten ermittelt der Vorha-
benträger durch Anwendung der geowissenschaftlichen Abwägungskriterien nach § 24 die 
Teilgebiete, die sich auf Basis der Abwägung als günstig erweisen. Der Vorhabenträger 
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veröffentlicht das Ergebnis in einem Zwischenbericht und übermittelt diesen an das Bun-
desamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit. In dem Zwischenbericht werden sämtli-
che für die getroffene Auswahl entscheidungserheblichen Tatsachen und Erwägungen dar-
gestellt; sofern Gebiete vorhanden sind, die aufgrund nicht hinreichender geologischer Da-
ten nicht eingeordnet werden können, sind diese ebenfalls aufzuführen. 

§ 14 

Ermittlung von Standortregionen für übertägige Erkundung 
(1) Der Vorhabenträger ermittelt aus den Teilgebieten nach § 13 Absatz 1 Standortre-

gionen für die übertägige Erkundung. Er führt für die Teilgebiete repräsentative vorläufige 
Sicherheitsuntersuchungen nach § 26 durch. Auf der Grundlage der daraus ermittelten Er-
gebnisse hat der Vorhabenträger unter erneuter Anwendung der geowissenschaftlichen 
Abwägungskriterien nach § 24 günstige Standortregionen zu ermitteln. Soweit unter Sicher-
heitsaspekten gleich günstige Standortregionen vorliegen, sind planungswissenschaftliche 
Abwägungskriterien nach § 25 anzuwenden. Für die Standortregionen nach Absatz 2 erar-
beitet er standortbezogene Erkundungsprogramme nach Maßgabe der Anforderungen und 
Kriterien nach § 22 bis § 24 sowie der weiteren Entscheidungsgrundlagen. 

(2) Der Vorhabenträger übermittelt den Vorschlag für die übertägig zu erkundenden 
Standortregionen mit Begründung und den Ergebnissen der Beteiligung zu dem Zwischen-
bericht nach § 13 Absatz 2 an das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit. 
Liegen zu einzelnen Gebieten keine hinreichenden Informationen für die Anwendung der 
Kriterien nach §§ 22 bis 24 vor, ist eine begründete Empfehlung zum weiteren Verfahren 
mit diesen Gebieten aufzunehmen. 

(3) Mit dem Vorschlag legt der Vorhabenträger dem Bundesamt für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit die standortbezogenen Erkundungsprogramme zur Festlegung vor. 

§ 15 

Entscheidung über übertägige Erkundung und Erkundungsprogramme 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit prüft den Vorschlag des 

Vorhabenträgers. Will das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit von dem 
Vorschlag des Vorhabenträgers abweichen, hat es ihm zuvor Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 

(2) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit übermittelt dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des 
Vorhabenträgers gemäß § 14 Absatz 2, die darauf bezogenen Ergebnisse des Beteiligungs-
verfahrens einschließlich der Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums und 
eine begründete Empfehlung zum Vorschlag des Vorhabenträgers. Die Bundesregierung 
unterrichtet den Deutschen Bundestag und den Bundesrat über die Standortregionen, die 
übertägig erkundet werden sollen und legt insbesondere die Unterlagen nach Satz 1 vor. 

(3) Die übertägig zu erkundenden Standortregionen und das weitere Verfahren mit 
den Gebieten, zu denen keine hinreichenden Informationen für die Anwendung der Kriterien 
nach §§ 22 bis 24 vorliegen, werden durch Bundesgesetz bestimmt. 

(4) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit legt die standortbezo-
genen Erkundungsprogramme zur übertägigen Erkundung für die durch Bundesgesetz aus-
gewählten Standortregionen fest und veröffentlicht diese sowie wesentliche Änderungen im 
Bundesanzeiger. 
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§ 16 

Übertägige Erkundung und Vorschlag für untertägige Erkundung 
(1) Der Vorhabenträger hat die durch Bundesgesetz ausgewählten Standortregionen 

übertägig nach den standortbezogenen Erkundungsprogrammen zu erkunden. Auf der 
Grundlage der Erkundungsergebnisse hat der Vorhabenträger weiterentwickelte vorläufige 
Sicherheitsuntersuchungen durchzuführen. Er führt in den Standortregionen sozioökono-
mische Potenzialanalysen durch. 

(2) Auf Grundlage der nach Absatz 1 ermittelten Ergebnisse hat der Vorhabenträger 
unter erneuter Anwendung der Anforderungen und Kriterien nach § 22 bis 24 günstige 
Standorte zu ermitteln. Soweit unter Sicherheitsaspekten gleich günstige Standorte vorlie-
gen, sind planungswissenschaftliche Abwägungskriterien nach § 25 anzuwenden. Für die 
Standorte nach Absatz 3 erarbeitet er vertiefte geowissenschaftliche Erkundungspro-
gramme nach Maßgabe der Anforderungen und Kriterien nach § 22 bis 24 sowie der wei-
teren Entscheidungsgrundlagen. 

(3) Der Vorhabenträger übermittelt seinen Vorschlag für die untertägig zu erkunden-
den Standorte mit Begründung und den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens an das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit. Dabei sind auch die möglichen Um-
weltauswirkungen sowie sonstige mögliche Auswirkungen eines Endlagervorhabens dar-
zustellen. 

(4) Mit dem Vorschlag legt der Vorhabenträger dem Bundesamt für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit die zugehörigen vertieften geowissenschaftlichen Erkundungspro-
gramme einschließlich der Prüfkriterien für die untertägige Erkundung zur Festlegung vor. 

§ 17 

Entscheidung über untertägige Erkundung und Erkundungsprogramme 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit prüft den Vorschlag des 

Vorhabenträgers. Will das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit von dem 
Vorschlag des Vorhabenträgers abweichen, hat es ihm zuvor Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben. 

(2) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit übermittelt dem Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des 
Vorhabenträgers nach § 16 Absatz 3, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens ein-
schließlich der Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums und eine begründete 
Empfehlung zum Vorschlag des Vorhabenträgers. Die Bundesregierung unterrichtet den 
Deutschen Bundestag und den Bundesrat über Standorte, die untertägig erkundet werden 
sollen, und legt insbesondere die Unterlagen nach Satz 1 vor. Die untertägig zu erkunden-
den Standorte werden durch Bundesgesetz bestimmt. 

(3) Vor Übermittlung des Vorschlags nach § 17 Absatz 2 stellt das Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit durch Bescheid fest, ob das bisherige Standortaus-
wahlverfahren nach den Regelungen dieses Gesetzes durchgeführt wurde und der Aus-
wahlvorschlag diesen entspricht. Der Bescheid ist in entsprechender Anwendung der Best-
immungen über die öffentliche Bekanntmachung von Genehmigungsbescheiden der in § 7 
Absatz 4 Satz 3 des Atomgesetzes genannten Rechtsverordnung öffentlich bekannt zu ma-
chen. Für Rechtsbehelfe gegen die Entscheidung nach Satz 1 findet das Umwelt-Rechts-
behelfsgesetz in der jeweils geltenden Fassung mit der Maßgabe entsprechende Anwen-
dung, dass die kommunalen Gebietskörperschaften, in deren Gebiet ein zur untertägigen 
Erkundung vorgeschlagener Standort liegt, und deren Einwohnerinnen und Einwohner so-
wie Grundstückseigentümer den nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten 
Vereinigungen gleichstehen. Einer Nachprüfung der Entscheidung in einem Vorverfahren 
nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung bedarf es nicht. Über Klagen gegen die Ent-
scheidung nach Satz 1 entscheidet im ersten und letzten Rechtszug das Bundesverwal-
tungsgericht. 
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(4) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit legt die vertieften geo-
wissenschaftlichen Erkundungsprogramme für die durch Bundesgesetz ausgewählten 
Standorte fest und veröffentlicht diese sowie wesentliche Änderungen im Bundesanzeiger. 

§ 18 

Vertiefte Erkundung 
(1) Der Vorhabenträger hat die durch Bundesgesetz ausgewählten Standorte nach 

den vertieften geowissenschaftlichen Erkundungsprogrammen zu erkunden. Auf der 
Grundlage der Erkundungsergebnisse hat der Vorhabenträger umfassende vorläufige Si-
cherheitsuntersuchungen durchzuführen sowie die Unterlagen für die Umweltverträglich-
keitsprüfung hinsichtlich des Standortes des Endlagers nach § 6 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung zu erstellen. 

(2) Auf Grundlage der nach Absatz 1 ermittelten Ergebnisse hat der Vorhabenträger 
unter erneuter Anwendung der Anforderungen und Kriterien nach §§ 22 bis 24 geeignete 
Standorte nach Absatz 3 zu ermitteln. Soweit unter Sicherheitsaspekten gleich geeignete 
Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftliche Abwägungskriterien nach § 25 anzu-
wenden. 

(3) Der Vorhabenträger übermittelt seinen Standortvorschlag für ein Endlager mit Be-
gründung und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt für kerntech-
nische Entsorgungssicherheit. Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit 
führt auf Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten Unterlagen die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung hinsichtlich des Standortes entsprechend den §§ 7 bis 9b des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung durch. 

§ 19 

Abschließender Standortvergleich und Standortvorschlag 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit prüft den Vorschlag des 

Vorhabenträgers. Auf Grundlage des Ergebnisses dieser Prüfung und unter Abwägung 
sämtlicher privater und öffentlicher Belange sowie der Ergebnisse des Beteiligungsverfah-
rens bewertet das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit, welches der 
Standort mit der bestmöglichen Sicherheit ist. Der Standortvorschlag muss erwarten lassen, 
dass die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderliche Vorsorge gegen 
Schäden durch die Errichtung, den Betrieb und die Stilllegung des Endlagers nach § 9b 
Absatz 1a des Atomgesetzes gewährleistet ist und sonstige öffentlich-rechtliche Vorschrif-
ten nicht entgegenstehen. Der durch das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit zu übermittelnde Standortvorschlag muss eine zusammenfassende Darstellung 
und Bewertung der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, der Umweltauswirkungen ent-
sprechend den §§ 11 und 12 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung und 
eine Begründung der Raumverträglichkeit umfassen. 

(2) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit hat dem Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den begründeten Standortvor-
schlag einschließlich aller hierfür erforderlichen Unterlagen zu übermitteln. Vor Übermitt-
lung des Standortvorschlages stellt das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicher-
heit durch Bescheid fest, ob das bisherige Standortauswahlverfahren nach den Regelungen 
dieses Gesetzes durchgeführt wurde und der Standortvorschlag diesen entspricht. Das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit ist in seiner Beurteilung an die im 
bestandskräftigen Bescheid nach § 17 Absatz 3 enthaltene Feststellung zur Rechtmäßig-
keit des Verfahrens gebunden. Der Bescheid ist in entsprechender Anwendung der Best-
immungen über die öffentliche Bekanntmachung von Genehmigungsbescheiden der in § 7 
Absatz 4 Satz 3 des Atomgesetzes genannten Rechtsverordnung öffentlich bekannt zu ma-
chen. Für Rechtsbehelfe gegen den Bescheid nach Satz 2 findet das Umwelt-Rechts-
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behelfsgesetz mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass die betroffenen kommu-
nalen Gebietskörperschaften, in deren Gebiet der vorgeschlagene Standort liegt, deren Ein-
wohnerinnen und Einwohner sowie Grundstückseigentümer im Sinne von Satz 2 den nach 
§ 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten Vereinigungen gleichstehen. Einer 
Nachprüfung der Entscheidung in einem Vorverfahren nach § 68 der Verwaltungsgerichts-
ordnung bedarf es nicht. Über Klagen gegen die Entscheidung nach Satz 2 entscheidet im 
ersten und letzten Rechtszug das Bundesverwaltungsgericht. 

§ 20 

Standortentscheidung 
(1) Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den 

Standortvorschlag in Form eines Gesetzentwurfs vor. Zu den von der Bundesregierung er-
gänzend vorzulegenden, für die Bewertung des Standortes erforderlichen Unterlagen, ge-
hören insbesondere ein zusammenfassender Bericht über die Ergebnisse des Standortaus-
wahlverfahrens und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens einschließlich der Bera-
tungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums. 

(2) Über die Annahme des Standortvorschlags wird durch Bundesgesetz entschieden. 

(3) Die Standortentscheidung nach Absatz 2 ist für das anschließende Genehmi-
gungsverfahren nach § 9b Absatz 1a des Atomgesetzes für die Errichtung, den Betrieb und 
die Stilllegung des Endlagers verbindlich. Auf der Grundlage dieser Entscheidung ist die 
Eignung des Vorhabens im Genehmigungsverfahren vollumfänglich zu prüfen. 

(4) Abweichend von § 15 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes in Verbindung mit § 
1 Satz 2 Nummer 3 der Raumordnungsverordnung vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 
2766), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 35 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I 
S. 212) geändert worden ist, findet ein Raumordnungsverfahren für die Errichtung des End-
lagers nicht statt. 

§ 21 

Sicherungsvorschriften 
(1) Ein Gebiet, das als bestmöglicher Standort für die Endlagerung in Betracht kommt, 

ist vor Veränderungen, die seine Eignung als Endlagerstandort beeinträchtigen können, zu 
schützen, wenn in dem Gebiet in einer Teufe von 300 bis 1500 Metern unter der Gelände-
oberkante stratiforme Steinsalz- oder Tonsteinformationen mit einer Mächtigkeit von min-
destens 100 Metern, Salzformationen in steiler Lagerung oder Kristallingesteinsformationen 
mit einer vertikalen Ausdehnung von mindestens 100 Metern vorhanden sind. Der Schutz 
erfolgt bis zu dem Zeitpunkt, in dem die übertägig zu erkundenden Standortregionen nach 
§ 15 Absatz 3 bestimmt werden, nach Maßgabe des Absatzes 2, danach nach Absatz 3. § 
12 Absatz 1 Satz 4 bleibt unberührt.  

(2) Anträge Dritter auf Zulassung eines Vorhabens in Teufen von mehr als 100 Metern 
nach den Bestimmungen des Bundesberggesetzes oder sonstigen Rechtsvorschriften dür-
fen nur dann zugelassen werden, wenn  

1. für das Gebiet, in das das Vorhaben fällt, offensichtlich ist, dass mindestens eine Min-
destanforderung nicht erfüllt oder mindestens ein Ausschlusskriterium erfüllt ist, oder 

2. das Vorhaben im engen räumlichen Zusammenhang mit bereits durchgeführten Maß-
nahmen steht, durch die ein ähnlich starker Eingriff in den Untergrund erfolgt ist, oder 

3. das Vorhaben eine Formation nach Absatz 1 berührt, deren Eigenschaften, die nach 
den Anforderungen und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu bewerten sind, über große Flä-
chen nur geringen räumlichen Schwankungen unterliegen und deren Fläche auch ohne 
das von den Auswirkungen dieses und anderer nach dieser Regelung zugelassener 
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Vorhaben möglicherweise beeinträchtigte Gebiet das Zehnfache des für die Realisie-
rung des Endlagers erforderlichen Flächenbedarfes beträgt, oder 

4. das Vorhaben nur Bohrungen von 100 Metern bis 300 Metern Endteufe umfasst und 
ausgeschlossen werden kann, dass  

a) durch die Bohrungen Gesteinsschichten erheblich geschädigt werden können, die 
einen langfristigen Schutz darunter liegender, für die Endlagerung geeigneter 
Schichten bewirken oder die langfristig im Sinne einer zusätzlichen Barriere für das 
Endlager wirken; dabei ist eine Schädigung der Deckschicht bei Bohrungen bis zu 
200 Metern Endteufe nicht zu unterstellen, und 

b) am Ort des beabsichtigten Vorhabens in einer Teufe von 300 bis 1500 Metern 
unter Geländeoberkante stratiforme Salzformationen von mindestens 100 Metern 
Mächtigkeit oder Salzformationen in steiler Lagerung mit einer vertikalen Ausdeh-
nung von mindestens 100 Metern vorhanden sind, der Salzspiegel oberhalb von 
400 Metern unter Geländeoberkante liegt und durch die Bohrung und die mit dieser 
Bohrung in Verbindung stehenden Maßnahmen die Salzformation geschädigt oder 
eine wesentliche Beeinflussung des Grundwassers im Bereich von 50 Metern über 
der höchsten Stelle des Salzspiegels verursacht werden kann, oder 

5. die Zurückstellung des Antrags im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde und überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 

(3) Zur Sicherung einer zukünftigen Erkundung oder Fortsetzung einer begonnenen 
Erkundung kann das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit für die Dauer 
von höchstens 10 Jahren für bestimmte Gebiete untersagen, dass auf deren Flächen oder 
in deren Untergrund Veränderungen vorgenommen werden, die das jeweilige Vorhaben 
erheblich erschweren können. Es hat diese Bescheide im Bundesanzeiger bekannt zu ma-
chen. Vor Erlass des Bescheids sind die Gebietskörperschaften, deren Gebiet von der Fest-
legung betroffen wird, sowie betroffene Grundstückseigentümer zu hören. Das Bun-desamt 
für kerntechnische Entsorgungssicherheit kann in Einzelfällen Ausnahmen ge-nehmigen, 
wenn die Untersagung im Einzelfall zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen 
würde und überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Eine zwei-malige Ver-
längerung des Bescheids um jeweils höchstens zehn Jahre ist zulässig, wenn die Voraus-
setzungen nach Satz 1 fortbestehen. § 9g Absatz 5 des Atomgesetzes gilt ent-sprechend. 

Kapitel 3 
Kriterien und Anforderungen für die Standortauswahl 

§ 22 

Ausschlusskriterien 
(1) Ein Gebiet ist nicht als Endlagerstandort geeignet, wenn mindestens eines der 

Ausschlusskriterien nach Absatz 2 in diesem Gebiet erfüllt ist. 

(2) Die Ausschlusskriterien sind: 

1. Großräumige Vertikalbewegungen 
Es ist eine großräumige geogene Hebung von mehr als 1 mm pro Jahr gemittelt über 
den Nachweiszeitraum zu erwarten. 

2. Aktive Störungszonen 
In den Gebirgsbereichen, die als Endlagerbereich in Betracht kommen, einschließlich 
eines abdeckenden Sicherheitsabstands sind geologisch aktive Störungszonen vor-
handen, die das Endlagersystem und seine Barrieren beeinträchtigen können. 
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3. Einflüsse aus gegenwärtiger oder früherer bergbaulicher Tätigkeit 
Das Gebirge ist durch gegenwärtige oder frühere bergbauliche Tätigkeit so geschä-
digt, dass daraus negative Einflüsse auf den Spannungszustand und die Permeabili-
tät des Gebirges im Bereich eines vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs oder vorgesehenen Endlagerbereichs zu besorgen sind. Dies gilt nicht für Fol-
gen von Maßnahmen zur Erkundung potenzieller Endlagerstandorte. 

4. Seismische Aktivität 
Die örtliche seismische Gefährdung ist größer als in Erdbebenzone 1 nach DIN EN 
1998-1/ NA 2011-01. 

5. Vulkanische Aktivität 
Es liegt quartärer Vulkanismus vor oder es ist zukünftig vulkanische Aktivität zu er-
warten. 

6. Grundwasseralter 
In den Gebirgsbereichen, die als einschlusswirksamer Gebirgsbereich oder Einlage-
rungsbereich in Betracht kommen, sind junge Grundwässer nachgewiesen worden. 

§ 23 

Mindestanforderungen 
(1) Gebiete, die kein Ausschlusskriterium nach § 22 erfüllen, sind nur als Endlager-

standort geeignet, wenn sämtliche in Absatz 2 genannten Mindestanforderungen erfüllt 
sind. Für die Anwendung der Mindestanforderungen gilt: 

1. Sofern für die Bewertung der Erfüllung einer Mindestanforderung notwendige Daten für 
ein Gebiet erst in einer späteren Phase des Standortauswahlverfahrens erhoben wer-
den können, gilt die jeweilige Mindestanforderung bis zur Erhebung dieser Daten als 
erfüllt, soweit dies aufgrund der vorhandenen Datenlage zu erwarten ist. Spätestens in 
der Begründung für den Vorschlag nach § 18 Absatz 3 ist die Erfüllung aller Mindest-
anforderungen standortspezifisch nachzuweisen. 

2. Ist in einem Gebiet absehbar, dass kein einschlusswirksamer Gebirgsbereich ausge-
wiesen werden kann, es sich aber für ein wesentlich auf technischen oder geotechni-
schen Barrieren beruhendes Endlagersystem eignet, tritt an die Stelle der Mindestan-
forderung nach Absatz 2 Nummer 1 der Nachweis, dass die technischen und geotech-
nischen Barrieren den sicheren Einschluss der Radionuklide für eine Million Jahre ge-
währleisten können. Die Mindestanforderungen nach Absatz 2 Nummern 2 bis 5 sind 
in diesem Fall auf den Einlagerungsbereich entsprechend anzuwenden. Absatz 1 Num-
mer 1 gilt entsprechend. 

(2) Die Mindestanforderungen sind: 

1. Gebirgsdurchlässigkeit 
In einem einschlusswirksamen Gebirgsbereich muss die Gebirgsdurchlässigkeit kf we-
niger als 10-10 m/s betragen. Sofern ein direkter Nachweis in den Begründungen für die 
Vorschläge nach §§ 14 und 16 noch nicht möglich ist, muss nachgewiesen werden, 
dass der einschlusswirksame Gebirgsbereich aus Gesteinstypen besteht, denen eine 
Gebirgsdurchlässigkeit kleiner als 10-10 m/s zugeordnet werden kann. Die Erfüllung des 
Kriteriums kann auch durch den Einlagerungsbereich überlagernde Schichten nachge-
wiesen werden. 

2. Mächtigkeit des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches 
Der Gebirgsbereich, der den einschlusswirksamen Gebirgsbereich aufnehmen soll, 
muss mindestens 100 m mächtig sein. Bei Gesteinskörpern des Wirtsgesteins Kristal-
lin mit geringerer Mächtigkeit kann der Nachweis des sicheren Einschlusses für den 
betroffenen Gebirgsbereich bei Vorliegen geringer Gebirgsdurchlässigkeit auch über 
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das Zusammenwirken des Wirtsgesteins mit geotechnischen und technischen Barrie-
ren geführt werden. Eine Unterteilung in mehrere solcher Gebirgsbereiche innerhalb 
eines Endlagersystems ist zulässig. 

3. Minimale Teufe des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches 
Die Oberfläche eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches muss mindestens 300 
m unter der Geländeoberfläche liegen. In Gebieten, in denen im Nachweiszeitraum 
mit exogenen Prozessen zu rechnen ist, deren direkte oder indirekte Auswirkungen 
zur Beeinträchtigung der Integrität eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches füh-
ren können, muss die Oberfläche des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs tiefer als 
die zu erwartende größte Tiefe der Auswirkungen liegen. Soll ein einschlusswirksa-
mer Gebirgsbereich im Gesteinstyp Steinsalz in steiler Lagerung ausgewiesen wer-
den, so muss die Salzschwebe über dem einschlusswirksamen Gebirgsbereich min-
destens 300 m mächtig sein. Soll ein einschlusswirksamer Gebirgsbereich im Ge-
steinstyp Tonstein ausgewiesen werden, so muss zu erwarten sein, dass das Deck-
gebirge auch nach dem Eintreten der exogenen Prozesse nach Satz 2 ausreichend 
mächtig ist, um eine Beeinträchtigung der Integrität des einschlusswirksamen Ge-
birgsbereichs durch Dekompaktion ausschließen zu können. 

4. Fläche des Endlagers 
Ein einschlusswirksamer Gebirgsbereich muss über eine Ausdehnung in der Fläche 
verfügen, die eine Realisierung des Endlagers ermöglicht. In den Flächenbedarf des 
Endlagers eingeschlossen sind Flächen, die für die Realisierung von Maßnahmen zur 
Rückholung von Abfallbehältern oder zur späteren Auffahrung eines Bergungsberg-
werks erforderlich sind und verfügbar gehalten werden müssen. 

5. Erhalt der Barrierewirkung 
Es dürfen keine Erkenntnisse oder Daten vorliegen, welche die Integrität des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches, insbesondere die Einhaltung der geowissen-
schaftlichen Mindestanforderungen zur Gebirgsdurchlässigkeit, Mächtigkeit und Aus-
dehnung des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches über einen Zeitraum von einer 
Million Jahren zweifelhaft erscheinen lassen. 

§ 24 

Geowissenschaftliche Abwägungskriterien 
(1) Anhand geowissenschaftlicher Abwägungskriterien wird jeweils bewertet, ob in ei-

nem Gebiet eine günstige geologische Gesamtsituation vorliegt. Die günstige geologische 
Gesamtsituation ergibt sich nach einer sicherheitsgerichteten Abwägung der Ergebnisse zu 
allen Abwägungskriterien. Die in Absatz 3 aufgeführten Indikatoren dienen hierbei als Be-
wertungsmaßstab. 

(2) Im Fall des § 23 Absatz 1 Nummer 2 tritt an die Stelle des Abwägungskriteriums 
nach Anlage 2 die rechnerische Ableitung, welches Einschlussvermögen die technischen 
und geotechnischen Barrieren voraussichtlich erreichen. Erkenntnisse zur Fertigungsquali-
tät der technischen und geotechnischen Barrieren sowie zu deren Alterung unter Endlager-
bedingungen am jeweiligen Standort sind zu berücksichtigen. Soweit sich die Abwägungs-
kriterien nach den Anlagen 1 und 3 bis 11 auf den einschlusswirksamen Gebirgsbereich 
beziehen, sind sie in diesem Fall auf den Einlagerungsbereich entsprechend anzuwenden. 

(3) Die erreichbare Qualität des Einschlusses und die zu erwartende Robustheit des 
Nachweises werden an Hand der Kriterien zum Transport durch Grundwasser, zur Konfi-
guration der Gesteinskörper, zur räumlichen Charakterisierbarkeit und zur Prognostizier-
barkeit beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 1 bis 4 festgelegt. 

(4) Die Absicherung des Isolationsvermögens wird anhand der Kriterien zu gebirgs-
mechanischen Voraussetzungen und zur geringen Neigung zur Bildung von Fluidwegsam-
keiten beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 5 und 6 festgelegt.  
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(5) Weitere sicherheitsrelevante Eigenschaften werden anhand der Kriterien zur Gas-
bildung, zur Temperaturverträglichkeit, zum Rückhaltevermögen der Gesteine des ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereichs gegenüber Radionukliden, zu hydrochemische Verhält-
nisse und zum Deckgebirge beurteilt. Diese Kriterien werden in den Anlagen 7 bis 11 fest-
gelegt. 

§ 25 

Planungswissenschaftliche Abwägungskriterien 
Planungswissenschaftliche Kriterien dienen der weiteren Abwägung zwischen unter Si-

cherheitsaspekten gleich günstigen Gebieten. Sie werden in einem Abwägungsprozess in 
drei Gewichtungsgruppen nach Anlage 12 angewandt, von denen die Gewichtungsgruppe 
1 am stärksten, die Gewichtungsgruppe 2 am zweitstärksten und die Gewichtungsgruppe 
3 mit der geringsten Gewichtung zu werten ist. Eine Abwägung der planungswissenschaft-
lichen Abwägungskriterien mit den geowissenschaftlichen Kriterien erfolgt nicht. 

§ 26 

Vorläufige Sicherheitsuntersuchungen 
(1) Gegenstand der vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen nach § 14 Absatz 1, § 16 

Absatz 1 und § 18 Absatz 1 ist die Bewertung, inwieweit der sichere Einschluss der radio-
aktiven Abfälle unter Ausnutzung der geologischen Standortgegebenheiten erwartet wer-
den kann. 

(2) In den vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen gemäß Absatz 1 wird das Endlager-
system in seiner Gesamtheit betrachtet und entsprechend dem Stand von Wissenschaft 
und Technik hinsichtlich seiner Sicherheit bewertet. Dazu wird das Verhalten des Endlager-
systems unter verschiedenen Belastungssituationen und unter Berücksichtigung von Da-
tenunsicherheiten, Fehlfunktionen sowie zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten im Hin-
blick auf den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfälle für einen Zeitraum von einer Mil-
lion Jahre untersucht. Dies umfasst auch eine Beurteilung der Robustheit der Aussagen der 
vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen. 

(3) Inhalt der vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen ist auch eine Beurteilung, inwie-
fern in dem jeweiligen Gebiet zu erwarten ist, dass an dem Standort für die Endlagerung 
der insbesondere Wärme entwickelnden radioaktiven Abfälle die zusätzliche Endlagerung 
größerer Mengen geringfügig Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle möglich ist. 

T e i l  4  
K o s t e n  

§ 27 

Umlage 
(1) Der Vorhabenträger und das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicher-

heit legen ihre umlagefähigen Kosten für die Umsetzung des Standortauswahlverfahrens 
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 und der §§ 28 bis 34 anteilig auf die Umlagepflichtigen 
um. § 21b des Atomgesetzes und die Endlagervorausleistungsverordnung finden insoweit 
keine Anwendung. 

(2) Umlagefähige Kosten nach Absatz 1 sind die sächlichen Verwaltungsausgaben, 
Personalausgaben und Investitionsausgaben, die dem Vorhabenträger und dem Bundes-
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amt für kerntechnische Entsorgungssicherheit für die Aufgabenerledigung nach diesem Ge-
setz entstehen, soweit sie nicht nach Absatz 3 anderen Kostenträgern zuzurechnen sind. 
Umlagefähige Kosten nach Satz 1 sind insbesondere die Ausgaben für: 

1. Das Beteiligungsverfahren nach Teil 2 dieses Gesetzes, einschließlich der fachlichen 
Begleitung, 

2. die Ermittlung von Teilgebieten und in Betracht kommenden Standortregionen, ein-
schließlich der Erstellung von Sicherheitsuntersuchungen nach den § 13 Absatz und 
§ 14 Absatz 1, 

3. übertägige Erkundungen von Standortregionen und untertägige Erkundungen von 
Standorten, einschließlich der Erstellung von Sicherheitsuntersuchungen nach den 
§§ 16 bis 18, 

4. die Erstellung des Zwischenberichts nach § 13 Absatz 2 sowie von Vorschlägen nach 
§ 14 Absatz 2, § 15 Absatz 1, § 16 Absatz 3, § 17 Absatz 1, § 18 Absatz 3 und § 19 
Absatz 1, 

5. die Erstellung und Festlegung von Erkundungsprogrammen nach den §§ 14 bis 17, 

6. Forschungen und Entwicklungen des Vorhabenträgers oder des Bundesamtes für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit im Zusammenhang mit der Standortauswahl, 

7. den Erwerb, die Errichtung und die Unterhaltung von Grundstücken, Einrichtungen und 
Rechten zur Umsetzung des Standortauswahlverfahrens, 

8. die Offenhaltung und im Falle des Ausschlusses den Rückbau des Bergwerkes Gorle-
ben. 

(3) Nicht umlagefähig sind Kosten, die im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungs-
verfahren nach § 15 Absatz 3, § 17 Absatz 2 und § 20 Absatz 2 als Kosten für die Bundes-
regierung, den Deutschen Bundestag oder den Bundesrat entstehen. 

(4) Bei der Umsetzung des Standortauswahlverfahrens sind die Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. 

§ 28 

Umlagepflichtige und Umlagebetrag 
(1) Umlagepflichtig ist derjenige, dem eine Genehmigung nach den §§ 6, 7 oder 9 des 

Atomgesetzes oder nach § 7 der Strahlenschutzverordnung erteilt worden ist oder war, 
wenn aufgrund der genehmigten Tätigkeit radioaktive Abfälle, die an ein Endlager nach § 9a 
Absatz 3 des Atomgesetzes abgeliefert werden müssen, angefallen sind oder damit zu 
rechnen ist. Soweit die Finanzierungspflicht für Anlagen zur Endlagerung radioaktiver Ab-
fälle nach § 1 des Entsorgungsübergangsgesetzes auf den Fonds im Sinne von § 1 Entsor-
gungsfondsgesetz übergegangen ist, ist der Fonds im Sinne von § 1 Entsorgungsfondsge-
setz anstelle des Genehmigungsinhabers umlagepflichtig. Landessammelstellen nach § 9a 
des Atomgesetzes sind nicht umlagepflichtig. 

(2) Der zu entrichtende Anteil eines Umlagepflichtigen an den umlagefähigen Kosten 
(Umlagebetrag) bemisst sich aufwandsgerecht entsprechend § 6 Absatz 1 Nummer 2 und 
Absatz 3 der Endlagervorausleistungsverordnung. 

§ 29 

Jahresrechnung für die Umsetzung der Standortsuche und Ermittlung der umlage-
fähigen Kosten 

(1) Der Vorhabenträger und das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicher-
heit stellen nach Ende des Haushaltsjahres die umlagefähigen Kosten nach § 27 Absatz 2 
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jeweils durch Jahresrechnung über die Einnahmen und Ausgaben für die Umsetzung des 
Standortauswahlverfahrens fest (Jahresrechnung). 

(2) Für die Jahresrechnungen ist eine Abschlussprüfung durch einen Wirtschaftsprü-
fer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vorzunehmen. Die Jahresrechnungen bedür-
fen zudem der Genehmigung durch das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit. 

§ 30 

Ermittlung des Umlagebetrages 
(1) Auf Grundlage der in den Jahresrechnungen ermittelten umlagefähigen Kosten 

nach § 29 Absatz 1 haben der Vorhabenträger und das Bundesamt für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit für jeden Umlagepflichtigen den von diesem zu entrichtenden anteiligen 
Umlagebetrag nach § 28 Absatz 2 zu ermitteln und zuzuordnen. Zu berücksichtigende Fehl-
beträge, nicht eingegangene Beträge und Überschüsse sind dem jeweiligen Umlagepflich-
tigen zuzuordnen. 

(2) Der Vorhabenträger übermittelt seine Jahresrechnung und die ermittelten Umla-
gebeträge dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit. 

§ 31 

Umlageforderung, Festsetzung und Fälligkeit 
(1) Die Umlageforderung entsteht mit Ablauf des Haushaltsjahres, für das die Umla-

gepflicht besteht (Umlagejahr). 

(2) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit hat die von ihm und 
dem Vorhabenträger ermittelten Umlagebeträge festzusetzen, sobald sie nach § 30 ab-
schließend zugeordnet worden sind. Die Festsetzung erfolgt durch Bescheid. 

(3) Die Umlageforderung wird mit der Bekanntgabe des Bescheides an den Umlage-
pflichtigen fällig, wenn nicht das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit ei-
nen späteren Zeitpunkt bestimmt. 

(4) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit übermittelt die für die 
Kosten des Vorhabenträgers eingezogenen Umlageforderungen nach Eingang unverzüg-
lich an diesen. 

§ 32 

Umlagevorauszahlungen 
(1) Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit hat von den Umlage-

pflichtigen eine Vorauszahlung auf den Umlagebetrag eines Umlagejahres festzusetzen. 
Die Festsetzungen von Vorauszahlungen für umlagefähige Kosten des Vorhabenträgers 
nimmt das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit vor. 

(2) Der Festsetzung nach Absatz 1 sind die umlagefähigen Kosten nach § 27 Absatz 2 
zugrunde zu legen, die im Haushaltsplan für dieses Umlagejahr veranschlagt sind. § 30 und 
§ 31 Absatz 2 bis 4 gelten entsprechend. Aus vorherigen Vorauszahlungen entstammende 
Überzahlungen nach § 33 Absatz 2 Satz 2 sind zu verrechnen. 

(3) Soweit der Umlagebetrag die Vorauszahlung voraussichtlich übersteigen wird, 
kann das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit für das laufende Umlage-
jahr eine weitere Umlagevorauszahlung festsetzen. Dies gilt auch für Umlagevorauszah-
lungen, die für den Vorhabenträger erhoben werden. 
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(4) Von der Erhebung von Umlagevorauszahlungen oder Umlagebeträgen kann ab-
gesehen werden, wenn sich aufgrund einer genehmigungsbedürftigen Tätigkeit oder auf-
grund des Betriebs einer Anlage nur kleine Mengen an radioaktiven Abfällen ergeben. 

§ 33 

Differenz zwischen Umlagebetrag und Vorauszahlung 
(1) Entsteht nach der Anrechnung des gezahlten Umlagevorauszahlungsbetrages auf 

den festgesetzten Umlagebetrag ein Fehlbetrag, ist dieser innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des festgesetzten Umlagebetrages zu entrichten. Der Fehlbetrag ist in der 
Festsetzung des Umlagebetrages auszuweisen. 

(2) Übersteigt der gezahlte Vorauszahlungsbetrag den festgesetzten Umlagebetrag, 
ist die Überzahlung mit der folgenden Vorauszahlung zu verrechnen. Anstelle der Verrech-
nung nach Satz 1 ist die Überzahlung zu erstatten, wenn der Umlagepflichtige eine solche 
Erstattung beantragt. 

§ 34 

Säumniszuschlag 
Werden die Umlagebeträge oder Umlagevorauszahlungsbeträge nicht innerhalb von 

zwei Wochen nach Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, ist für jeden angefangenen Monat 
der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 Prozent des rückständigen Betrages zu entrich-
ten. Der Säumniszuschlag wird nur erhoben, wenn der rückständige Betrag 50 Euro über-
steigt und die Säumnis länger als drei Tage beträgt. Wird die Festsetzung einer Umlage 
aufgehoben oder geändert, bleiben die bis dahin verwirkten Säumniszuschläge unberührt. 

T e i l  5  
S c h l u s s v o r s c h r i f t e n  

§ 35 

Bestehender Erkundungsstandort 
(1) Der Salzstock Gorleben wird wie jeder andere in Betracht kommende Standort ge-

mäß den nach §§ 22 bis 26 festgelegten Kriterien und Anforderungen in das Standortaus-
wahlverfahren einbezogen. Er kann lediglich im jeweiligen Verfahrensabschnitt nach den 
§§ 13 bis 20 des Standortauswahlgesetzes mit einem oder mehreren anderen Standorten 
verglichen werden, solange er nicht nach Satz 5 ausgeschlossen wurde. Er dient nicht als 
Referenzstandort für andere zu erkundende Standorte. Der Umstand, dass für den Standort 
Gorleben Erkenntnisse aus der bisherigen Erkundung vorliegen, darf ebenso wenig in die 
vergleichende Bewertung einfließen, wie der Umstand, dass für den Standort Gorleben be-
reits Infrastruktur für die Erkundung geschaffen ist. Der Ausschluss nach dem Standortaus-
wahlgesetz erfolgt, wenn der Salzstock Gorleben 

1. nicht zu den nach § 13 Absatz 2 ermittelten Teilgebieten gehört, 

2. nicht zu den nach § 15 Absatz 3 festgelegten übertägig zu erkundenden Standortregi-
onen gehört, 

3. nicht zu den nach § 17 Absatz 2 festgelegten untertägig zu erkundenden Standorten 
gehört oder 

4. nicht der Standort nach § 20 Absatz 2 ist. 

(2) Die bergmännische Erkundung des Salzstocks Gorleben ist beendet. Maßnah-
men, die der Standortauswahl dienen, dürfen nur noch nach diesem Gesetz und in dem 
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hier vorgesehenen Verfahrensschritt des Standortauswahlverfahrens durchgeführt werden. 
Das Bergwerk wird bis zu der Standortentscheidung nach dem Standortauswahlgesetz un-
ter Gewährleistung aller rechtlichen Erfordernisse und der notwendigen Erhaltungsarbeiten 
offen gehalten, sofern der Salzstock Gorleben nicht nach Absatz 1 aus dem Verfahren aus-
geschlossen wurde. Der Betrieb eines Salzlabors, insbesondere zur standortunabhängigen 
Forschung zum Medium Salz als Wirtsgestein, ist unzulässig. 

T e i l  6  
Ü b e r g a n g s v o r s c h r i f t e n  

§ 36 

Übergangsvorschriften 
Für die bis zum 27. Juli 2013 nach § 21b des Atomgesetzes gezahlten Vorausleistun-

gen gelten das Atomgesetz und die Endlagervorausleistungsverordnung in der zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden Fassung fort. 

T e i l  7  
E r m ä c h t i g u n g s v o r s c h r i f t e n  

§ 37 

Sicherheitsanforderungen 
Durch Rechtsverordnung kann bestimmt werden, welche grundlegenden Sicherheits-

anforderungen für die Endlagerung insbesondere Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle 
gelten. Die Rechtsverordnung erlässt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit. Sie bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

§ 38 

Dokumentation 
(1) Daten und Dokumente, die für die End- und Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle 

bedeutsam sind oder werden können (Speicherdaten), werden vom Bundesamt für kern-
technische Entsorgungssicherheit dauerhaft gespeichert. 

(2) Durch Rechtsverordnung können Einzelheiten zu den Speicherdaten und zu ihrem 
Inhalt, Verwendungszweck, Umfang, Übermittlung, Speicherung und Nutzung bestimmt 
werden. Die Rechtsverordnung erlässt das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit. Sie soll insbesondere Regelungen enthalten, nach denen die 
Inhaber von Speicherdaten diese vollständig und kostenfrei über die zuständigen Behörden 
der Länder dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit oder einer von die-
sem bestimmten Stelle zur Verfügung stellen. Zudem soll sie festlegen, wie die dauerhafte 
Unversehrtheit der Daten gesichert wird. 
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Anlage 1 
Zu § 24 Absatz 3 

Indikatoren zur Bewertung des Transportes radioaktiver Stoffe durch Grundwasserbewegungen im ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich 

Der Transport radioaktiver Stoffe durch Grundwasserbewegungen im einschlusswirksamen Gebirgsbereich soll so gering wie möglich sein. 
Indikatoren sind die im einschlusswirksamen Gebirgsbereich vorherrschende Grundwasserströmung, Grundwasserangebot und Diffusionsge-
schwindigkeit entsprechend der unten stehenden Tabelle. Solange diese Indikatoren nicht standortspezifisch erhoben sind, kann für die Ab-
wägung das jeweilige Wirtsgestein als Indikator verwendet werden. 

Bewertungsrelevante Eigenschaft 
des Kriteriums 

Bewertungsgröße beziehungsweise In-
dikator des Kriteriums [Dimension] 

Wertungsgruppe 

günstig bedingt günstig weniger günstig 

Grundwasserströmung Abstandsgeschwindigkeit des Grundwas-
sers [mm/a] 

< 0,1 0,1 – 1 > 1 

Grundwasserangebot Charakteristische Gebirgsdurchlässigkeit 
des Gesteinstyps [m/s] 

< 10-12 10-12 – 10-10 > 10-10 

Diffusionsgeschwindigkeit Charakteristischer effektiver Diffusionsko-
effizient des Gesteinstyps für tritiiertes 
Wasser (HTO) bei 25°C [m²/s] 

< 10-11 10-11 – 10-10 > 10-10 

Diffusionsgeschwindigkeit bei Ton-
stein 

Absolute Porosität < 20% 20% – 40% > 40% 

Verfestigungsgrad Tonstein fester Ton halbfester Ton 

 



 - 23 - Bearbeitungsstand: 25.11.2016  9:48 Uhr 

Anlage 2 
Zu § 24 Absatz 3 

Indikatoren zur Bewertung der Konfiguration der Gesteinskörper 

Die barrierewirksamen Gesteine eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches müssen mindestens über eine Mächtigkeit verfügen, die 
den sicheren Einschluss der Radionuklide über einen Zeitraum von einer Million Jahren bewirkt. Das voraussichtliche Einschlussvermö-
gen soll möglichst hoch und zuverlässig prognostizierbar sein. Es ist unter Berücksichtigung der Barrierewirkung der unversehrten Bar-
riere mittels Modellrechnungen abzuleiten, sobald die hierfür erforderlichen geowissenschaftlichen Daten vorliegen, spätestens für den 
Bericht nach § 18 Absatz 3. Solange die für die rechnerische Ableitung notwendigen Daten noch nicht vorliegen, können die Lage, 
Ausdehnung und Mächtigkeit der barrierewirksamen Gesteinsformation, der Grad der Umschließung durch einen einschlusswirksamen 
Gebirgsbereich sowie für das Wirtsgestein Tonstein deren Isolation von wasserleitenden Schichten und hydraulischen Potenzialbringern 
entsprechend der unten stehenden Tabelle als Indikatoren herangezogen werden. 

Bewertungsrelevante Eigenschaft 
des Kriteriums 

Bewertungsgröße beziehungsweise Indi-
kator des Kriteriums [Dimension] 

Wertungsgruppe 

günstig bedingt günstig weniger günstig 

Barrierewirksamkeit Barrierenmächtigkeit [m] > 150 100 – 150 50 -100 

Grad der Umschließung des Einlagerungs-
bereichs durch einen einschlusswirksamen 
Gebirgsbereich 

vollständig unvollständig, klei-
nere Fehlstellen in 
unkritischer Position 

unvollständig; grö-
ßere Fehlstellen, in 
kritischer Position 

Robustheit und Sicherheitsreserven  Teufe der oberen Begrenzung des er-
forderlichen einschlusswirksamen Ge-
birgsbereichs [m unter Geländeober-
fläche] 

> 500 300 – 500   

Volumen des ein- schlusswirksamen Ge-
birgsbereichs 

flächenhafte Ausdehnung bei gegebener 
Mächtigkeit (Vielfaches des Mindestflä-
chenbedarfs) 

>> 2-fach etwa 2-fach << 2-fach 



 - 24 - Bearbeitungsstand: 25.11.2016  9:48 Uhr 

Indikator "Potenzialbringer" bei Tonstein Vorhandensein von Gesteinsschichten mit 
hydraulischen Eigenschaften und hydrauli-
schem Potenzial, die die Induzierung bezie-
hungsweise Verstärkung der Grundwasser-
bewegung im einschlusswirksamen Ge-
birgsbereich ermöglichen können. 

keine Grundwasser-
leiter als mögliche 
Potenzialbringer in 
unmittelbarer Nach-
barschaft zum ein-
schlusswirksamen 
Gebirgsbereich vor-
handen 

  Grundwasserleiter 
in Nachbarschaft 
zum einschluss-
wirksamen Ge-
birgsbereich vor-
handen 

Anschluss von wasserleitenden 
Schichten in unmittelbarer Nähe des 
einschlusswirksamen Gebirgsbereichs 
an ein hohes hydraulisches Potenzial 
verursachendes Gebiet 
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Anlage 3 
Zu § 24 Absatz 3 

Indikatoren zur Bewertung der räumlichen Charakterisierbarkeit 
Die räumliche Charakterisierung der wesentlichen geologischen Barrieren, die direkt oder indirekt den sicheren Einschluss der radioak-
tiven Abfälle gewährleisten, insbesondere des vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbereichs oder des Einlagerungsbereichs, 
soll möglichst zuverlässig möglich sein. Indikatoren hierfür sind die Ermittelbarkeit der relevanten Gesteinstypen und ihrer Eigenschaften 
sowie die Übertragbarkeit dieser Eigenschaften nach der unten stehenden Tabelle. 

Bewertungsrelevante          
Eigenschaft des Kriteriums 

Bewertungsgröße bezie-
hungsweise Indikator des 

Kriteriums 

Wertungsgruppe 

günstig bedingt günstig ungünstig 

Ermittelbarkeit der Gesteinsty-
pen und ihrer charakteristi-
schen Eigenschaften im vorge-
sehenen  Endlagerbereich, 
insbesondere im vorgesehe-
nen einschlusswirksamen Ge-
birgsbereich 

Variationsbreite der Eigen-
schaften der Gesteinstypen 
im Endlagerbereich  

gering  deutlich, aber bekannt bezie-
hungsweise zuverlässig erhebbar 

erheblich und/oder nicht 
zuverlässig erhebbar  

Räumliche Verteilung der 
Gesteinstypen im Endlager-
bereich und ihrer Eigen-
schaften 

gleichmäßig  kontinuierliche, bekannte räumli-
che Veränderungen 

diskontinuierliche, nicht 
ausreichend genau vor-
hersagbare räumliche Ver-
änderungen 

Ausmaß der tektonischen 
Überprägung der geologi-
schen Einheit  

weitgehend ungestört 
(Störungen im Abstand > 
3 km vom Rand des ein-
schlusswirksamen Ge-
birgsbereiches), flache 
Lagerung 

wenig gestört (weitständige Stö-
rungen, Abstand 100 m bis 3 km 
vom Rand des einschlusswirksa-
men Gebirgsbereiches), Flexuren 

gestört (engständig zer-
blockt, Abstand < 100 m), 
gefaltet 

Übertragbarkeit der Eigen-
schaften im vorgesehenen 
Endlagerbereich 

Gesteinsausbildung (Ge-
steinsfazies)  

Fazies regional einheit-
lich  

Fazies nach bekanntem Muster 
wechselnd 

Fazies nach nicht bekann-
tem Muster wechselnd 
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Anlage 4 
Zu § 24 Absatz 3 

Indikatoren zur Bewertung der langfristigen Stabilität der günstigen 
Verhältnisse 

Die für die langfristige Stabilität der günstigen Verhältnisse wichtigen sicherheitsgerich-
teten geologischen Merkmale sollen sich in der Vergangenheit über möglichst lange 
Zeiträume nicht wesentlich verändert haben. Indikatoren hierfür sind insbesondere die 
Zeitspannen, über die sich die Betrachtungsmerkmale „Mächtigkeit", flächenhafte be-
ziehungsweise räumliche „Ausdehnung" und „Gebirgsdurchlässigkeit" des einschluss-
wirksamen Gebirgsbereichs nicht wesentlich verändert haben. Hierbei ist jeweils als 
günstig zu werten, wenn seit mehr als zehn Millionen Jahren keine wesentliche Ände-
rung des betreffenden Merkmals aufgetreten ist, als bedingt günstig, wenn seit mehr 
als einer, aber weniger als zehn Millionen Jahren keine solche Änderung aufgetreten 
ist, und als ungünstig, wenn innerhalb der letzten eine Million Jahren eine solche Ände-
rung aufgetreten ist. 
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Anlage 5 
Zu § 24 Absatz 4 

Indikatoren zur Bewertung der Neigung zur Ausbildung mechanisch 
induzierter Sekundärpermeabilitäten 

Die Neigung zur Ausbildung mechanisch induzierter Sekundärpermeabilitäten im ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich soll außerhalb einer konturnahen entfestigten Auflocke-
rungszone um die Endlagerhohlräume möglichst gering sein. Indikatoren hierfür sind: 

a) Das Gebirge kann als geomechanisches Haupttragelement die Beanspru-
chung aus Auffahrung und Betrieb ohne planmäßigen tragenden Ausbau, 
abgesehen von einer Kontursicherung, bei verträglichen Deformationen auf-
nehmen. 

b) Um Endlagerhohlräume sind keine mechanisch bedingten Sekundärperme-
abilitäten außerhalb einer unvermeidbaren konturnah entfestigten Auflocke-
rungszone zu erwarten. 
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Anlage 6 
Zu § 24 Absatz 4 

Indikatoren zur Bewertung der Neigung zur Bildung von Fluidwegsamkeiten 

Die Neigung des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs zur Ausbildung von Wegsamkeiten soll möglichst gering sein. Indikatoren hierfür 
sind die Veränderbarkeit der Gebirgsdurchlässigkeit, Erfahrungen über die Barrierewirksamkeit der Gebirgsformationen, die Rückbild-
barkeit von Rissen und für den Vergleich von Gebieten die Duktilität des Gesteins nach der unten stehenden Tabelle. 

Bewertungsrelevante Ei-
genschaft des Kriteriums 

Bewertungsgröße beziehungsweise Indikator 
des Kriteriums [Dimension] 

Wertungsgruppe 

günstig bedingt günstig weniger günstig 

Veränderbarkeit der vorhan-
denen Gebirgsdurchlässig-
keit 

 

Verhältnis repräsentative Gebirgsdurchlässigkeit 
/ repräsentative Gesteinsdurchlässigkeit [m/s] 

< 10 10 - 100 > 100 

Erfahrungen über die Barrierewirksamkeit der 
Gebirgsformationen in folgenden Erfahrungsbe-
reichen 
- rezente Existenz als wasserlösliches Gestein  
- fossile Fluideinschlüsse  
- unterlagernde wasserlösliche Gesteine  
- unterlagernde Vorkommen flüssiger oder gas-
förmiger Kohlenwasserstoffe  
- Heranziehung als hydrogeologische Schutz-
schicht bei Gewinnungsbergwerken  
- Aufrechterhaltung der Abdichtungsfunktion 
auch bei dynamischer Beanspruchung  
- Nutzung von Hohlräumen zur behälterlosen 
Speicherung von gasförmigen und flüssigen Me-
dien  

Die Gebirgsformation / 
der Gesteinstyp wird un-
mittelbar oder mittelbar 
anhand eines oder meh-
rerer Erfahrungsbereiche 
als gering durchlässig 
bis geologisch dicht 
identifiziert, auch unter 
geogener oder techno-
gener Beanspruchung. 

Die Gebirgsformation / 
der Gesteinstyp ist 
mangels Erfahrung 
nicht unmittelbar / mit-
telbar als gering durch-
lässig bis geologisch 
dicht zu charakterisie-
ren. 

Die Gebirgs-forma-
tion / der Gesteinstyp 
wird unmittelbar oder 
mittelbar anhand ei-
nes Erfahrungsbe-
reichs als nicht hin-
reichend gering 
durchlässig identifi-
ziert. 
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Duktilität des Gesteins (da es keine festgeleg-
ten Grenzen gibt, ab welcher Bruchverformung 
ein Gestein duktil oder spröde ist, soll dieses 
Kriterium nur bei einem Vergleich von Standor-
ten angewandt werden) 

Duktil / plastisch-viskos 
ausgeprägt 

Spröde-duktil bis elasto-
viskoplastisch wenig 
ausgeprägt 

Spröde, linear-elas-
tisch 

Rückbildbarkeit von Rissen 
 

Rückbildung der Sekundärpermeabilität durch 
Rissschließung 

Die Rissschließung er-
folgt aufgrund duktilen 
Materialverhaltens unter 
Ausgleich von Oberflä-
chenrauhigkeiten im 
Grundsatz vollständig. 

Die Rissschließung er-
folgt durch mechani-
sche Rissweitenverrin-
gerung in Verbindung 
mit sekundären Mecha-
nismen, zum Beispiel 
Quelldeformationen. 

Die Rissschließung 
erfolgt nur in be-
schränktem Maße 
(zum Beispiel bei 
sprödem Materialver-
halten, Oberflächen-
rauhigkeiten, Brü-
ckenbildung). 

Rückbildung der mechanischen Eigenschaften 
durch Rissverheilung  

Rissverheilung durch ge-
ochemisch geprägte Pro-
zesse mit erneuter Akti-
vierung atomarer Bin-
dungskräfte im Rissflä-
chenbereich 

  Rissverheilung nur 
durch geogene Zufüh-
rung und Auskristalli-
sation von Sekundär-
mineralen (minerali-
sierte Poren-und 
Kluftwässer, Sekun-
därmineralisation) 

Zusammenfassende Beurteilung der Neigung zur Bildung von Fluidwegsam-
keiten auf Grund der Bewertung der einzelnen Indikatoren  

Bewertung überwiegend 
„günstig": Keine bis mar-
ginale Neigung zur Bil-
dung von Fluidwegsam-
keiten 

Bewertung überwie-
gend „bedingt günstig": 
Geringe Neigung zur 
Bildung von dauerhaf-
ten Fluidwegsamkeiten 

Bewertung überwie-
gend „weniger güns-
tig": Bildung von dau-
erhaften sekundären 
Fluidwegsamkeiten zu 
erwarten 
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Anlage 7 
Zu § 24 Absatz 5 

Indikatoren zur Bewertung der Gasbildung 

Die Gasbildung soll unter Endlagerbedingungen möglichst gering sein. Indikator hierfür ist das Wasserangebot im Einlagerungsbereich nach 
der unten stehenden Tabelle. 

Bewertungsrelevante 
Eigenschaft des Krite-

riums 

Bewertungsgröße bezie-
hungsweise Indikator des 

Kriteriums 

Wertungsgruppe 

günstig bedingt günstig weniger günstig 

Gasbildung Wasserangebot im  Einlage-
rungsbereich 

trocken feucht und dicht (Ge-
birgsdurchlässigkeit < 
10-11 m/s) 

feucht 
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Anlage 8 
Zu § 24 Absatz 5 

Indikatoren zur Bewertung der Temperaturverträglichkeit 
Die von Temperaturänderungen in Folge der Einlagerung der radioaktiven Abfälle be-
troffenen Gesteinsformationen sollen so beschaffen sein, dass dadurch bedingte Ände-
rungen der Gesteinseigenschaften sowie thermomechanische Gebirgsspannungen 
nicht zu einem Festigkeitsverlust und der Bildung von Sekundärpermeabilitäten im End-
lagerbereich führen. Indikatoren hierfür sind die Neigung zur Bildung wärmeinduzierter 
Sekundärpermeabilitäten und ihre Ausdehnung sowie die Temperaturstabilität des 
Wirtsgesteins hinsichtlich Mineralumwandlungen. 
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Anlage 9 
Zu § 24 Absatz 5 

Indikatoren zur Bewertung des Rückhaltevermögens im einschlusswirksamen Gebirgsbereich 
Die barrierewirksamen Gesteine eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sollen ein möglichst hohes Rückhaltevermögen gegenüber den 
langzeitrelevanten Radionukliden besitzen. Indikatoren hierfür sind die Sorptionsfähigkeit der Gesteine bzw. die Sorptionskoeffizienten für die 
betreffenden Radionuklide nach der unten stehenden Tabelle, ein möglichst hoher Gehalt an Mineralphasen mit großer reaktiver Oberfläche 
wie Tonminerale sowie Eisen- und Mangan-Hydroxide und -Oxihydrate, eine möglichst hohe Ionenstärke des Grundwassers in der geologi-
schen Barriere sowie Öffnungsweiten der Gesteinsporen im Nanometerbereich. 

Bewertungsrelevante Ei-
genschaft des Kriteriums 

Bewertungsgröße bezie-
hungsweise Indikator des 

Kriteriums [Dimension] 

Wertungsgruppe 

günstig bedingt günstig weniger günstig 

Sorptionsfähigkeit der Ge-
steine des einschlusswirksa-
men Gebirgsbereichs 

Kd-Wert für folgende 
langzeitrelevante Radi-
onuklide ≥ 0,001 m3/kg 

Uran, Protactinium, Tho-
rium, Plutonium, Neptu-
nium, Zirkonium, Techne-
tium, Palladium, Jod, Cä-
sium, Chlor 

Uran, Plutonium, Neptu-
nium, Zirkonium, Techne-
tium, Cäsium 

--  
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Anlage 10 
Zu § 24 Absatz 5 

Indikatoren zur Bewertung der hydrochemischen Verhältnisse 
Die chemische Zusammensetzung der Tiefenwässer und die festen Mineralphasen des 
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sollen sich auch nach dem Einbringen von Be-
hälter- und Ausbaumaterial positiv auf die Rückhaltung der Radionuklide auswirken und 
das Material technischer und geotechnischer Barrieren chemisch möglichst nicht an-
greifen. Indikatoren hierfür sind ein chemisches Gleichgewicht zwischen dem Wirtsge-
stein im Bereich des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches und dem darin enthalte-
nen tiefen Grundwasser, neutrale bis leicht alkalische Bedingungen (pH-Wert 7-8) im 
Bereich des Tiefenwassers, ein anoxisch-reduzierendes Milieu im Bereich des Tiefen-
wassers, ein möglichst geringer Gehalt an Kolloiden und Komplexbildnern im Tiefen-
wasser und eine geringe Karbonatkonzentration im Tiefenwasser. 
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Anlage 11 
Zu § 24 Absatz 5 

Indikatoren zur Bewertung des Schutzes des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs durch das Deckgebirge 
Das Deckgebirge soll durch seine Mächtigkeit sowie seinen strukturellen Aufbau und seine Zusammensetzung möglichst langfristig zum Schutz 
des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gegen direkte oder indirekte Auswirkungen exogener Vorgänge beitragen. Indikatoren hierfür sind 
die Überdeckung des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches mit grundwasser- und erosionshemmenden Gesteinen und deren Verbreitung 
und Mächtigkeit im Deckgebirge sowie das Fehlen von  strukturellen Komplikationen im Deckgebirge, aus denen sich Beeinträchtigungen des 
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches ergeben können, nach der unten stehenden Tabelle. 

Bewertungsrelevante        
Eigenschaft des Kriteri-

ums [Dimension] 

Bewertungsgröße des Kriteri-
ums beziehungsweise  
Indikators [Dimension] 

Wertungsgruppe 

günstig bedingt günstig ungünstig 

Schutz des einschlusswirk-
samen Gebirgsbereiches 
durch günstigen Aufbau 
des Deckgebirges gegen 
Erosion und Subrosion so-
wie ihre Folgen (insbeson-
dere Dekompaktion) 

Überdeckung des einschlusswirk-
samen Gebirgsbereiches mit 
grundwasserhemmenden Gestei-
nen, Verbreitung und Mächtigkeit 
grund- wasserhemmender Ge-
steine im Deckgebirge  

mächtige vollständige 
Überdeckung, ge-
schlossene Verbrei-
tung grundwasser-
hemmender Gesteine 
im Deckgebirge 

flächenhafte, aber lückenhafte 
beziehungsweise unvollständige 
Überdeckung, flächenhafte, aber 
lückenhafte beziehungsweise un-
vollständige Verbreitung grund-
wasserhemmender Gesteine im 
Deckgebirge 

fehlende Überdeckung, Feh-
len grundwasserhemmender 
Gesteine im Deckgebirge 

Verbreitung und Mächtigkeit ero-
sionshemmender Gesteine im 
Deckgebirge des einschlusswirk-
samen Gebirgsbereiches 

mächtige vollständige 
Überdeckung, weit-
räumige geschlos-
sene Verbreitung be-
sonders erosionshem-
mender Gesteine im 
Deckgebirge 

flächenhafte, aber lückenhafte 
beziehungsweise unvollständige 
Überdeckung, flächenhafte, aber 
lückenhafte beziehungsweise un-
vollständige Verbreitung erosi-
onshemmender Gesteine im 
Deckgebirge  

fehlende Überdeckung, Feh-
len erosionshemmender Ge-
steine im Deckgebirge 
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 keine Ausprägung struktureller 
Komplikationen (zum Beispiel 
Störungen, Scheitelgräben, 
Karststrukturen) im Deckgebirge, 
aus denen sich subrosive, hyd-
raulische oder mechanische Be-
einträchtigungen für den ein-
schlusswirksamen Gebirgsbe-
reich ergeben könnten 

Deckgebirge mit un-
gestörtem Aufbau  

strukturelle Komplikationen, aber 
ohne erkennbare hydraulische 
Wirksamkeit (z. B. verheilte 
Klüfte/Störungen)  

strukturelle Komplikationen 
mit potenzieller hydraulischer 
Wirksamkeit  
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Anlage 12 
Zu § 25 

Planungswissenschaftliche Abwägungskriterien 

Gewichtungsgruppe 1 

Kriterium Wertungsgruppe 

 günstig bedingt günstig weniger günstig 

Abstand zu vorhandener bebauter Fläche von 
Wohngebieten und Mischgebieten 

Abstand > 1000 m Abstand 500 – 1000 m Abstand < 500 m 

Emissionen (z.B. Lärm, Schadstoffe) Unterschreitung der Vorsorge-
werte 

Überschreitung der Vorsorge-
werte in bestimmten Phasen 
bei Einhaltung der Grenzwerte 

Überschreitung der Vorsorge-
werte in bestimmten Phasen 

oberflächennahe Grundwasservorkommen 
zur Trinkwassergewinnung 

keine Nutzung potenziell möglich o-
der Ausweichpotenzial gut er-
schließbar 

Bestehende oder geplante Nut-
zung und Ausweichpotenzial 
nur aufwändig erschließbar 

Überschwemmungsgebiete keine     

Gewichtungsgruppe 2 

Kriterium Wertungsgruppe 

 günstig bedingt günstig weniger günstig 

Schutzgebiete nach §§ 23 und 32 Bundesna-
turschutzgesetz 

keine     

bedeutende Kulturgüter  keine     
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tiefe Grundwasservorkommen zur Trinkwasser-
gewinnung 

keine Nutzung potenziell möglich o-
der Ausweichpotenzial gut er-
schließbar 

Bestehende oder geplante Nut-
zung und Ausweichpotenzial 
nur aufwändig erschließbar 

Gewichtungsgruppe 3 

Kriterium Wertungsgruppe 

 günstig bedingt günstig weniger günstig 

Anlagen, die der zwölften Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes unterliegen 

keine Anlagen mit Störfallrisiko vorhandene Anlagen mit 
Störfallrisiko sind verlegbar 

vorhandene Anlagen mit 
Störfallrisiko sind nicht ver-
legbar 

Abbau von Bodenschätzen, einschließlich Fra-
cking 

keine Vorkommen keine Nutzung bestehender 
Vorkommen/ ungünstige Ab-
baubedingungen 

bestehende oder geplante 
Nutzungen /günstige Abbau-
bedingungen 

geothermische Nutzung des Untergrundes kein Potenzial   bestehende oder geplante Nut-
zung 

Nutzung des geologischen Untergrundes 
als Erdspeicher (Druckluft, CO2-Verpres-
sung, Gas) 

kein Potenzial   bestehende oder geplante Nut-
zung 
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Artikel 2 

Änderung des Atomgesetzes 

Das Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBl. I S. 
1565), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2016 (BGBl. I S. 1843) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 3 Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die Ausfuhr von aus dem Betrieb von Anlagen zur Spaltung von Kernbrenn-
stoffen zu Forschungszwecken stammenden bestrahlten Brennelementen darf nur aus 
unabweisbaren Gründen der Nichtverbreitung von Kernbrennstoffen oder der For-
schung und nach vorheriger Befassung des Deutschen Bundestages erfolgen. Davon 
ausgenommen ist die Verbringung der Brennelemente nach Satz 1 mit dem Ziel der 
Herstellung in Deutschland endlagerfähiger Abfallgebinde.“ 

2. In § 9g Absatz 4 werden die Wörter „Die zuständige Behörde“ durch die Wörter „Das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung der Atomrechtlichen Abfallverbringungsverordnung 

§ 8 Absatz 1 Nummer 4 der Atomrechtlichen Abfallverbringungsverordnung vom 30. 
April 2009 (BGBl. I S. 1000), die zuletzt durch Artikel 76 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 
(BGBl. I S. 1594) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach dem Wort „insbesondere“ werden die Angaben „§ 3 Absatz 6 und“ eingefügt. 

2. Nach den Angaben „Absatz 2 Satz 1 und 3“ wird die Angabe „sowie § 3 Absatz 6“ 
eingefügt. 

Artikel 4 

Folgeänderungen 

(1) In § 1 des Entsorgungsübergangsgesetzes vom … wird in den Angaben „§ 21 des 
Standortauswahlgesetzes“ die Angabe „§ 21“ durch die Angabe „§ 27“ ersetzt. 

(2) In § 1 Absatz 1 Satz 1 des Nachhaftungsgesetzes vom … wird die Angabe „Kapitel“ 
durch die Angabe „Teil“ ersetzt. 

(3) In Anlage 3 (Liste "SUP-pflichtiger Pläne und Programme) des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 geändert worden 
ist, wird Nummer 1.15 wie folgt neu gefasst: 

„1.15 Festlegung der Standortregionen für die übertägige Erkundung nach § 15 Absatz 3 
des Standortauswahlgesetzes“ 

(4) § 1 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 753) , das zuletzt durch ... [Artikel … 
eines Gesetzes vom … zur Änderung … (BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst:  

„2.         § 17 Absatz 3 Satz 3 bis 5 und § 19 Absatz 2 Satz 5 bis 7 des Standortauswahl-
gesetzes sowie“. 
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Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Stand-
ortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2553), das durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 26. Juli 2016 (BGBl. I S. 1843) geändert worden ist, außer Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
Das am 27. Juli 2013 in Kraft getretene Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes 
für ein Endlager für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle (Standortauswahlgesetz - 
StandAG) regelt das Verfahren für die Suche nach einem Standort in Deutschland für die 
Endlagerung insbesondere Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle, der die bestmögliche 
Sicherheit für einen Zeitraum von einer Million Jahren gewährleistet. 

Vor Einleitung des eigentlichen Standortauswahlverfahrens wurde eine pluralistisch be-
setzte „Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe“ (Endlagerkommission) beim 
Deutschen Bundestag zwecks Erörterung und Klärung von Grundsatzfragen für die Entsor-
gung insbesondere Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle, insbesondere auch zu Aus-
schlusskriterien, Mindestanforderungen und Abwägungskriterien für die Standortauswahl 
sowie zu den Anforderungen an das Verfahren des Auswahlprozesses und die Prüfung von 
Alternativen, eingesetzt. 

Die Kommission beschloss nach knapp zweijähriger Arbeit ihren Abschlussbericht zum 
Standortauswahlverfahren am 27. Juni 2016 und übergab ihn am 5. Juli 2016 an den Bun-
destagspräsidenten und die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit. 

Auf der Grundlage der Ergebnisse der Kommission ist das Standortauswahlgesetz nach 
§ 4 Absatz 4 Satz 2 StandAG durch den Deutschen Bundestag zu evaluieren. Die Aus-
schlusskriterien, Mindestanforderungen, Abwägungskriterien und weiteren Entscheidungs-
grundlagen sind vom Deutschen Bundestag nach § 4 Absatz 5 der bisher geltenden Fas-
sung des Standortauswahlgesetzes als Gesetz zu beschließen. Dieses Gesetz dient der 
Erfüllung dieser gesetzlichen Verpflichtungen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
Als Ergebnis der Evaluierung des Standortauswahlgesetzes enthält das vorliegende Ge-
setz insbesondere konkretisierende Regelungen für umfassende sowie transparente Betei-
ligungsverfahren, um die Öffentlichkeit vor den Entscheidungen im Auswahlverfahren um-
fassend einzubeziehen. Die bereits im geltenden Standortauswahlgesetz angelegte Betei-
ligung wird durch die vorgesehene Einrichtung einer Fachkonferenz Teilgebiete, Regional-
konferenzen und einer Fachkonferenz Rat der Regionen in den einzelnen Stufen des Ver-
fahrens konkreter ausgestaltet und angepasst. Zudem wird das Bundesamt für kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit verpflichtet, ein Informationsregister zur umfassenden Informa-
tion einzurichten und zu führen. 

Auf Grundlage der Kommissionsempfehlungen zum Ablauf des Standortauswahlverfahrens 
werden die Phasen des Verfahrens konkretisierend geregelt und angepasst, insbesondere 
um dem bestehenden Bedürfnis nach einer umfassenden und frühzeitigen Beteiligung ver-
stärkt Rechnung tragen zu können und einen effektiven Ablauf der jeweiligen Phasen zu 
gewährleisten. Im Zuge der Ermittlung von Teilgebieten durch den Vorhabenträger wird die 
Fachkonferenz Teilgebiete durch das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit 
berufen. Zur Stärkung der Transparenz im Verfahren werden die Kriterien und Anforderun-
gen, die für das Standortauswahlverfahren anzuwenden sind, festgelegt. 

Erkundungsprogramme müssen nunmehr gleichzeitig mit dem jeweiligen Vorschlag für zu 
erkundende Gebiete durch den Vorhabenträger dem Bundesamt für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit vorgelegt und können somit im Rahmen des nachfolgenden Beteili-
gungsverfahrens einheitlich behandelt werden. 
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In Umsetzung der Kommissionsempfehlungen wird ergänzend zu § 17 Absatz 3 StandAG 
eine im Auswahlverfahren abschließende Regelung zu dem Rechtsschutz für von einer 
Auswahlentscheidung Betroffene vor der abschließenden Entscheidung über den Endla-
gerstandort eingefügt. 

Im Hinblick auf das bestehende Bedürfnis zur Dokumentation der für das Endlager relevan-
ten Daten wird eine Dokumentationsaufgabe des Bundesamtes für kerntechnische Entsor-
gungssicherheit im Standortauswahlgesetz eingeführt. Sie dient der Erhöhung der Trans-
parenz und Nachvollziehbarkeit des Verfahrens. 

Die Aufgabe der Standortsicherung wird eingeführt und umfasst den Schutz von Gebieten 
vor Beeinträchtigung durch Vorhaben Dritter nach den Bestimmungen des Bundesbergge-
setzes und sonstigen Rechtsvorschriften durch Vorhaben Dritter im Untergrund unterhalb 
von 100 Metern. Es soll verhindert werden, dass Gebiete, die als bestmöglicher Standort 
für die Endlagerung in Betracht kommen, hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort 
erheblich beeinträchtigt werden. Dabei wird durch eine entsprechend dem Fortschreiten 
des Verfahrens gestufte Regelung dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung ge-
tragen.  

III. Alternativen 
Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 
Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 14 des 
Grundgesetzes. Danach steht dem Bund die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz für 
die Beseitigung radioaktiver Stoffe zu. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Entwurf ist mit den Bestimmungen des Europäischen Rechts vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
Das vorliegende Gesetz enthält eine Verwaltungsvereinfachung, da künftig auf die Durch-
führung selbständiger Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit zur Festlegung standort-
bezogener Erkundungsprogramme verzichtet wird. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 
Alle drei Aspekte der Nachhaltigkeitsstrategie – ökologische, ökonomische und soziale – 
werden durch die mit dem vorliegenden Gesetz verbundene effizientere Gestaltung des 
Standortauswahlverfahrens insgesamt positiv beeinflusst. Entsprechend dem Grundsatz 
der Nachhaltigkeit und auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission ver-
folgen die Gesetzesänderungen das Ziel, das Standortauswahlverfahren an ethischen Kri-
terien der Gerechtigkeit, Fairness und Zukunftsverantwortung auszurichten. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Für Bund, Länder und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushaltsaugaben 
ohne Erfüllungsaufwand an. 

4. Erfüllungsaufwand 
a. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 
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b. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Für die Wirtschaft entsteht durch dieses Gesetz kein zusätzlicher unmittelbarer Erfüllungs-
aufwand. Den geringfügig höheren Erfüllungsaufwand der Verwaltung des Bundes haben 
die Abfallablieferungspflichtigen grundsätzlich als notwendigen Aufwand für die Standort-
auswahl und Erkundung zu refinanzieren. 

c. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
Mit dem Standortauswahlgesetz vom 23. Juli 2013 wurde der Erfüllungsaufwand des Bun-
des für das künftige Standortauswahlverfahren abgeschätzt. 

Im Rahmen des Fortentwicklungsgesetzes ist bei der Bestimmung des Erfüllungsaufwan-
des nunmehr zu bewerten, welche Aufgaben erweitert oder neu begründet werden und wel-
cher zusätzliche Erfüllungsaufwand hierdurch entsteht. 

(1) Beteiligungsverfahren 

Die bereits bestehenden Aufgaben des Bundes im Bereich des Beteiligungsverfahrens wer-
den durch dieses Gesetz konkretisiert und mit neuen Instrumenten des Beteiligungsverfah-
rens versehen. An die Stelle der bisher vorgesehenen Instrumente der Bürgerversammlun-
gen und Bürgerdialoge treten nunmehr die Fachkonferenz Teilgebiete, die Regionalkonfe-
renzen und die Fachkonferenz Rat der Regionen. Eine wesentliche Überschreitung des 
ursprünglich geschätzten Erfüllungsaufwandes von 26 Mio. Euro pro Jahr ist daher für den 
Bereich des Beteiligungsverfahrens nicht zu erwarten. 

Als neue Aufgabe wird die Pflicht zur Veröffentlichung von Vorschlägen im Standortaus-
wahlverfahren begründet. Diese Aufgabe fällt dreimal im gesamten Standortauswahlverfah-
ren an und umfasst die Erstellung eines Internettextes, die Digitalisierung des jeweiligen 
Vorschlags und die Veröffentlichung von Internettext und digitalisiertem Vorschlag. Einma-
lig wird insoweit ein gesamter Personalaufwand von rund 25.000 Euro angesetzt.  

Die eingeführte Aufgabe des Informationsregisters umfasst folgende Einzelprozesse: 

- Einmalige Einrichtung einer Internetplattform,  

- Fortlaufende Bewertung von Unterlagen des Standortauswahlverfahrens auf ihre 
Wesentlichkeit durch das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit, 

- Fortlaufende Veröffentlichung von Unterlagen durch das Bundesamt für kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit über einen Zeitraum von 15 Jahren bis zum Abschluss 
des Standortauswahlverfahrens, 

- Fortlaufende Kommunikation und Abstimmung zwischen Bundesamt für kerntech-
nische Entsorgungssicherheit und dem Vorhabenträger. 

Die Aufgabe auf Einstellung wesentlicher Verfahrensaufgaben ist jedoch keine vollumfäng-
lich neue Aufgabe. § 10 UIG galt bereits zuvor für das Bundesamt für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit. Diese bereits bestehende Aufgabe wird nun aber erweitert um die ex-
plizite Pflicht zur Einrichtung einer Internetplattform und die Pflicht zur Bewertung und Ver-
öffentlichung auch der Unterlagen des Vorhabenträgers. 

Für die Einrichtung einer Internetplattform wird ein einmaliger Personal- und Sachaufwand 
in Höhe von rund 20.000 Euro erwartet. Für die Kommunikation und Abstimmung zwischen 
dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit und dem Vorhabenträger be-
trägt der erwartete jährliche Personalaufwand rund 34.000 Euro. Hinsichtlich der Bewertung 
der Unterlagen des Vorhabenträgers ergibt sich ein jährlicher Personalaufwand von rund 
40.000 Euro, hinsichtlich der Veröffentlichung der Unterlagen des Vorhabenträgers ein jähr-
licher Personalaufwand von rund 10.000 Euro. 

Nach Berufung einer oder eines Partizipationsbeauftragten fallen als Aufgaben die Identifi-
kation von möglichen Konflikten und deren Auflösung im Standortauswahlverfahren, die 
Hinzuziehung durch Beteiligte bei Fragen zur Öffentlichkeitsbeteiligung und regelmäßige 
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Berichte an. Es ist von einem jährlichen Mehraufwand in Höhe von 150.000 Euro auszuge-
hen. 

Insgesamt ergibt sich hinsichtlich des Beteiligungsverfahrens somit eine Erhöhung des Er-
füllungsaufwandes von einmalig rund 45.000 Euro und jährlich rund 230.000 Euro.  

(2) Ablauf des Standortauswahlverfahrens 

Weiterhin wird mit diesem Gesetz die Ermittlung von Teilgebieten als neuer Zwischenschritt 
im Standortauswahlverfahren eingeführt, der eine einmalige Erhöhung des Erfüllungsauf-
wandes um rund 50.000 € erwarten lässt.  

Die Phase der übertägigen Erkundung wird zudem um die Durchführung sozioökonomi-
scher Potenzialanalysen ergänzt. Pro sozioökonomischer Potenzialanalyse wird ein Mehr-
aufwand von rund 25.000 Euro erwartet. Legt man die im Standortauswahlgesetz prognos-
tizierte übertägige Erkundung von fünf Standorten zugrunde, ergibt sich ein gesamter ein-
maliger Mehraufwand von 125.000 Euro. 

Zusätzlich sieht das Gesetz einen zweiten Bescheid des Bundesamtes für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit einschließlich entsprechender Rechtsschutzmöglichkeiten vor. Im 
bisherigen Standortauswahlgesetz war diese Aufgabe lediglich einmal festgeschrieben. Als 
damit verbundener Mehraufwand werden einmalig rund 100.000 Euro angesetzt. Da jedoch 
gleichzeitig die bisher im Standortauswahlgesetz vorgesehene Aufgabe des Bundesminis-
teriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit auf nochmalige Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit des Verfahrens entfällt, wird insoweit eine Aufwandsreduzierung von 
rund 25.000 Euro berücksichtigt. 

Insgesamt erhöht sich der ursprünglich im Standortauswahlgesetz angelegte Erfüllungsauf-
wand durch neue Aufgaben im Standortauswahlverfahren um einmalig rund 250.000 Euro. 

(3) Dokumentation 

Mit diesem Gesetz wird eine neue Dokumentationsaufgabe des Bundesamtes für kerntech-
nische Entsorgungssicherheit eingeführt. Diese Verpflichtung soll durch eine Rechtsverord-
nung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit konkre-
tisiert werden. Erst mit dieser Konkretisierung fallen Einzelprozesse der Datenübermittlung, 
Bestätigung des Eingangs der Speicherdaten, Klassifikation von Speicherdaten, dauerhaf-
ten Speicherung von Daten und Dokumenten durch das Bundesamt für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit, Digitalisierung von Speicherdaten an. Ein zusätzlicher Erfüllungsauf-
wand wird somit erst durch Erlass der Rechtsverordnung begründet. 

5. Weitere Kosten 
Keine. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 
Keine. 

VII. Befristung; Evaluierung 
Eine Befristung ist weder erforderlich noch auf Grund der Verfahrensdauer und der Unwäg-
barkeiten hinsichtlich der Verfahrensdauer angemessen. Das Gesetz berücksichtigt ent-
sprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission zudem den Umstand, dass mit den 
Neuerungen im Beteiligungsverfahren ein lernendes und lernfähiges Beteiligungssystem 
geschaffen wird, um flexibel auf Veränderungen und Konflikte im Standortauswahlverfahren 
reagieren zu können. Auch die Regelungen zum Ablauf des Standortauswahlverfahrens 
sehen insbesondere durch dynamische Verweise, die Reversibilität des Verfahrens und die 
Bezugnahme auf den Stand von Wissenschaft und Technik zwingend die Berücksichtigung 
aktueller Wissensfortschritte vor. Eine bereits jetzt festgeschriebene Evaluierung der Rege-
lungen des Standortauswahlverfahrens ist vor diesem Hintergrund obsolet. Der Verzicht auf 
eine gesetzlich vorgegebene Evaluierung des Gesetzes ist auch sachgerecht, um das Ver-
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trauen in das Verfahren und damit dessen Akzeptanz zu stärken. Daneben sind im Stand-
ortauswahlverfahren zu verschiedenen Zeitpunkten gesetzliche Entscheidungen zu den 
einzelnen Verfahrensstufen vorgesehen. In diesem Rahmen können notwendige gesetzli-
che Änderungen des Verfahrens und den zugrundeliegenden Rechtsnormen ebenfalls per 
Gesetz beschlossen werden, sofern sich im Auswahlverfahren ein Änderungsbedürfnis 
ergibt.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für 
Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle) 
Artikel 1 löst das bisherige Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endla-
ger für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle (Standortauswahlgesetz) ab. Soweit dieses 
Ablösegesetz von den bisherigen Regelungen des Standortauswahlgesetzes abweicht, ist 
dies in der nachfolgenden Begründung zu den einzelnen Paragraphen dargelegt. Einzelne 
Erläuterungen wurden aus der Begründung des ursprünglichen Entwurfs zur besseren 
Nachvollziehbarkeit und Verständlichkeit übernommen. Im Übrigen wird hinsichtlich der bei-
behaltenen Regelungen vollumfänglich auf die Begründung des ursprünglichen Entwurfs 
zum Standortauswahlgesetz vom 14. Mai 2013 (Bundestag-Drucksache 17/13471) sowie 
des Entwurfs zur Änderung des Standortauswahlgesetzes vom 7. Juni 2016 (Bundestag-
Drucksache 18/8704) Bezug genommen. 

Zu Teil 1 (Allgemeine Vorschriften) 
Zu § 1 (Ziel des Gesetzes) 
Zu Absatz 1 
Das Standortauswahlverfahren ist auf die Suche nach dem Standort für eine Anlage zur 
Endlagerung insbesondere Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle ausgerichtet. Die 
Möglichkeit der zusätzlichen Einlagerung von mittel- und schwachradioaktiven Abfällen ist 
im Auswahlprozess zu berücksichtigen.  

Die neu eingeführte Definition des Standortes mit der bestmöglichen Sicherheit setzt eine 
Empfehlung der Endlagerkommission um und enthält die präzisierende Klarstellung, dass 
der Standort mit der bestmöglichen Sicherheit der Standort ist, der im Zuge eines verglei-
chenden Verfahrens zwischen den in der jeweiligen Phase nach den entsprechenden An-
forderungen geeigneten Standorten gefunden wird und die bestmögliche Sicherheit für den 
dauerhaften Schutz von Mensch und Umwelt vor ionisierender Strahlung und sonstigen 
schädlichen Wirkungen dieser Abfälle für einen Zeitraum von einer Million Jahren gewähr-
leistet. Ein Standortauswahlverfahren, welches das Ziel hat, den Standort mit der bestmög-
lichen Sicherheit zu finden, muss ein komparatives Verfahren sein, das mit seinen Prozess-
schritten und Entscheidungskriterien so angelegt ist, dass sich der Standort mit der best-
möglichen Sicherheit auf transparente und nachvollziehbare Weise als Ergebnis ergibt. Da-
bei hat die kurz-, mittel- und langfristige Sicherheit Priorität vor allen anderen Aspekten. Es 
gilt, im Standortauswahlverfahren den unter Sicherheitsaspekten bestmöglichen Standort 
zu bestimmen. Daneben wird die bisherige Regelung zur Inlandsentsorgung beibehalten.  

Zu Absatz 2 
Die Endlagerkommission hat sich nach umfassender Erörterung einer Vielzahl von Optio-
nen der Entsorgung insbesondere der Wärme entwickelnden radioaktiven Abfälle dafür ent-
schieden, deren Verbringung in ein Endlagerbergwerk in einer tiefen geologischen Forma-
tion zu empfehlen. Ein solches Bergwerk wird unter Berücksichtigung der erforderlichen 
Vorkehrungen für Arbeitsschutz und Strahlenschutz voraussichtlich in Teufen zwischen 300 
und 1500 Metern realisiert werden können. Entsprechend dieser Empfehlung wird die End-
lagerung in tiefen geologischen Formationen als grundsätzlich verpflichtende Entsor-
gungsoption festgelegt. 
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Die Forderung, die Möglichkeit einer Bergung der radioaktiven Abfälle für einen Zeitraum 
von 500 Jahren vorzusehen, beruht auf der Empfehlung der Endlagerkommission, eine 
Endlagerung mit Reversibilität für mögliche Fehlerkorrekturen zu gewährleisten. Als Vor-
kehrungen für eine später ggf. erforderliche Bergung soll insbesondere eingeplant werden, 
dass ausreichend Platz für das Auffahren eines Bergungsbergwerkes vorhanden ist und 
bei wahrscheinlicher Entwicklung des Endlagers bis zu diesem Zeitpunkt eine Hand-hab-
barkeit der Abfallbehälter gegeben ist. Die Auslegung des Endlagers soll, soweit nicht si-
cherheitstechnisch nachteilig, grundsätzlich so gewählt werden, dass eine spätere Bergung 
nicht erschwert wird. 

Reversibilität, also die Möglichkeit zur Umsteuerung im laufenden Verfahren, ist erforder-
lich, um Fehlerkorrekturen zu ermöglichen und damit Handlungsoptionen für zukünftige Ge-
nerationen offenzuhalten, zum Beispiel zur Berücksichtigung neuer Erkenntnisse. Sie kann 
zum Aufbau von Vertrauen in den Prozess beitragen. 

Zu Absatz 3 
Die bereits bisher vorgesehene zeitliche Zielvorgabe zum Standortauswahlverfahren bleibt 
ohne Änderungen bestehen. Es wird bestimmt, dass das Standortauswahlverfahren bis 
zum Jahr 2031 abgeschlossen werden soll. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 
Die Begriffsbestimmungen des bisherigen § 2 werden weitgehend beibehalten. Gestrichen 
wird die Definition der Stilllegung. 

Zu Nummer 4 
Hinzugefügt wird in der neu eingefügten Nummer 5 der Begriff der Gebiete. Dies sind sämt-
liche hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort zu bewertenden räumlichen Bereiche 
innerhalb Deutschlands. Ein Gebiet umfasst die übertägigen Flächen und die da-runter lie-
genden untertägigen Gesteinsformationen. Gebiete können z.B. die im Auswahl-verfahren 
festzulegenden Teilgebiete, Standortregionen und Standorte oder Teile davon sein. Diese 
Begriffsbestimmung schafft einen Oberbegriff für die räumlichen Bereiche, die im Anwen-
dungsbereich dieses Gesetzes zu betrachten sind. 

Zu Nummern 5 und 6 
Diese Begriffe dienen der Abgrenzung zwischen Barrieren eines Endlagersystems, die 
künstlich hergestellt und in das Endlager eingebracht werden (technische und geotechni-
sche Barrieren), und solchen, die ohne menschliches Einwirken entstanden und am Stand-
ort bereits vorhanden sind (geologische Barrieren). Der Begriff der Barriere ist grundlegend 
für das Konzept des sicheren Einschlusses der radioaktiven Abfälle. Zu den geologischen 
Barrieren zählt insbesondere das Wirtsgestein innerhalb des einschluss-wirksamen Ge-
birgsbereichs. Geotechnische Barrieren sind beispielsweise Strecken- und Schachtver-
schlüsse. Technische Barrieren sind unter anderem Abfallbehälter und die Abfallmatrix 
selbst. 

Zu Nummer 7 
Der Begriff ist zentral für ein wesentlich auf geologischen Barrieren beruhendes Endlager-
system und wird entsprechend den von der Endlagerkommission empfohlenen Kriterien in 
den in §§ 22 bis 24 festgelegten Kriterien und Anforderungen in Bezug genommen. Für 
Endlagersysteme, in denen der Einschluss im Wesentlichen auf technischen und geotech-
nischen Barrieren beruht, erfolgt weitgehend eine sinngemäße Anwendung der mit Bezug 
auf den einschlusswirksamen Gebirgsbereich formulierten Kriterien. 

Zu Nummer 8 
Durch diesen Begriff wird der räumliche Bereich eines Endlagersystems beschrieben, in-
nerhalb dessen die radioaktiven Abfälle eingelagert werden. Für Endlagerkonzepte, die we-
sentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen, umfasst die Definition 
auch den Bereich des Gebirges, der den Erhalt der technischen und geotechnischen Bar-
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rieren gewährleistet. Dies ist insbesondere die Gesteinsschicht unmittelbar um die Einlage-
rungshohlräume, die die Behälter und das Puffermaterial vor äußeren Einwirkungen 
schützt.  

Zu Nummer 9 
Dieser Begriff beschreibt das auf die örtlichen Gegebenheiten angepasste Konzept zur Re-
alisierung des sicheren Einschlusses der radioaktiven Abfälle in einem Endlager. Auf der 
höchsten Abstraktionsebene sind hierbei Endlagersysteme, die wesentlich auf geologi-
schen Barrieren beruhen, von solchen zu unterscheiden, die wesentlich auf technischen 
und geotechnischen Barrieren beruhen. 

Der Begriff „Endlagersystem“ subsumiert in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der 
Endlagerkommission alle zur Sicherheit eines Endlagers beitragenden Teilsysteme und ihr 
Zusammenwirken. Zu den Teilsystemen gehören neben den Abfällen und Abfallbehältern 
insbesondere die technischen, geotechnischen und geologischen Barrieren sowie das ge-
samte Endlagerbergwerk einschließlich seiner Schächte, Strecken, Kammern, Versatz und 
Dichtelemente.  

Zu Nummer 10 
Der Begriff des Endlagerbereichs dient der räumlichen Eingrenzung der Teile von geologi-
schen Formationen, die ein Endlagersystem aufnehmen sollen. Der Endlagerbereich um-
fasst insbesondere den Einlagerungsbereich und, soweit vorgesehen, den einschlusswirk-
samen Gebirgsbereich sowie das Deckgebirge, soweit es zur Sicherheit des Endlagers bei-
trägt.  

Zu Nummer 11 
Dieser Begriff bezeichnet den geologischen Bereich oberhalb des besonders vor äußeren 
Einwirkungen zu schützenden einschlusswirksamen Gebirgsbereiches bzw. Einlagerungs-
bereiches. Zum Deckgebirge können auch Bereiche der geologischen Formation gehören, 
in die die Abfälle eingelagert werden, soweit diese Bereiche nicht Teil des Einlagerungsbe-
reiches oder des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches sind.  

Nach Beendigung der Arbeit der Endlagerkommission sind die bisherigen §§ 3 bis 5 nun-
mehr gegenstandslos. Sie werden durch folgende Regelungen ersetzt: 

Zu § 3 (Vorhabenträger) 
Zu Absatz 1 
In Absatz 1 werden die bislang in § 6 StandAG bestimmten Aufgaben des Vorhabenträgers 
beispielhaft genannt. Die neu eingefügte Nummer 1 regelt, dass zu den Aufgaben des Vor-
habenträgers nunmehr auch die Ermittlung von Teilgebieten nach § 13 gehört. Dies ent-
spricht der mit diesem Gesetz vorgenommenen Konkretisierung der Abläufe des Standort-
auswahlverfahrens, wonach der Vorhabenträger vor Ermittlung von Standortregionen für 
die übertägige Erkundung zunächst Teilgebiete ermittelt. 

Zur Erfüllung der aufgeführten Aufgaben im Auswahlverfahren hat der Vorhabenträger auch 
die für den Beginn der Standortauswahl erforderlichen geologischen Daten zusammenzu-
führen und aufzubereiten.  

Die weiteren Änderungen sind ebenfalls Anpassungen an den mit diesem Gesetz geregel-
ten Verfahrensablauf in den §§ 13 ff. StandAG. 

Zu Absatz 2 
Als weitere Aufgabe des Vorhabenträgers wurde in Absatz 2 die umfassende und systema-
tische Information der Öffentlichkeit im Rahmen seiner Aufgaben bestimmt.  
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Zu § 4 (Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit) 
Zu Absatz 1  
In § 4 Absatz 1 werden die Zuständigkeiten des Bundesamtes für kerntechnische Entsor-
gungssicherheit nach § 7 des bisherigen Standortauswahlgesetzes beibehalten. Die Ände-
rungen beinhalten redaktionelle Anpassungen an die neuen Vorschriften zum Ablauf des 
Standortauswahlverfahrens in §§ 13 ff. StandAG. 

Zu Absatz 2 
Der neu eingefügte Absatz 2 weist dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicher-
heit die Trägerschaft der Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren zu. Ent-
sprechend der Rolle des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit als Trä-
ger der Öffentlichkeitsbeteiligung wird die bereits im geltenden Recht vorgesehene Rege-
lung übernommen, nach der es die Öffentlichkeit im Rahmen seiner Aufgaben nach diesem 
Gesetz umfassend und systematisch über das Internet und andere geeignete Medien infor-
miert. Zudem wird das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit verpflichtet, 
die Vorschläge des Vorhabenträgers unmittelbar nach Erhalt zu veröffentlichen. Die Veröf-
fentlichung der Vorschläge ist eine wesentliche Grundlage für die in §§ 7 ff. StandAG vor-
gesehenen Formen des Beteiligungsverfahrens. 

Zu Teil 2 (Beteiligungsverfahren) 
Die nachfolgenden §§ 5 bis 7 regeln die Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlver-
fahren mit den Grundsätzen der Öffentlichkeitsbeteiligung, dem Informationsregister, dem 
Stellungnahmeverfahren und den Erörterungsterminen. In den §§ 8 bis 11 werden neben 
dem bereits im ursprünglichen Standortauswahlgesetz vorgesehenen Nationalen Begleit-
gremium die Fachkonferenz Teilgebiete, die Regionalkonferenzen sowie die Fachkonfe-
renz Rat der Regionen als neue Instrumente der Beteiligung vorgesehen. Im Rahmen die-
ser Beteiligung sollen entsprechend den Vorstellungen der Endlagerkommission nicht or-
ganisatorische Fragen oder Aspekte formeller Öffentlichkeitsbeteiligung, sondern vielmehr 
Möglichkeiten der Förderung der Beteiligungsbereitschaft, der Zusammenkunft sowie der 
fachkundigen Befassung vor und nach dem Entstehen regionaler Betroffenheit im Fokus 
stehen. Um mehr Handlungsspielräume für die neuen, von der Endlagerkommission emp-
fohlenen Formen gelingender Beteiligung zu schaffen, werden Organisation und Ablauf die-
ser Beteiligung daher nicht abschließend und verbindlich vorgegeben. Vielmehr soll diese 
Beteiligung eigenverantwortlich von den jeweiligen Konferenzen wahrgenommen werden. 
Als übergeordneter Begriff für die Öffentlichkeitsbeteiligung und die neuen Beteiligungsin-
strumente (nachfolgend Beteiligung) wird der Begriff des Beteiligungsverfahrens verwen-
det. 

Zu § 5 (Grundsätze der Öffentlichkeitsbeteiligung) 
Das Standortauswahlgesetz geht davon aus, dass die Lagerung radioaktiver Abfälle mit 
bestmöglicher Sicherheit nur in einem breiten gesellschaftlichen Konsens zu erreichen ist. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit eines partizipativen Auswahlverfahrens, das gleicher-
maßen die historische Konfliktlage, die Komplexität der Materie und die zu erwartende 
Dauer des Verfahrens berücksichtigt. Ziel ist es, eine von einem breiten gesellschaftlichen 
Konsens getragene Lösung zu finden, die letztlich auch von den unmittelbar Betroffenen 
toleriert werden kann. 

§ 5 bestimmt daher auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission die we-
sentlichen Grundsätze der Öffentlichkeitsbeteiligung im Standortauswahlverfahren. 

Zu Absatz 1 

Mit der Verpflichtung des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit zu einer 
frühzeitigen, umfassenden und systematischen Information der Öffentlichkeit während der 
Dauer das Standortauswahlverfahrens werden Information und Transparenz in allen Schrit-
ten des Auswahlverfahrens als elementare Voraussetzungen einer gelingenden Öffentlich-
keitsbeteiligung festgeschrieben. Angestrebt wird eine grundlegende Information möglichst 
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großer Teile der Bevölkerung über die Problematik und den Prozess der Endlagersuche 
wie auch eine vertiefte Information der Fachöffentlichkeit und engagierter Bürgerinnen und 
Bürger. 

Um eine einfache Zugänglichkeit zu den bereitgestellten Informationen zu gewährleisten, 
soll das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit die Informationen über un-
terschiedliche Medien, wie z.B. das Internet und verbreitete Druckerzeugnisse verbreiten. 
Durch die Veröffentlichung der Informationen über unterschiedliche Medien soll erreicht 
werden, dass nicht nur die bereits von Beginn an interessierten Bevölkerungsteile, sondern 
auch diejenigen informiert werden, die sich bisher nicht mit der Standortauswahl beschäftigt 
haben. 

Ergänzend zu den Vorschriften des Standortauswahlgesetzes gelten zur Öffentlichkeitsbe-
teiligung die Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG; vgl. 
§§ 4, 14e UVPG). 

Auf Grund der umfassenden Neugestaltung des Beteiligungsverfahrens wurde § 5 unter 
überwiegender Beibehaltung der bisherigen Regelung auf die wesentlichen Grundsätze der 
Öffentlichkeitsbeteiligung konzentriert. Die konkrete Ausgestaltung der Beteiligungsinstru-
mente ergibt sich aus den nachfolgenden Paragraphen. Eine transparente Informationspo-
litik, der Fokus auf die Gemeinwohlorientierung sowie regionale und überregionale Partizi-
pation durch Mitgestaltung und Nachprüfbarkeit von Vorschlägen und Entscheidungen er-
möglichen in allen Verfahrensschritten der Standortauswahl ein umfassendes Beteiligungs-
verfahren. 

Zu Absatz 2 
Zudem wird in Fortführung der bereits im geltenden Gesetz vorgesehenen Regelung vor-
gesehen, dass das Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit insbesondere durch den 
Träger der Beteiligung evaluiert wird. Dabei ist die Geeignetheit der Beteiligungsformen in 
angemessenen zeitlichen Abständen zu prüfen, um das Beteiligungsverfahren vor dem Hin-
tergrund der langen Verfahrensdauer hinreichend flexibel und weiterentwicklungsfähig zu 
gestalten.  

Zu § 6 (Informationsregister) 
Die Regelung des neu eingefügten § 6 sieht vor, dass das Bundesamt für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit während des gesamten Standortauswahlverfahrens alle wesentli-
chen Unterlagen des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit sowie des 
Vorhabenträgers nach dem Umweltinformationsgesetz vom 22. Dezember 2014 (BGBl. I S. 
3704) auf einer Internetplattform in einem Informationsregister veröffentlicht. Welche Un-
terlagen als wesentliche Unterlagen zu bewerten sind, wird durch die nicht abschließende 
Aufzählung von Beispielen konkretisiert. Darunter fallen Gutachten, Stellungnahmen, Da-
tensammlungen und Berichte. 

In der Gesamtschau aller Informationen soll durch das Informationsregister eine ausgewo-
gene und umfassende Informationsbasis entstehen. Das Angebot soll so aufbereitet wer-
den, dass sowohl Laien als auch engagierte Bürgerinnen und Bürger mit Fachwissen, re-
cherchierende Journalistinnen und Journalisten oder Fachleute aus Wissenschaft und Wirt-
schaft ein entsprechendes Informations- und Vermittlungsniveau vorfinden. 

Zu § 7 (Stellungnahmeverfahren und Erörterungstermine) 
Entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission werden Stellungnahmeverfah-
ren mit anschließendem Erörterungstermin jeweils zu den Vorschlägen im Standortaus-
wahlverfahren geregelt. Damit wird für einzelne Verfahrenselemente der Öffentlichkeitsbe-
teiligung eine spezielle Regelung getroffen. Diese Regelung ist nicht abschließend. Die Vor-
schrift findet nach Maßgabe der §§ 4 und 14e UVPG Anwendung.  
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Zu Absatz 1 
Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit gibt der Öffentlichkeit nach 
Übermittlung des jeweiligen Vorschlags des Vorhabenträgers sowie im Fall einer Nachprü-
fung nach abgeschlossenem Nachprüfverfahren Gelegenheit zur Stellungnahme zu den 
Vorschlägen des Vorhabenträgers nach § 14 Absatz 2, § 16 Absatz 3 und § 18 Absatz 3 
beziehungsweise den aktualisierten Vorschlägen des Vorhabenträgers nach dem Nach-
prüfverfahren, den Erkundungsprogrammen nach § 14 Absatz 1 und § 16 Absatz 2, den 
jeweils vorliegenden Berichten der Regionalkonferenzen und weiteren Unterlagen. Das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit und der Vorhabenträger werten die 
Stellungnahmen vorläufig aus und berücksichtigen die Stellungnahmen bei den weiteren 
Verfahrensschritten. Diese vorläufige Auswertung ist Grundlage für den anschließenden 
Erörterungstermin.  

Zu Absatz 2 
Absatz 2 beinhaltet eine Aufzählung der Vorschläge mit zugehörigen Informationen, zu wel-
chen die Öffentlichkeit mindestens Stellung beziehen kann. Den Vorschlägen sind umfang-
reiche Unterlagen beizufügen, insbesondere fachlich anspruchsvolle Analysen und Vor-
schläge, die nur mit hohem zeitlichen Aufwand und Expertise vollständig durchdrungen 
werden können. Sowohl für die Arbeit der regionalen Gremien wie auch für die Stellung-
nahmen der allgemeinen Öffentlichkeit ist es daher notwendig, dass das Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit die bereitzustellenden Informationen angemessen 
aufbereitet und auf der Informationsplattform und in anderen geeigneten Medien so dar-
stellt, dass unterschiedliche Zielgruppen sie nachvollziehen können. Für die Festlegung der 
übertägig zu erkundenden Standortregionen und die Festlegung der untertägig zu erkun-
denden Standorte ist jeweils eine Strategische Umweltprüfung (SUP) durchzuführen (vgl. 
Nummern 1.15 und 1.16 der Anlage 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung). Demgemäß gelten ergänzend die Anforderungen für die Durchführung der Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 14i in Verbindung mit § 9 Absatz 1 bis 1b UVPG. Für die Stan-
dortentscheidung ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen (vgl. Anlage 
1 Nummer 11.2 UVPG). Demzufolge gelten insofern ergänzend die Anforderungen nach § 
9 UVPG. 

Zu Absatz 3 
Nach Abschluss des jeweiligen Stellungnahmeverfahrens führt das Bundesamt für kern-
technische Entsorgungssicherheit Erörterungstermine zu den Vorschlägen des Vorhaben-
trägers nach Absatz 2 sowie den dazu jeweils vorliegenden Berichten und Unterlagen 
durch. Soweit mehrere Gebiete betroffen sind, werden Erörterungstermine im jeweiligen 
räumlichen Bereich durchgeführt. Gegenstand des Erörterungstermins sind der Vorschlag 
des Vorhabenträgers, gegebenenfalls vorliegende (Zwischen-) Berichte der Regionalkon-
ferenzen und des Rats der Regionen, die Ergebnisse der vorläufigen Nachprüfung durch 
das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit, die Auswertung von Stellung-
nahmen aus dem Stellungnahmeverfahren und der Einbeziehung der Träger öffentlicher 
Belange, die nach § 14i Absatz 2 bzw. § 9 Absatz 1b UVPG darüber hinaus für die Öffent-
lichkeit auszulegenden Unterlagen sowie gegebenenfalls weitere Unterlagen. Die Erörte-
rungstermine sollen genutzt werden, um die Informationsbasis auf allen Seiten zu verbes-
sern und die Vorschläge im Detail nachvollziehbar zu erläutern. Die Erörterungstermine 
sind zugleich Bestandteil der Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Durchführung der 
SUP bzw. der UVP. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 bestimmt den Teilnehmerkreis der Erörterungstermine. Die Aufzählung der Soll-
Vorschrift ist jedoch nicht abschließend. Weiterhin regelt Absatz 4 Näheres zu Ort und Zeit-
punkt der Erörterungstermine einschließlich ihrer Bekanntmachung. 

Zu Absatz 5 
Aus Absatz 5 ergeben sich die konkreten Anforderungen an die Auslegung der wesentli-
chen, den Erörterungsgegenstand betreffenden Unterlagen. 
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Zu § 8 (Nationales Begleitgremium) 
Die Neufassung des § 8 berücksichtigt, dass das Nationale Begleitgremium auf Grund einer 
Änderung des Standortauswahlgesetzes im Jahr 2016 bereits einzusetzen war. § 8 regelt 
daher die Fortführung des Nationalen Begleitgremiums, streicht inzwischen überholte Re-
gelungen und übernimmt im Wesentlichen die bisherigen Regelungen des Standortaus-
wahlgesetzes. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 bestimmt die Aufgabe des Nationalen Begleitgremiums. Die Arbeit des Nationalen 
Begleitgremiums dient vor allem der gemeinwohlorientierten Begleitung des Verfahrens. 
Das Nationale Begleitgremium soll als eine gegenüber Behörden, Parlament und unmittel-
bar beteiligten Unternehmen und Experteneinrichtungen unabhängige gesellschaftliche In-
stanz Neutralität und Fachwissen besitzen und Wissens- und Vertrauenskontinuität vermit-
teln. Das Gremium soll im Dialog und Austausch mit der Öffentlichkeit und allen Akteuren 
des Standortauswahlverfahrens stehen und dadurch auch die Umsetzung des Beteiligungs-
verfahrens im Standortauswahlverfahren bis zur Standortentscheidung unterstützen. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 regelt das Akteneinsichtsrecht der Mitglieder des Nationalen Begleitgremiums und 
die Veröffentlichung und Dokumentation der Beratungsergebnisse. Soweit das Aktenein-
sichtsbegehren Unterlagen betrifft, die nicht nach dem Umweltinformationsgesetz (UIG) 
herauszugeben sind, sind die Mitglieder gegebenenfalls zur Verschwiegenheit zu verpflich-
ten. 

Es wird davon ausgegangen, dass zur Zusammenarbeit zwischen dem Nationalen Begleit-
gremium und dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit sowie dem Vor-
habenträger Vereinbarungen getroffen werden, die Reibungsverluste vermeiden. 

Das Nationale Begleitgremium hat die Pflicht, seine Beratungsergebnisse fortlaufend in re-
gelmäßigen Berichten aufzubereiten. Hieraus ergibt sich zugleich die Pflicht zu regelmäßi-
gen Beratungen, u. a. zu den Vorschlägen des Vorhabenträgers sowie zum weiteren Vor-
gehen soweit im Verfahren Gebiete identifiziert werden, die auf Grund nicht hinreichender 
geologischer Daten bei der Ermittlung von Teilgebieten (§ 13) nicht eingeordnet werden 
können. 

Das Nationale Begleitgremium übermittelt seine Beratungsergebnisse regelmäßig der Bun-
desregierung und dem Deutschen Bundestag und veröffentlicht diese. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 bestimmt Näheres zur Zusammensetzung des Nationalen Begleitgremiums, zur 
Amtszeit und Wahl bzw. Ernennung der Mitglieder. Ferner sieht die Besetzung des Natio-
nalen Begleitgremiums nun sechs Bürgerinnen und Bürger, davon zwei Vertreterinnen und 
Vertreter der jungen Generation vor. Die bisherige Mitgliederzahl wird von neun auf 18 Mit-
glieder erhöht. Die Regelung trägt dem Gedanken der Neutralität und Unabhängigkeit des 
Nationalen Begleitgremiums sowie der Generationengerechtigkeit und der Fairness des 
Standortauswahlverfahrens Rechnung. Diese Gedanken können durch die Berufung von 
Bürgerinnen und Bürgern in das Gremium besonders glaubwürdig und plausibel nach au-
ßen kommuniziert werden. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 regelt die Unterstützung des Nationalen Begleitgremiums durch eine Geschäfts-
stelle. Weiterhin sieht Absatz 4 die Möglichkeit des Nationalen Begleitgremiums vor, wis-
senschaftliche Expertise durch Anhörungen, Vergabe von Gutachten oder die Berufung ei-
nes wissenschaftlichen Beirates hinzuziehen. 
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Zu Absatz 5 
Absatz 5 legt entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission Berufung und Auf-
gaben einer oder eines Partizipationsbeauftragten fest. Dieser wird ehrenamtlich tätig. Vor-
rangige Aufgabe ist die frühzeitige Identifikation und Analyse auftretender Spannungen zwi-
schen den Beteiligten im Standortauswahlverfahren sowie die Unterstützung bei der Beile-
gung und Schlichtung von Konflikten. Der oder die Partizipationsbeauftragte legt dem Nati-
onalen Begleitgremium regelmäßige Tätigkeitsberichte vor, ist fachlich weisungsunabhän-
gig und kann sich der Geschäftsstelle des Nationalen Begleitgremiums bedienen. 

Zu § 9 (Fachkonferenz Teilgebiete) 
Als neues Instrument der Beteiligung führt § 9 auf Empfehlung der Endlagerkommission 
eine Fachkonferenz Teilgebiete ein, um eine kontinuierliche Beteiligung bereits zu Beginn 
des Standortauswahlverfahrens zu gewährleisten. Die Fachkonferenz Teilgebiete soll eine 
möglichst frühzeitige Einbeziehung von Vertretern der Teilgebiete noch vor der Auswahl 
von Standortregionen ermöglichen. Auch in dieser Phase ist es sinnvoll, Beteiligungsfor-
mate anzubieten, um dem Grundsatz eines partizipativen Standortauswahlverfahrens 
Rechnung zu tragen und die Erstellung des Zwischenberichtes des Vorhabenträgers zur 
Ermittlung von Teilgebieten zu begleiten. Die Fachkonferenz Teilgebiete eröffnet die Mög-
lichkeit, den Zeitraum der bloßen Information zu verkürzen und eine fachkundige Befassung 
von Vertretern der Teilgebiete rechtzeitig einzuleiten, bevor vorrangig regionale Interessen 
bedeutsam werden. Die Regelung zur Einrichtung der Fachkonferenz Teilgebiete lässt die 
Befugnis des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit, bereits in dieser frü-
hen Phase die Informationen zum Beteiligungsverfahren breit zu veröffentlichen und durch 
geeignete Instrumente ein Bewusstsein für die gesellschaftliche Herausforderung zu erzeu-
gen, unberührt. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 regelt Berufung und Zusammensetzung der Fachkonferenz Teilgebiete als lose 
Zusammenkunft von Bürgerinnen und Bürgern, Vertretern der Gebietskörperschaften der 
nach § 13 Absatz 2 identifizierten Teilgebiete, Vertretern gesellschaftlicher Organisationen 
und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlicher ohne eine bestimmte organisatorische 
oder rechtliche Verfestigung oder Verselbständigung. Im Vordergrund der Fachkonferenz 
Teilgebiete sollen entsprechend den Vorstellungen der Endlagerkommission nicht organi-
satorische Fragen oder Aspekte formeller Öffentlichkeitsbeteiligung, sondern vielmehr 
Möglichkeiten der Förderung der Beteiligungsbereitschaft, der Zusammenkunft und fach-
kundigen Befassung vor dem Entstehen regionaler Betroffenheit sein. Teilnehmerzahl und 
die Vertretung der Teilgebiete sind daher nicht abschließend und verbindlich vorgegeben. 
Zu den genannten gesellschaftlichen Organisationen gehören Organisationen wie Wirt-
schafts-, Umwelt- und andere Organisationen, deren Wirkungsfelder mit der Frage der 
Standortauswahl verbunden sind. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 bestimmt die Aufgaben der Fachkonferenz. Diese erörtert den Zwischenbericht 
des Vorhabenträgers nach § 13 Absatz 2, während der Vorhabenträger seine Arbeit fort-
setzt. Die Fachkonferenz soll sich bei der Erörterung mit der Anwendung der Ausschluss-
kriterien, der geologischen Mindestanforderungen und den geowissenschaftlichen Abwä-
gungskriterien befassen, die zur Identifizierung von Teilgebieten durch den Vorhabenträger 
geführt haben. Ziel ist eine frühzeitige Befassung mit den vorgenannten Auswahlschritten, 
bevor es zur Eingrenzung der Standortauswahl auf die übertägig zu erkundenden Standort-
regionen kommt. Damit wird eine standortübergreifende Sichtweise ermöglicht, die den Auf-
bau eines Erfahrungs- und Wissensstandes befördert und damit die spätere Arbeitsauf-
nahme der Regionalkonferenzen und des Rates der Regionen sowie die weitere Beteiligung 
erleichtern kann. Mit Übermittlung der Beratungsergebnisse an den Vorhabenträger löst 
sich die Fachkonferenz auf.  

Die Ergebnisse der Fachkonferenz werden vom Vorhabenträger bei seinem Vorschlag für 
die übertägig zu erkundenden Standortregionen nach § 14 Absatz 2 berücksichtigt. Der 
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Vorhabenträger macht den auf Grundlage des Berichts der Fachkonferenz Teilgebiete ge-
gebenenfalls modifizierten Zwischenbericht zum Teil seines Vorschlags zur Auswahl der 
übertägig zu erkundenden Standorte, der dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit übermittelt wird. Die Nichteinhaltung der normierten Aufgaben und Fristen be-
gründen keine Verfahrensfehler. 

Zu § 10 (Regionalkonferenzen) 
§ 10 sieht als Neuregelung Einrichtung, Zusammensetzung und Aufgaben der Regional-
konferenzen vor. Dabei handelt es sich um ein neues Beteiligungsinstrument für die umfas-
sende Beteiligung der regional betroffenen Bürgerinnen und Bürger. Die intensive und lang-
fristige Begleitung des Standortauswahlverfahrens durch die Regionalkonferenzen soll die 
kontinuierliche umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit gewährleisten. In jeder Region, 
die als übertägig zu erkundende Standortregion vorgeschlagen wird, begleitet eine Regio-
nalkonferenz die Verfahrensschritte. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 regelt die Einrichtung, Organisation und Zusammensetzung der Regionalkonfe-
renzen einschließlich der Wahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Vertretungskrei-
ses. Die Regionalkonferenzen bestehen jeweils aus einer Vollversammlung und einem Ver-
tretungskreis. Als Vertreterinnen und Vertreter gesellschaftlicher Gruppen im Vertretungs-
kreis kommen insbesondere Vertretungen von Wirtschafts- und Umweltorganisationen in 
Betracht.  

Die Interessen betroffener Bürgerinnen und Bürger anderer Staaten, die an eine Standort-
region angrenzen, sind angemessen zu berücksichtigen. Wenn eine Standortregion an ei-
nen anderen Staat angrenzt, soll die jeweils betroffene Regionalkonferenz Näheres zu einer 
angemessenen Berücksichtigung der dort betroffenen Interessen in ihrer Geschäftsord-
nung regeln; dies schließt die Möglichkeit ein, Vertreter anderer Staaten nach Einzelfallent-
scheidung in den Vertretungskreis zu berufen. Daneben besteht die Möglichkeit des Ab-
schlusses entsprechender Staatsverträge. 

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit richtet die Regionalkonferenzen 
ein und stellt für die gesamte Laufzeit organisatorische und finanzielle Ressourcen bereit. 
Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit stellt den Regionalkonferenzen 
zudem eine Mustergeschäftsordnung zur Verfügung. Die von jeder Regionalkonferenz zu 
beschließende Geschäftsordnung enthält zumindest Regelungen zu Vorsitz, Beschlussfä-
higkeit, Tagesordnung, Ablauf von Sitzungen, Beratungen und Anhörungen einschließlich 
der Frage der Dokumentation und Öffentlichkeit der Sitzungen, Rede-, Antrags- und Stimm-
rechte, der Aufgabenwahrnehmung durch den Vertretungskreis und des Ausschlusses von 
Interessenkollisionen.  

Auf Wunsch der Regionalkonferenzen nehmen Vertreter des Bundesamtes für kerntechni-
sche Entsorgungssicherheit und des Vorhabenträgers an den Regionalkonferenzen teil. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 regelt die Aufgaben der Regionalkonferenzen. Die Regionalkonferenzen können 
sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben wissenschaftlich beraten lassen. Die Konferen-
zen begleiten das Standortauswahlverfahren und sind bei verschiedenen, konkret benann-
ten Verfahrensschritten anzuhören. Zudem obliegt es den einzelnen Konferenzen, die Öf-
fentlichkeit unabhängig vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit als Trä-
ger der Öffentlichkeitsbeteiligung in der eigenen Standortregion über den Verlauf der Stand-
ortauswahl zu informieren. 

Die Möglichkeit der Regionalkonferenzen, ihre Unterlagen im Informationsregister zu ver-
öffentlichen, soll sicherstellen, dass in dem Informationsregister gerade auch konfliktbehaf-
tete Sachverhalte aus unterschiedlichen Perspektiven und von verschiedenen Autoren be-
leuchtet werden und eine ausgewogene und umfassende Informationsbasis entsteht. 
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Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt das Nachprüfungsrecht der Regionalkonferenzen und das Verfahren der 
Nachprüfung. Das Nachprüfrecht verfolgt das Ziel, das Standortauswahlverfahren durch 
eine starke Einflussmöglichkeit der Betroffenen zu qualifizieren, Konflikte rechtzeitig aufzu-
lösen und den Abbruch oder die dauerhafte Verzögerung des Standortauswahlverfahrens 
zu verhindern. Das Recht der Nachprüfung steht den Regionalkonferenzen jeweils einmal 
nach Übermittlung der Vorschläge des Vorhabenträgers zu. Vor Entscheidung über die For-
derung einer Nachprüfung wird die Vollversammlung anzuhören sein. Der behauptete, in 
dem Nachprüfauftrag gerügte Mangel muss so konkret wie möglich bezeichnet werden. 

Der an das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit gerichtete Nachprüfauf-
trag soll zur Vermeidung erheblicher Verfahrensverzögerungen innerhalb einer angemes-
senen Frist gestellt werden. Bei Streit über die Angemessenheit der Frist ist das Nationale 
Begleitgremium zu beteiligen. Die Nachprüfung wird mit Vorlage eines aktualisierten Vor-
schlags abgeschlossen. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 bestimmt, dass die Regionalkonferenzen bei ihrer Organisation durch eine Ge-
schäftsstelle unterstützt werden. Die Geschäftsstelle soll Servicefunktionen übernehmen 
und die inneren Arbeiten von Vertretungskreis und Vollversammlung sowie die Informati-
onsarbeit dieser unterstützen. Sie wird vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit eingerichtet. Als Träger der Geschäftsstelle kommt beispielsweise die Verwaltung 
einer Gebietskörperschaft einer betroffenen Standortregion in Betracht.  

Zu § 11 (Fachkonferenz Rat der Regionen) 
Als ein weiteres neues Instrument der Beteiligung wird entsprechend des Vorschlags der 
Endlagerkommission die Fachkonferenz Rat der Regionen eingerichtet. Im Rat der Regio-
nen werden die Ergebnisse des Vorhabenträgers und des Bundesamtes für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit nachvollzogen und die Prozesse der Regionalkonferenzen miteinan-
der verglichen. Die Fachkonferenz soll dem Erfahrungsaustausch und der Entwicklung ei-
ner überregionalen Perspektive auf die Standortsuche dienen. Der Rat soll das Standort-
auswahlverfahren mit dem Ziel begleiten, die Standortauswahl mit den widerstreitenden 
Interessen der betroffenen Standortregionen in Einklang zu bringen. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 legt Einrichtung, Zusammensetzung und Wahl des Rates der Regionen fest. Die-
ser setzt sich zusammen aus den Vertretern der Regionalkonferenzen und den Gemeinden, 
in denen radioaktive Abfälle zwischengelagert werden. Die Vertretungskreise der Regional-
konferenzen bestimmen aus deren Mitte die zur Fachkonferenz „Rat der Regionen“ zu ent-
sendenden Vertreterinnen und Vertreter, um den Wissenstransfer über die Gremien hinweg 
gewährleisten zu können.  

Zu Absatz 2 
Aus Absatz 2 ergeben sich als Aufgaben des Rates der Regionen die überregionale Be-
gleitung der Prozesse der Regionalkonferenzen sowie die Unterstützung des Interessen-
ausgleichs innerhalb der in Betracht gezogenen Standortregionen. Seine Beratungsergeb-
nisse kann der Rat der Regionen als Bericht an das Bundesamt für kerntechnische Entsor-
gungssicherheit übermitteln.  

Zu Absatz 3 
Absatz 3 bestimmt, dass der Rat der Regionen bei seiner Organisation durch eine Ge-
schäftsstelle unterstützt wird. Sie wird vom Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssi-
cherheit eingerichtet. 
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Zu Teil 3 (Standortauswahlverfahren) 
Zu Kapitel 1 (Allgemeine Bestimmungen) 
Zu § 12 (Erkundung) 
Die bisherige Regelung in § 12 Absatz 1 wird gestrichen, da sich der Inhalt aus den Rege-
lungen in §§ 13 ff. StandAG neu ergibt. Im Übrigen wurde die geltende Vorschrift des § 12 
StandAG übernommen und eine konkretisierende Regelung dahingehend aufgenommen, 
nach der unter die von den Landesbehörden zur Verfügung zu stellenden Daten auch In-
formationen über die Zulassung von Vorhaben nach § 21 Absatz 2 fallen. 

Die Regelungen zu einer erweiterten Verfügbarkeit geologischer Daten auch im Standort-
auswahlverfahren sollen ergänzend im Zuge der Novellierung des Lagerstättengesetzes 
fortgeführt und ausgestaltet werden.  

Zu Kapitel 2 (Ablauf des Standortauswahlverfahrens) 
Zu § 13 (Ermittlung von Teilgebieten) 
Auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission regelt § 13 StandAG, wie 
der Vorhabenträger Teilgebiete ermittelt. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 legt allgemein fest, dass der Vorhabenträger in der ersten Phase des Standort-
auswahlverfahrens unter Anwendung der gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen 
Anforderungen und Kriterien Teilgebiete ermittelt, die günstige geologische Voraussetzun-
gen für die sichere Endlagerung radioaktiver Abfälle erwarten lassen. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 bestimmt das nähere Verfahren zu Ermittlung der Teilgebiete. 

Zunächst werden auf das gesamte Bundesgebiet die gesetzlich festgelegten geowissen-
schaftlichen Ausschlusskriterien angewandt. Mit den geowissenschaftlichen Ausschlusskri-
terien werden alle Gebiete ermittelt, die auf Grund der in den Kriterien definierten Sachver-
halte von vorneherein nicht für ein Endlager geeignet sind. Auf das hiernach verbleibende 
Gebiet wendet der Vorhabenträger die gesetzlich festgelegten geowissenschaftlichen Min-
destanforderungen an und identifiziert in Betracht kommende Gebiete. In einem weiteren 
Schritt kommen nun die gesetzlich bestimmten geowissenschaftlichen Abwägungskriterien 
zur Anwendung. Anschließend sind die Gebiete als Teilgebiete auszuweisen, die sich auf 
Grundlage der Abwägung als besonders günstig erweisen. 

Hierzu fertigt der Vorhabenträger einen Zwischenbericht an, der an das Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit zu übermitteln ist. In diesem Zwischenbericht wer-
den nicht nur die Teilgebiete mit günstigen geologischen Voraussetzungen sowie die zu-
grunde liegenden entscheidungserheblichen Tatsachen und Erwägungen, sondern gege-
benenfalls auch solche Gebiete ausgewiesen, die auf Grund nicht hinreichender geologi-
scher Daten nicht eingeordnet werden können. 

Zu § 14 (Ermittlung von Standortregionen für übertägige Erkundung) 
§ 14 umfasst die Phase des Standortauswahlverfahrens, in der der Vorhabenträger 
Standortregionen ermittelt, die übertägig erkundet werden sollen. 

Zu Absatz 1 
Durch repräsentative vorläufige Sicherheitsuntersuchungen erarbeitet der Vorhabenträger 
zunächst nähere Bewertungen zur Möglichkeit der Realisierung eines sicheren Endlagers 
in den ermittelten günstigen Teilgebieten. Die vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen müs-
sen eine Bewertung enthalten, welche geologischen Eigenschaften der Standortregionen 
besonders positive oder auch negative Auswirkungen auf ein Endlager haben könnten. Mit 
Hilfe dieser zusätzlichen Bewertungen werden unter erneuter Anwendung der geowissen-
schaftlichen Abwägungskriterien günstige Standortregionen ermittelt; soweit unter Sicher-
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heitsaspekten gleich günstige Standortregionen vorliegen, sind zusätzlich planungswissen-
schaftliche Abwägungskriterien anzuwenden. Im Anschluss werden die Standortregionen 
vorgeschlagen. Die Fläche einer Standortregion wird in der Regel weit größer sein als die 
für ein Endlager im Untergrund und an der Oberfläche benötigten Flächen. 

Weiterhin begründet Absatz 1 die Verpflichtung des Vorhabenträgers zur Erarbeitung 
standortbezogener Erkundungsprogramme für die vorgeschlagenen Standortregionen be-
reits vor der gesetzlichen Entscheidung zu übertägig zu erkundenden Standortregionen. 

Zu Absatz 2 
Absatz 2 bestimmt Näheres zum Vorschlag des Vorhabenträgers für die übertägig zu er-
kundenden Standortregionen. Es wird festgelegt, dass der Vorhabenträger diesen Vor-
schlag mit Begründung, den Ergebnissen der vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen und 
den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens an das Bundesamt für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit übermittelt. Zu den Ergebnissen des Beteiligungsverfahrens zählen in 
diesem Verfahrensschritt auch die Stellungnahmen der Öffentlichkeit, die der Vorhaben-
träger nach Veröffentlichung der wesentlichen Unterlagen erhalten hat. 

Weiterhin regelt Absatz 2 den Umgang mit eventuellen Informationsdefiziten bei der Ermitt-
lung günstiger Standortregionen für die übertägige Erkundung. 

Es kann derzeit nicht vorhergesehen werden, ob der Vorhabenträger als Ergebnis seiner 
Auswertungen Gebiete mit Informationsdefiziten ausweisen muss oder ob er alle Gebiete 
nach Anwendung der geowissenschaftlichen Kriterien abschließend als für die übertägige 
Erkundung günstige oder nicht günstige Standortregionen einstufen kann. Auch die Anzahl 
und Größe dieser Gebiete ist nicht absehbar und wird sich erst aus den Auswertungen des 
Vorhabenträgers ergeben. Deshalb hat der Vorhabenträger für den Fall, dass zu einzelnen 
Gebieten keine hinreichenden Informationen für eine Anwendung der Kriterien vorliegen, 
eine Empfehlung zum weiteren Verfahren mit diesen Gebieten zu erarbeiten und in seinen 
Vorschlag aufzunehmen. 

Jedenfalls dürfen Gebiete aus dem Suchprozess nicht allein deshalb ausgeschlossen wer-
den, weil über sie zu wenig bekannt ist, sofern zu erwarten ist, dass sich unter diesen Ge-
bieten ein Standort befindet, der auf Grundlage der Kriterien in § 22 bis § 24 besser zu 
bewerten ist, als das in allen Regionen mit ausreichender Datenlage der Fall ist. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 bestimmt, dass der Vorhabenträger gleichzeitig mit dem Vorschlag der übertägig 
zu erkundenden Standortregionen dem Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicher-
heit die zuvor erarbeiteten standortbezogenen Erkundungsprogramme zur Festlegung vor-
legt. 

Zu § 15 (Entscheidung über übertägige Erkundung und Erkundungsprogramme) 
§ 15 regelt die Entscheidung über die übertägig zu erkundenden Standortregionen sowie 
die Festlegung der standortbezogenen Erkundungsprogramme durch das Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit. 

Zu Absatz 1 
Absatz 1 regelt den weiteren Umgang mit dem Vorschlag des Vorhabenträgers. Das Bun-
desamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit prüft und bewertet den Vorschlag des 
Vorhabenträgers. Will das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit vom Vor-
schlag des Vorhabenträgers abweichen, gibt es dem Vorhabenträger zuvor Gelegenheit 
zur Stellungnahme. 

Die bislang in § 14 Absatz 3 StandAG im Hinblick auf die mögliche enteignungsrechtliche 
Vorwirkung eines Gesetzes zur Festlegung der übertägig zu erkundenden Standortregio-
nen enthaltene Anhörung betroffener kommunaler Gebietskörperschaften und Grundstück-
seigentümer wird nunmehr durch die Anhörungspflicht nach § 7 StandAG gewährleistet. An 



 - 56 - Bearbeitungsstand: 25.11.2016  9:48 Uhr 

den Erörterungsterminen sollen auch die betroffenen Gebietskörperschaften und Grund-
stückseigentümer teilnehmen, so dass deren Anhörung sichergestellt ist und die bisherige 
Sonderregelung entfallen kann. 

Vor der Entscheidung über die Auswahl der Standortregionen für die übertägige Erkundung 
ist nach Nummer 1.14 der Anlage 3 zum UVPG durch das Bundesamt für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit eine Strategische Umweltprüfung durchzuführen und der Umweltbe-
richt nach § 14g UVPG zu erstellen. 

Zu Absatz 2 
Nach Absatz 2 übermittelt das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des 
Vorhabenträgers zu den übertägig zu erkundenden Standortregionen, die darauf bezoge-
nen Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, eine begründete Empfehlung zum Vorschlag 
des Vorhabenträgers und die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums. Zu 
den zu übermittelnden Unterlagen gehört auch der Umweltbericht der jeweils an den in 
Betracht kommenden Standortregionen durchgeführten Strategischen Umweltprüfung. Bei 
der Erstellung des Umweltberichtes sind die zusätzlichen Umweltauswirkungen für den Fall 
einer zusätzlichen Einlagerung schwach- und mittelradioaktiver Abfälle mit darzustellen. 
Zusammen mit dem Vorschlag soll das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicher-
heit in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Endlagerkommission zu einem lernen-
den Verfahren auch einen Bericht zur Evaluation des Standortauswahlverfahrens und Dis-
kussion alternativer Entsorgungsmöglichkeiten vorlegen. 

Im Weiteren regelt Absatz 2 die Unterrichtung des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrates durch die Bundesregierung über die Standortregionen, die übertägig erkundet 
werden sollen, einschließlich der vorzulegenden Unterlagen. Zu den durch die Bundesre-
gierung zu übermittelnden Unterlagen gehören insbesondere auch die Beratungsergeb-
nisse des Nationalen Begleitgremiums, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens und die 
begründende Empfehlung zum Vorschlag. Weitere Unterlagen sind durch die Bundesregie-
rung auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder des Bundesrates zu übermitteln. 

Zu Absatz 3 
Nach Absatz 3 werden die übertägig zu erkundenden Standortregionen und der weitere 
Umgang mit den Gebieten, zu denen keine ausreichenden Informationen vorliegen, durch 
Bundesgesetz festgelegt. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 sieht vor, dass das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit die 
standortbezogenen Erkundungsprogramme zur übertägigen Erkundung festlegt. Das Bun-
desamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit muss bei der Festlegung der standortbe-
zogenen Erkundungsprogramme sicherstellen, dass durch die Erkundungstätigkeiten (z. B. 
Tiefbohrungen) die spätere Genehmigungsfähigkeit eines Standortes nicht beeinträchtigt 
wird. 

Zu § 16 (Übertägige Erkundung und Vorschlag für untertägige Erkundung) 
§ 16 normiert als weitere Phase des Standortauswahlverfahrens die Durchführung der über-
tägigen Erkundung mit dem Ziel der Ermittlung eines Vorschlags für die untertägig zu er-
kundenden Standorte. 

Zu Absatz 1 
Im Rahmen der übertägigen Erkundung werden die ausgewählten Standortregionen zu-
nächst von der Erdoberfläche aus erkundet. Die Erkundungsarbeiten folgen den vom Bun-
desamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit festgelegten standortbezogenen Erkun-
dungsprogrammen. Nach Durchführung der übertägigen Erkundung sind von dem Vorha-
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benträger, aufbauend auf die von ihm nach § 14 Absatz 1 Satz 2 erarbeiteten repräsentati-
ven vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen, weiterentwickelte vorläufige Sicherheitsunter-
suchungen zu erstellen. 

Als neue Aufgabe führt Absatz 1 Satz 3 in Umsetzung der Empfehlungen der Endlagerkom-
mission die Durchführung sozioökonomischer Potenzialanalysen in den Standortregionen 
durch den Vorhabenträger ein. 

Sozioökonomische Potenzialanalysen sind ein Instrument zur Feststellung des sozioöko-
nomischen Status quo in den betroffenen Standortregionen im Interesse der dortigen Be-
völkerung. Die langfristige Entwicklung einer Standortregion soll durch die Errichtung eines 
Endlagers keinen Schaden nehmen. Sozioökonomische Potenzialanalysen können daher 
Anhaltspunkte für die zukünftige Kompensation sozioökonomischer Nachteile betroffener 
Standortregionen geben, um eine möglichst gerechte Verteilung der Lasten zu ermöglichen. 
Auf Grundlage des Primats der Sicherheit hat die Langzeitsicherheit im Auswahlverfahren 
Vorrang vor den Erwägungen, die sich aus den sozioökonomischen Potenzialanalysen er-
geben können. 

Zu Absatz 2 
Der Vorhabenträger hat die durch Erkundung und vorläufige Sicherheitsuntersuchungen 
gewonnenen Erkenntnisse unter erneuter Anwendung der gesetzlich festgelegten Anforde-
rungen und Kriterien günstige Standorte zu ermitteln. Soweit unter Sicherheitsaspekten 
gleich günstige Standorte vorliegen, sind planungswissenschaftliche Abwägungskriterien 
nach § 25 anzuwenden. Für die von ihm ermittelten untertägig zu erkundenden Standorte 
hat der Vorhabenträger sodann vertiefte geowissenschaftliche Erkundungsprogramme und 
Prüfkriterien nach Maßgabe der gesetzlich festgelegten Anforderungen und Kriterien sowie 
der weiteren Entscheidungsgrundlagen zu erarbeiten. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 regelt den Bericht des Vorhabenträgers über die Ergebnisse der übertägigen Er-
kundung an das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit. Der Bericht umfasst 
neben dem Vorschlag für die untertägig zu erkundenden Standorte eine Begründung für 
diesen Vorschlag einschließlich der Darstellung möglicher Umweltauswirkungen und sons-
tiger Auswirkungen eines Endlagervorhabens sowie die Ergebnisse des Beteiligungsver-
fahrens. Die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens sind in diesem Verfahrensschritt auch 
die Stellungnahmen, die der Vorhabenträger durch die Veröffentlichung der wesentlichen 
Unterlagen erhalten hat. 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 bestimmt, dass der Vorhabenträger mit Übermittlung des Vorschlags für die un-
tertägig zu erkundenden Standorte auch die zugehörigen vertieften geowissenschaftlichen 
Erkundungsprogramme für die untertägige Erkundung zur Festlegung vorlegt; diese umfas-
sen auch die Prüfkriterien.  

Die jeweiligen vertieften geowissenschaftlichen Erkundungsprogramme müssen geeignet 
sein, alle standortbezogenen geologischen Daten zu ermitteln, die für eine verlässliche si-
cherheitstechnische Beurteilung insbesondere der Langzeitsicherheit eines Endlagers an 
diesem Standort nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erforderlich sind. Es dient 
zudem der Transparenz und der Glaubhaftigkeit der durch die untertägige Erkundung zu 
gewinnenden Standortdaten, wenn insbesondere die Prüfkriterien für die Bewertung vor der 
Durchführung der untertägigen Erkundung aufgestellt werden.  

Zu § 17 (Entscheidung über untertägige Erkundung und Erkundungsprogramme) 
§ 17 beschreibt als nächsten Schritt des Standortauswahlverfahrens das Verfahren zur Ent-
scheidung über die untertägig zu erkundenden Standorte und zur Festlegung der zugehö-
rigen vertieften geowissenschaftlichen Erkundungsprogramme. Die Vorschrift wurde auf 
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der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission und im Hinblick auf neue Be-
grifflichkeiten des Fortentwicklungsgesetzes angepasst. 

Zu Absatz 1 
Anhand der Ergebnisse und Bewertungen aus den übertägigen Erkundungen und den wei-
terentwickelten vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen überprüft das Bundesamt für kern-
technische Entsorgungssicherheit den Vorschlag des Vorhabenträgers. 

Die bislang in § 17 Absatz 3 StandAG im Hinblick auf die mögliche enteignungsrechtliche 
Vorwirkung eines Gesetzes zur Festlegung der übertägig zu erkundenden Standortregio-
nen enthaltene Anhörung betroffener kommunaler Gebietskörperschaften und Grund-
stückseigentümer wird nunmehr durch die Anhörungspflicht nach § 7 StandAG gewähr-
leistet. An den Erörterungsterminen sollen auch die betroffenen Gebietskörperschaften und 
Grundstückseigentümer teilnehmen, so dass deren Anhörung sichergestellt ist und die bis-
herige Sonderregelung entfallen kann. Auf Grund der möglichen enteignungsrechtlichen 
Vorwirkung des Gesetzes zur Festlegung der untertägig zu erkundenden Standorte bleibt 
die bislang in § 17 Absatz 3 enthaltene Regelung zu einer Anhörung betroffener Grund-
stückseigentümer und kommunaler Gebietskörperschaften bestehen und wird in Absatz 1 
übernommen.  

Vor der Entscheidung über die untertägig zu erkundenden Standorte ist nach Nummer 1.15 
der Anlage 3 zum UVPG durch das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit 
eine Strategische Umweltprüfung durchzuführen und der Umweltbericht nach § 14g UVPG 
zu erstellen. 

Zu Absatz 2 
Nach Absatz 2 übermittelt das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit dem 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit den Vorschlag des 
Vorhabenträgers zu den untertägig zu erkundenden Standorten, die darauf bezogenen Er-
gebnisse des Beteiligungsverfahrens, eine begründete Empfehlung zum Vorschlag des 
Vorhabenträgers und die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgremiums. Zu den zu 
übermittelnden Unterlagen gehört auch der Umweltbericht der jeweils an den in Betracht 
kommenden Standorten durchgeführten Strategischen Umweltprüfung. Zusammen mit 
dem Vorschlag soll das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit auch einen 
Bericht zur Evaluation des Standortauswahlverfahrens und Diskussion alternativer Entsor-
gungsmöglichkeiten vorlegen. 

Im Weiteren regelt Absatz 2 die Unterrichtung des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrates durch die Bundesregierung über die Standortregionen, die untertägig erkundet 
werden sollen einschließlich der vorzulegenden Unterlagen. Zu den zu übermittelnden Un-
terlagen gehören insbesondere auch die Beratungsergebnisse des Nationalen Begleitgre-
miums und die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens. Weitere Unterlagen sind durch die 
Bundesregierung auf Anforderung des Deutschen Bundestages oder des Bundesrates zu 
übermitteln. 

Zu Absatz 3 
Absatz 3 enthält die bislang in § 17 Absatz 3 enthaltene rechtliche Möglichkeit, den Aus-
wahlvorschlag der Standorte für die untertägige Erkundung verwaltungsgerichtlich prüfen 
zu lassen. Der Regelungsinhalt wurde übernommen. Zusätzlich wurde auf Grundlage der 
Erwägungen innerhalb der Endlagerkommission der Kreis klagebefugter Personen erwei-
tert. Nunmehr sind auch sämtliche Gebietskörperschaften, in deren Gebiet ein zur untertä-
gigen Erkundung vorgeschlagener Standort liegt und Grundstückseigentümer den nach § 
3 des Umweltrechtsbehelfsgesetzes anerkannten Vereinigungen gleichzustellen und damit 
klagebefugt. Damit sind nicht nur Gemeinden, sondern insbesondere auch Samtgemeinden 
und Landkreise klagebefugt. 
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Zu Absatz 4 
Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit prüft auf wissenschaftlicher Ba-
sis die Vorschläge des Vorhabenträgers und legt die vertieften geowissenschaftlichen Er-
kundungsprogramme für die zur untertägigen Erkundung ausgewählten Standorte fest. 
Hierbei muss beachtet werden, dass die vertieften geowissenschaftlichen Erkundungspro-
gramme die Ermittlung aller sicherheitstechnisch erforderlichen Daten insbesondere zur 
Beurteilung der nach dem Stand von Wissenschaft und Technik zu erwartenden Langzeit-
sicherheit ermöglichen müssen. 

Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit muss zudem bei der Festlegung 
der standortbezogenen vertieften geowissenschaftlichen Erkundungsprogramme sicher-
stellen, dass durch die Erkundungstätigkeiten die spätere Genehmigungsfähigkeit der zu 
erkundenden Standorte, insbesondere die Integrität der geologischen Barrieren, nicht be-
einträchtigt wird. Die vertieften geowissenschaftlichen Erkundungsprogramme müssen im 
Hinblick auf mögliche Umweltauswirkungen, Nutzungskonflikte, Eingriffe in die privaten 
Rechte Dritter sowie negative sozioökonomische Auswirkungen in vertretbarer Weise im 
Hinblick auf die beabsichtigte Erkundung minimiert werden.  

Daneben bestimmt Absatz 4, dass die festgelegten standortbezogenen vertieften geowis-
senschaftlichen Erkundungsprogramme sowie nachträgliche wesentliche Änderungen der 
Erkundungsprogramme im Bundesanzeiger zu veröffentlichen sind. 

Zu § 18 (Vertiefte Erkundung) 
§ 18 wurde entsprechend den Vorschlägen der Endlagerkommission und im Hinblick auf 
die neuen Begrifflichkeiten des Fortentwicklungsgesetzes angepasst. Die Norm beschreibt 
die Phase der vertieften Erkundung bis zur Übermittlung eines Standortvorschlags des Vor-
habenträgers an das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit. 

Zu Absatz 1 
Der Vorhabenträger hat auf der Basis der festgelegten standortbezogenen vertieften geo-
wissenschaftlichen Erkundungsprogramme die untertägige Erkundung durchzuführen. Auf 
der Grundlage der Erkundungsergebnisse führt der Vorhabenträger anschließend umfas-
sende vorläufige Sicherheitsuntersuchungen für die Betriebsphase und die Nachver-
schlussphase durch. Er erstellt die Unterlagen für die Umweltverträglichkeitsprüfung hin-
sichtlich des Standortes des Endlagers nach § 6 UVPG. 

Zu Absatz 2 
Nach Absatz 2 bewertet der Vorhabenträger die durch die untertägige Erkundung und um-
fassende vorläufige Sicherheitsuntersuchungen gewonnenen Erkenntnisse nach Maßgabe 
der jeweiligen gesetzlich festgelegten Anforderungen und Kriterien einschließlich der Prüf-
kriterien und erarbeitet einen Standortvorschlag für ein Endlager. 

Zu Absatz 3 
Satz 1 regelt die Berichtspflicht des Vorhabenträgers gegenüber dem Bundesamt für kern-
technische Entsorgungssicherheit nach Durchführung der vertieften Erkundung und Bewer-
tung der hierdurch gewonnenen Erkenntnisse. In diesem Bericht ist die genaue Ableitung 
der Ergebnisse durch die transparente Dokumentation und Begründung aller vorgenomme-
nen Schritte und Bewertungen darzustellen. Neben dem Standortvorschlag für ein Endlager 
sind die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens zu übermitteln. Die Ergebnisse des Betei-
ligungsverfahrens beinhalten hierbei auch die Stellungnahmen, die der Vorhabenträger 
durch die Veröffentlichung der wesentlichen Unterlagen erhalten hat.  

Nach Satz 2 führt das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit im Anschluss 
eine vorgezogene Umweltverträglichkeitsprüfung entsprechend den §§ 7 bis 9b des UVPG 
hinsichtlich des Standortes für eine Anlage zur Endlagerung durch, damit alle die Umwelt 
betreffenden entscheidungserheblichen Aspekte bei der Standortentscheidung berücksich-
tigt werden können. 
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Zu § 19 (Abschließender Standortvergleich und Standortvorschlag) 
§ 19 regelt das Verfahren des abschließenden Standortvergleichs sowie der Erarbeitung 
und Übermittlung des abschließenden Vorschlags eines Endlagerstandortes. Daneben 
führt § 19 auf der Grundlage des Abschlussberichts der Endlagerkommission eine zusätz-
liche Rechtsschutzmöglichkeit zur Überprüfung des Standortauswahlvorschlags ein. Die 
mit diesem Gesetz vorgesehenen Rechtsschutzmöglichkeiten tragen einerseits dem Um-
stand Rechnung, dass bei bestimmten wesentlichen Verfahrensabschnitten des Standort-
auswahlverfahrens der Rechtsweg nach dem einschlägigen Verfahrensrecht (z.B. Verwal-
tungsverfahrensgesetz und Atomrechtliche Verfahrensverordnung) eröffnet werden soll, 
um das Vertrauen in das Verfahren und damit dessen Akzeptanz zu stärken. Andererseits 
wird das Bedürfnis nach einer Verfahrensökonomie zur Vermeidung erheblicher zeitlicher 
Verzögerungen berücksichtigt. 

Zu Absatz 1 
Anhand der Ergebnisse und Bewertungen aus den untertägigen Erkundungen und den um-
fassenden vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen überprüft das Bundesamt für kerntech-
nische Entsorgungssicherheit den Vorschlag des Vorhabenträgers. Auf der Grundlage des 
Prüfergebnisses und unter Abwägung sämtlicher privater und öffentlicher Belange sowie 
der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens ermittelt das Bundesamt für kerntechnische 
Entsorgungssicherheit den Endlagerstandort mit der bestmöglichen Sicherheit. 

Dieser Standort muss nach Satz 3 – unter Berücksichtigung der Ziele des § 1 Absatz 1 – 
erwarten lassen, dass er die nach dem Atomgesetz erforderliche Vorsorge gegen Schäden 
durch die Errichtung, den Betrieb und die Stilllegung des Endlagers nach § 9b Absatz 1a 
des Atomgesetzes über den gesamten Nachweiszeitraum gewährleistet und sonstige öf-
fentlich-rechtliche Vorschriften nicht entgegenstehen. Im sich anschließenden Genehmi-
gungsverfahren nach § 9b Absatz 1a des Atomgesetzes wird die Einhaltung der atomrecht-
lichen und sonstigen Anforderungen an ein Endlager vollumfänglich geprüft. 

Der Standortvorschlag, den das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit der 
Bundesregierung übermittelt, muss zudem die Darstellung der Umweltauswirkungen ent-
sprechend den §§ 11 und 12 UVPG, die Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens und eine 
Begründung der Raumverträglichkeit enthalten. 

Zu Absatz 2 
Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit entscheidet durch feststellenden 
Verwaltungsakt, ob das bisherige Auswahlverfahren und der auf dieser Grundlage ge-
troffene Standortvorschlag den Bestimmungen des Standortauswahlgesetzes entsprechen. 
Das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit ist in seiner Beurteilung an die 
im Bescheid nach § 17 Absatz 3 enthaltene Feststellung in dem Umfang gebunden, als 
dieser die Rechtmäßigkeit des Verfahrens in diesem Zeitpunkt festgestellt hat. Der Inhalt 
des Bescheids nach § 19 Absatz 2 Satz 2 darf somit den getroffenen Feststellungen des 
Bescheids nach § 17 Absatz 3 insoweit nicht widersprechen. Insbesondere ist das dem 
Erlass des Bescheides nach § 17 Absatz 3 StandAG vorhergehende Verfahren nicht erneut 
zu prüfen. 

Entsprechend den Empfehlungen der Endlagerkommission normiert Absatz 2, dass der er-
lassende Bescheid einer gerichtlichen Überprüfung zugänglich ist. Der neue Absatz 2 regelt 
die Rechtsschutzmöglichkeit in Anlehnung an § 17 Absatz 4. Diese ermöglicht eine gericht-
liche Kontrolle des Standortvorschlags für ein Endlager vor der Festlegung des Standortes 
durch den Deutschen Bundestag, so dass das in Kombination mit § 17 Absatz 4 StandAG 
gesamte Standortauswahlverfahren bis hin zur Standortentscheidung einer verwaltungsge-
richtlichen Kontrollmöglichkeit zugänglich ist.  

Nach Satz 4 ist der Verwaltungsakt in entsprechender Anwendung von § 17 der Atomrecht-
lichen Verfahrensverordnung öffentlich bekannt zu machen.  
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Satz 5 ordnet die entsprechende Anwendung des § 2 Absatz 1 des Umwelt-Rechtsbe-helfs-
gesetzes auf Gebietskörperschaften, in deren Gebiet der vorgeschlagene Standort liegt, 
und deren Einwohner sowie Grundstückseigentümer an. Damit wird erreicht, dass diese 
wie die nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz klagebefugten Vereinigungen eine nicht auf 
die Überprüfung subjektiver Rechte beschränkte gerichtliche Kontrolle herbeiführen kön-
nen.  

Satz 6 trägt dem Umstand Rechnung, dass der Entscheidung des Bundesamtes für kern-
technische Entsorgungssicherheit ein umfangreiches Beteiligungsverfahren vorausgeht, 
sodass ein Widerspruchsverfahren nicht sachgerecht wäre. 

Satz 7 sieht eine erstinstanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts vor. Die 
Begründung dieser erstinstanzlichen Zuständigkeit ist mit Blick auf die bereits bestehenden 
erstinstanzlichen Zuständigkeiten des Bundesverwaltungsgerichts unverzichtbar. Bei der 
abschließenden Entscheidung über einen Endlagerstandort handelt es sich um eine vo-
raussichtlich nur einmalig zu treffende Entscheidung, die durch eine besondere – über an-
dere Großprojekte hinausgehende – politische Bedeutung und ein herausragendes Inte-
resse der Öffentlichkeit geprägt ist. Sie hat eine länderübergreifende Bedeutung für das 
gesamte Bundesgebiet. Die Befristungen der Genehmigungen für die Zwischenlagerung 
der Wärme entwickelnden radioaktiven Abfälle im Bundesgebiet machen zudem eine mög-
lichst zügige Streitentscheidung dringlich. Im Übrigen sind der Regelungsgehalt des Aus-
wahlvorschlags für die untertägige Erkundung und damit der mögliche Streitstoff durch die 
Regelungen nach § 17 Absatz 3 eingegrenzt. 

Im Anschluss an den Erlass des Feststellungsbescheides übermittelt das Bundesamt für 
kerntechnische Entsorgungssicherheit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit den begründeten Standortvorschlag einschließlich aller hierfür 
erforderlichen Unterlagen. 

Zu § 20 (Standortentscheidung) 
§ 20 regelt das Verfahren zur Herbeiführung der abschließenden Entscheidung über den 
bestmöglichen Endlagerstandort. 

Zu Absatz 1 
Die Bundesregierung legt den Standortvorschlag durch Gesetzentwurf vor. Daneben be-
stimmt Absatz 1 die gleichzeitig mit vorzulegenden Unterlagen. Auf Anforderung des Deut-
schen Bundestages oder des Bundesrates sind weitere Unterlagen vorzulegen. 

Zu Absatz 2 
Die gesetzliche Festlegung des Endlagerstandortes entspricht der bisherigen Regelung des 
Standortauswahlgesetzes. Auf Grund der vorangegangenen umfassenden Abwägung 
durch das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit war das Abwägungsgebot 
im Rahmen der Gesetzesentscheidung nicht erneut aufzunehmen. 

Zu Absatz 3 
Durch Bundesgesetz wird der konkrete Standort des Endlagers abschließend festgestellt. 
Absatz 3 ist Ausdruck der engen Verzahnung zwischen der Standortfestlegung nach durch-
geführtem Standortauswahlverfahren mit dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren für 
Errichtung, Betrieb und Stilllegung des Endlagers und stellt fest, dass die Entscheidung 
hinsichtlich der standortbezogenen Elemente für das anschließende Genehmigungsverfah-
ren verbindlich ist. 

Die bisherige Regelung des Standortauswahlgesetzes wird auf Empfehlung der Endlager-
kommission ergänzt um die Festlegung, dass auf der Grundlage der Standortentscheidung 
nach Absatz 2 die Eignung des konkreten Vorhabens im Genehmigungsverfahren vollum-
fänglich zu prüfen ist. 



 - 62 - Bearbeitungsstand: 25.11.2016  9:48 Uhr 

Zu Absatz 4 
Absatz 4 enthält die Neuregelung, dass ein Raumordnungsverfahren für die Errichtung des 
Endlagers nicht stattfindet, da bereits in den vorangegangenen Verfahrensschritten die 
Raumverträglichkeit des Vorhabens nach den Vorschriften dieses Gesetzes, insbesondere 
der planungswissenschaftlichen Kriterien, zu prüfen und zu berücksichtigen war. Das 
Standortauswahlverfahren für ein Endlager insbesondere für Wärme entwickelnde radioak-
tive Abfallstoffe ist umfassend im Standortauswahlgesetz geregelt und primär am Maßstab 
der Sicherheit des Endlagers zu orientieren. In diesem Verfahren sind Fragen der Raum-
verträglichkeit unter Einbeziehung von Ländern und Kommunen abschließend zu prüfen. 
Entsprechend der Empfehlung der Endlagerkommission ist neben dem Verfahren nach 
dem Standortauswahlgesetz daher kein eigenständiges Raumordnungsverfahren durchzu-
führen. 

Zu § 21 (Standortsicherung) 
Zu Absatz 1 
§ 21 enthält neue Regelungen zu einer frühzeitigen Sicherung von Gebieten, die als best-
möglicher Standort für ein Endlager in Betracht kommen. Zu diesem Zweck normiert Absatz 
1, dass diese Gebiete vor Veränderungen zu schützen sind, die ihre Eignung als Endlager-
standort beeinträchtigen können. Anträge auf Vorhaben, die solche Veränderungen enthal-
ten, sind im Bundesgebiet vorübergehend bis zu dem Zeitpunkt, in dem die übertägig zu 
erkundenden Standortregionen nach § 15 Absatz 3 bestimmt werden, durch die jeweils 
zuständige Fachbehörde zu untersagen. Von diesem Schutz ausgenommen sind Vorhaben 
in Gebieten, in denen in einer Teufe von 300 bis 1500 Metern unter der Geländeoberkante 
keine stratiformen Steinsalz- oder Tonsteinformationen mit einer Mächtigkeit von mindes-
tens 100 Metern, keine Salzformationen in steiler Lagerung und keine Kristallingesteinsfor-
mationen mit einer vertikalen Ausdehnung von mindestens 100 Metern vorhanden sind. In 
diesen Gebieten befindet sich in Tiefen, die für die Realisierung des Endlagers in Betracht 
kommen, kein nach den Empfehlungen der Endlager-kommission für die Endlagerung ge-
eignetes Wirtsgestein mit ausreichender Mächtigkeit. 

Zu Absatz 2 
Unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten normiert Absatz 2 unterschiedliche Voraus-set-
zungen, unter denen ein Vorhaben abweichend von Absatz 1 zugelassen werden kann. 
Durch die folgende Aufzählung wird sichergestellt, dass ausschließlich solche Vorhaben 
zeitweise nicht beschieden werden, die schädliche Auswirkungen auf einen Endlagerstand-
ort haben können. Es ist davon auszugehen, dass die temporäre Zurückstellung von Anträ-
gen bei Anwendung der Ausnahmen voraussichtlich nur eine geringe Anzahl in der Grö-
ßenordnung von 50 Vorhaben pro Jahr betreffen wird, die keine der Ausnahmetatbestände 
erfüllen. 

Ein Vorhaben darf nur dann nach den einschlägigen Fachnormen zugelassen werden, 
wenn mindestens einer der in Ziffer 1 bis 4 genannten Gründe vorliegt.  

Zu Nummer 1 
Nummer 1 bestimmt, dass ein Vorhaben zulässig ist, wenn für die Gebiete, in die das Vor-
haben fällt, offensichtlich ist, dass mindestens eine Mindestanforderung nicht erfüllt oder 
mindestens ein Ausschlusskriterium erfüllt ist. Diese Gebiete kommen mithin nicht als End-
lagerstandort in Betracht und müssen nicht vor Veränderungen geschützt werden. 
Zu Nummer 2 
Nach der Nummer 2 können zudem Vorhaben zugelassen werden, die im engen räumli-
chen Zusammenhang mit bereits durchgeführten Maßnahmen stehen, durch die ein ähn-
lich starker Eingriff in den Untergrund erfolgt ist. Unter diese Nummer fallen z.B. Erweite-
rungen von Bergwerken und Geothermie-Bohrungen in Siedlungsbereichen. 

Zu Nummer 3 
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Nummer 3 ermöglicht die Zulassung von Vorhaben in Formationen nach Satz 1, deren Ei-
genschaften, die nach den Anforderungen und Kriterien nach §§ 22 bis 24 zu bewerten 
sind, über große Flächen nur geringen räumlichen Schwankungen unterliegen und deren 
Fläche auch ohne das jeweils beeinträchtigte Gebiet das Zehnfache des für die Realisie-
rung des Endlagers erforderlichen Flächenbedarfes beträgt. Dies erfasst besonders groß-
flächige homogene Gesteinsformationen. Derartige Vorhaben können insbesondere in 
großflächigen Tonformationen bei der Exploration auf Kohlenwasserstoffvorkommen zu er-
warten sein. Unter Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten ist ein Zurückstellen solcher Vor-
haben nicht gerechtfertigt, wenn nur geringe Teile einer großen, gleichermaßen günstig 
ausgeprägten Formation durch das Vorhaben geschädigt werden und ein ausreichend gro-
ßer Teil der Formation weiterhin für die Errichtung eines Endlagers zur Verfügung steht.  

Zu Nummer 4 
Nach Nummer 4 können Vorhaben, die nur Bohrungen bis zu 300 Metern Tiefe umfassen, 
zugelassen werden, wenn am Standort des beabsichtigten Vorhabens ausgeschlossen 
werden kann, dass durch das Vorhaben eine überlagernde Deckschicht über einem für die 
Endlagerung geeigneten Wirtsgestein oder das Wirtsgestein selbst durch Auswirkungen 
des Vorhabens erheblich geschädigt werden.  

Unter den in Buchstabe a genannten Bedingungen kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass durch das Vorhaben Standorteigenschaften, die im Rahmen der Abwägung zwischen 
Standorten als positiv zu bewerten sind, beeinträchtigt werden. Zudem ist vorgesehen, dass 
eine Schädigung der Deckschicht bei Bohrungen bis zu 200 Metern Endteufe nicht zu un-
terstellen ist. Hiermit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass der obere Teil des Deck-
gebirges im Laufe der Entwicklung eines Endlagers ohnehin stark von Erosion betroffen 
sein kann. 

Unter den in Buchstabe b genannten Bedingungen kann eine erhebliche Schädigung eines 
geeigneten Wirtsgesteins nicht ausgeschlossen werden. Dies betrifft Standorte mit dem 
Wirtsgestein Salz, die gegenüber von Veränderungen hydrologischer Bedingungen und der 
Schaffung von Wasserwegsamkeiten in das Wirtsgestein besonders empfindlich sind. Da-
her soll für Standorte mit dem Wirtsgestein Steinsalz, an denen der Salzspiegel oberhalb 
von 400 Metern unter Geländeoberkante liegt, ausgeschlossen werden, dass durch eine 
Bohrung und die mit dieser Bohrung in Verbindung stehenden Maßnahmen die Salzforma-
tion durch direktes Anbohren beeinträchtigt werden kann oder eine wesentliche Beeinflus-
sung des Grundwassers im Bereich von 50 Metern über der höchsten Stelle des Salzspie-
gels verursacht werden kann. 

Zu Nummer 5 
Nummer 5 normiert darüber hinaus in Anlehnung an § 9g Absatz 4 des Atomgesetzes unter 
Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes eine allgemeine Zulas-sungsmög-
lichkeit für den Fall einer nicht beabsichtigten Härte, wenn überwiegende öffent-liche Be-
lange einer Zulassung nicht entgegenstehen.  

Zu Absatz 3 
Absatz 3 enthält eine neue Ermächtigungsnorm für das Bundesamt für kerntechnische Ent-
sorgungssicherheit, nach der es zur Sicherung einer zukünftigen Erkundung oder Fortset-
zung einer begonnenen Erkundung für bestimmte Gebiete untersagen kann, dass auf deren 
Flächen oder in deren Untergrund Veränderungen vorgenommen werden, die das jeweilige 
Vorhaben erheblich erschweren können. Es kann demnach die nach § 15 Absatz 3 gesetz-
lich bestimmten Standortregionen für eine übertägige Erkundung durch eine Allgemeinver-
fügung, die im Bundesanzeiger bekannt zu machen ist und zweimal verlängert werden darf, 
sichern. Ab diesem Zeitpunkt ist eine Sicherung nach den Absät-zen 1 bis 3 folgerichtig 
nicht mehr erforderlich und kann auf der Grundlage von Allge-meinverfügungen erfolgen. 
Das Instrument der Allgemeinverfügung ist flexibler als das einer Veränderungssperre nach 
§ 9g des Atomgesetzes, die durch Rechtsverordnung erlassen wird. Durch sie kann das 
zuständige Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit zudem den konkreten 
Gegebenheiten am jeweils betroffenen Standort beispielsweise durch die Möglichkeit von 
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Nebenbestimmungen in angemessener Weise Rechnung tragen. Parallel zu § 9g Absatz 4 
des Atomgesetzes wird die Regelung getroffen, dass Ausnahmen von dem Verbot in der 
Allgemeinverfügung zugelassen werden können, wenn die Untersagung im Einzelfall zu 
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und überwiegende öffentliche Be-
lange nicht entgegenstehen. Durch den Verweis auf § 9g Absatz 5 des Atomgesetzes wird 
unter Verhältnismäßigkeitsgesichts-punkten sichergestellt, dass im Fall einer länger als fünf 
Jahre andauernden Nutzungsbeeinträchtigung durch die Allgemeinverfügung eine Ent-
schädigung durch die betroffenen Eigentümer sowie sonstigen Nutzungsberechtigten ver-
langt werden kann. 

Zu Kapitel 3 (Kriterien und Anforderungen für die Standortauswahl) 
Die nachfolgend geregelten Entscheidungsgrundlagen greifen die Empfehlungen der End-
lagerkommission auf und setzen diese um.  

Zu § 22 (Ausschlusskriterien) 
In § 22 werden die Ausschlusskriterien festgelegt, die während der Standortauswahl gemäß 
§§ 13 bis 20 anzuwenden sind. Die Standortauswahl beginnt ohne Vorfestlegungen auf 
einer „weißen Landkarte“, so dass bei der ersten Anwendung der Ausschlusskriterien alle 
Gebiete Deutschlands in gleicher Weise hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort zu 
bewerten sind. 

Zu Absatz 1 
Durch die Ausschlusskriterien werden diejenigen Gebiete aus dem Verfahren ausgeschlos-
sen, in denen unabhängig vom Nachweiskonzept davon auszugehen ist, dass es während 
des Nachweiszeitraums von einer Million Jahren zu einer substanziellen Schädigung des 
Einschlussvermögens des Endlagers kommen kann. Für diese Gebiete kann nicht erwartet 
werden, dass ein Sicherheitsnachweis für ein Endlager erfolgreich geführt werden kann. 

Zu Absatz 2 
In § 22 Absatz 2 werden die Ausschlusskriterien im Einzelnen aufgeführt. 

Zu Absatz 2 Nummer 1 (Großräumige Vertikalbewegungen) 
Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen über den Nachweiszeit-
raum großräumige Hebungen zu erwarten sind. Bewertungsgrundlage für das Kriterium ist 
die zu erwartende Hebungsrate, also die entsprechend heutiger Prognosen zu erwartende 
Hebung der Erdoberfläche pro Jahr, die wiederum über den Nachweiszeitraum zu mitteln 
ist. Liegt diese Hebungsrate im Mittel über 1 mm pro Jahr, so wäre über den Nachweiszeit-
raum mit einer resultierenden Hebung von mehr als 1000 m zu rechnen. Für Gebiete, die 
derart großen Hebungen ausgesetzt sind, ist eine Prognose der geologischen Gesamtsitu-
ation nicht mit der erforderlichen Sicherheit möglich. Es ist nicht auszuschließen, dass an 
der Geländeoberfläche verstärkt Erosion auftritt, die die notwendige Schutzwirkung der 
Überdeckung des Endlagers beeinträchtigen oder diese Schichten vollständig abtragen 
kann. 

Zu Absatz 2 Nummer 2 (Aktive Störungszonen) 
Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen geologisch aktive Störungs-
zonen vorliegen, die die Sicherheit eines Endlagers beeinträchtigen können. 

Der Begriff „aktive Störungen“ bezeichnet in diesem Zusammenhang Brüche in den Ge-
steinsschichten der oberen Erdkruste wie Verwerfungen mit deutlichem Gesteinsversatz 
sowie ausgedehnte Zerrüttungszonen mit tektonischer Entstehung, an denen nachweislich 
oder mit großer Wahrscheinlichkeit im Zeitraum Rupel bis heute, also innerhalb der letzten 
34 Mio. Jahre, Bewegungen stattgefunden haben. Atektonische beziehungsweise aseismi-
sche Vorgänge, also Vorgänge, die nicht aus den tektonischen Abläufen abgeleitet werden 
können oder nicht auf seismische Aktivitäten zurückzuführen sind, sind, soweit diese zu 
ähnlichen Konsequenzen für die Sicherheit eines Endlagers wie tektonische Störungen füh-
ren können, wie diese zu behandeln. Der erforderliche Sicherheitsabstand zu derartigen 
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Störungszonen ist individuell abzuschätzen. Er beträgt in der Regel mindestens einen Kilo-
meter. 

Zu Absatz 2 Nummer 3 (Einflüsse aus gegenwärtiger oder früherer bergbaulicher 
Tätigkeit) 
Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen gegenwärtig bergbauliche 
Tätigkeiten stattfinden oder in früherer Zeit stattgefunden haben, die zu einer Beeinträchti-
gung der Sicherheit eines Endlagers führen können. Die Folgen von Erkundungsmaßnah-
men zur Erkundung potenzieller Endlagerstandorte sind aus dem Kriterium ausgenommen, 
da diese an jedem Endlagerstandort zur Sicherstellung seiner Eignung vorzunehmen sind. 
Die Auswirkungen derartiger Erkundungsmaßnahmen können auf Grundlage der Doku-
mentation ihrer Planung und Durchführung im Rahmen der Auslegung des Endlagers und 
des Sicherheitsnachweises berücksichtigt werden. 

Zu Absatz 2 Nummer 4 (Seismische Aktivität) 
Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen seismische Aktivitäten zu 
erwarten sind, die die Sicherheit eines Endlagers beeinträchtigen können. Bewertungs-
grundlage ist, wie von der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe vorgeschla-
gen, die Norm DIN EN 1998-1 / NA 2011-01. Diese wird konkretisiert durch die Festlegun-
gen in der jeweils dazu geltenden nationalen Anlage. 

Die Einhaltung dieses Kriteriums lässt keinen Schluss auf die Genehmigungsfähigkeit eines 
Endlagers außerhalb dieses Bereiches unter dem Aspekt der Erdbebengefährdung zu. 
Hierfür sind standortspezifische Berechnungen auf Grundlage des kerntechnischen Regel-
werkes erforderlich. Das Kriterium dient ausschließlich einer groben Abschätzung, in wel-
chen Gebieten die Gefährdung durch Erdbeben so groß ist, dass nicht erwogen werden 
sollte, ein Endlager in diesen Gebieten zu errichten. 

Zu Absatz 2 Nummer 5 (Vulkanische Aktivität) 
Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, für die auf Grund der geologischen 
Verhältnisse das Auftreten von Vulkanismus und daraus resultierende Beeinträchtigungen 
des Endlagers innerhalb des Nachweiszeitraumes befürchtet werden. Um das Gefähr-
dungspotenzial von vulkanischen Aktivitäten angemessen zu berücksichtigen, sollte dabei 
ein Sicherheitsabstand von 10 km zu diesen Gebieten eingehalten werden. 

Zu Absatz 2 Nummer 6 (Grundwasseralter) 
Durch das Kriterium werden Gebiete ausgeschlossen, in denen nachgewiesen ist, dass 
tiefe Grundwässer in den als einschlusswirksamer Gebirgsbereich oder Einlagerungsbe-
reich vorgesehenen geologischen Bereichen am aktuellen hydrologischen Kreislauf teilneh-
men. Als Bewertungsgrundlage kann die Konzentration der Isotope Tritium und Kohlenstoff-
14 im Grundwasser des vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgsbereiches oder Einla-
gerungsbereiches herangezogen werden. Die auf Grund der Tritium- und Kohlenstoff-14-
Konzentrationen errechneten Grundwasseralter müssen dabei validiert und gegebenenfalls 
durch weitere geochemische und isotopen-hydrogeologische Hinweise überprüft werden. 

Zu § 23 (Mindestanforderungen)  
In § 23 werden die Mindestanforderungen festgelegt, die während der Standortauswahl ge-
mäß §§ 13 bis 20 für die Gebiete anzuwenden sind, die keines der Ausschlusskriterien nach 
§ 21 erfüllen. 

Zu Absatz 1 
Anhand der Mindestanforderungen werden diejenigen Gebiete identifiziert, in denen geolo-
gische Gegebenheiten vorliegen, auf Grund derer davon ausgegangen werden kann, dass 
dort der sichere Einschluss für die Dauer des Nachweiszeitraumes grundsätzlich möglich 
ist. Unter Nummer 1 und Nummer 2 wird die Anwendung der Mindestanforderungen kon-
kretisiert. 
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Zu Absatz 1 Nummer 1 
Die Regelung nach § 23 Absatz 1 Nummer 1 trägt der schrittweisen Anwendung der Min-
destanforderungen bei sich zunehmend verbessernder Datenlage Rechnung. Sie verhin-
dert, dass Gebiete vorzeitig aus dem Verfahren ausscheiden, für die insbesondere zum 
Zeitpunkt des Vorschlags nach § 14 Absatz 2 geologische Daten nur in einem Umfang vor-
liegen, der für die abschließende Bewertung der Erfüllung der Mindestanforderungen nicht 
ausreichend ist. Soweit die für ein Gebiet vorhandenen Daten erwarten lassen, dass eine 
Mindestanforderung erfüllt ist, ist die Mindestanforderung als erfüllt anzusehen, bis hinrei-
chende Daten über eine abschließende Bewertung vorliegen. Daten, die zur Bewertung der 
Erfüllung der Mindestanforderungen erforderlich sind, werden im Zuge der Erkundung nach 
§§ 16 und 18 erhoben, sodass die abschließende Bewertung spätestens mit dem Vorschlag 
nach § 18 Absatz 3 verlangt wird. 

Zu Absatz 1 Nummer 2 
Die Regelung nach § 23 Absatz 1 Nummer 2 stellt sicher, dass Gebiete, die sich für die 
Einrichtung eines im Wesentlichen auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhen-
den Endlagersystems eignen, in den Auswahlprozess einbezogen werden können. Den 
Empfehlungen der Endlagerkommission folgend ist für Standorte, an denen ein im Wesent-
lichen auf geologischen Barrieren, also dem einschlusswirksamen Gebirgsbereich, beru-
hendes Endlagersystem realisierbar ist, ein solches Endlagersystem vorzusehen. 

Für Standorte, an denen kein Endlagersystem mit einschlusswirksamem Gebirgsbereich 
realisiert werden kann, an denen aber ein wesentlich auf technischen und geotechnischen 
Barrieren beruhendes Endlagersystem möglich ist, wäre eine unmittelbare Anwendung der 
Mindestanforderungen nicht zielführend, da diese in möglichst enger Umsetzung der Emp-
fehlungen der Endlagerkommission vielfach Anforderungen an den einschlusswirksamen 
Gebirgsbereich enthalten. In diesen Fällen sind die Mindestanforderungen entsprechend 
auf den Einlagerungsbereich anzuwenden.  

Eine Sonderstellung nimmt die Mindestanforderung zur Gebirgsdurchlässigkeit ein. Diese 
Anforderung prüft eine Eigenschaft ab, die unmittelbar mit der Einschlussfähigkeit eines 
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches verknüpft ist. Da der Einschluss für ein wesentlich 
auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhendes Endlagersystem durch eben-
diese Barrieren sichergestellt wird, tritt für diese Endlagersysteme an die Stelle der Min-
destanforderung zur Gebirgsdurchlässigkeit der Nachweis des Einschlusses durch die ge-
otechnischen und technischen Barrieren. Auch für diesen Nachweis gelten die Regelungen 
aus Buchstabe a bei noch nicht ausreichender Datenlage. Spätestens mit dem Vorschlag 
nach § 18 Absatz 3 muss der Nachweis jedoch erbracht sein. 

Bei der Anwendung der Mindestanforderungen nach Absatz 4 Nummern 2 bis 5 auf den 
Einlagerungsbereich tritt an die Stelle der Integrität des einschlusswirksamen Gebirgsbe-
reichs jeweils die Unversehrtheit des Einlagerungsbereiches. Dessen wesentliche hierfür 
zu betrachtende Funktion ist die Gewährleistung von Funktionsfähigkeit und Erhalt der tech-
nischen und geotechnischen Barrieren. Dabei enthält die Mindestanforderung nach Absatz 
2 Nummer 2 eine hiervon unabhängige Sonderregelung für das Wirtsgestein Kristallin. 

Zu Absatz 2 
In § 23 Absatz 2 werden die Mindestanforderungen im Einzelnen aufgeführt. 

Zu Absatz 2 Nummer 1 
Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den für die Endlagerung in 
Betracht kommenden geologischen Formationen eine geringe Gebirgsdurchlässigkeit vor-
liegt, die die Realisierung eines einschlusswirksamen Gebirgsbereiches erlaubt. Für we-
sentlich auf technischen und geotechnischen Barrieren beruhende Endlagersysteme ent-
hält Absatz 1 Nummer 2 eine von dieser Mindestanforderung abweichende Regelung. 

Bewertungsgrundlage für die Erfüllung dieser Mindestanforderung ist die Gebirgsdurchläs-
sigkeit. Dadurch soll sichergestellt werden, dass im einschlusswirksamen Gebirgsbereich 
kein sicherheitsrelevanter advektiver Stofftransport mittels durchströmender Flüssigkeiten 
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auftritt. Dies ist spätestens während der vertieften Erkundung nach § 18 nachzuweisen. Es 
kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, dass zum Zeitpunkt der Vorschläge nach 
§§ 14 und 16 an allen betrachteten Standorten ausreichende tiefengeologische Erkun-
dungsdaten vorliegen, um die Erfüllung dieser Mindestanforderung nachzuweisen. Daher 
ist in diesen Verfahrensschritten der Nachweis ausreichend, dass der einschlusswirksame 
Gebirgsbereich aus Gesteinstypen besteht, an Hand bestehender Daten eine ausreichend 
geringe Gebirgsdurchlässigkeit anzunehmen ist. 

Zu Absatz 2 Nummer 2 
Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den zu untersuchenden Ge-
bieten geologische Formationen von ausreichender Mächtigkeit für die Endlagerung vor-
handen sind. Bewertungsgrundlage ist die vertikale Ausdehnung der betreffenden Forma-
tionen. Durch die Mindestanforderung wird die entsprechende Empfehlung der Endlager-
kommission umgesetzt, in der auch eine entsprechende Sonderregelung für das Wirtge-
stein Kristallin enthalten ist. Falls die geologische Situation im vorgesehenen Endlagerbe-
reich dies erfordert, können auch mehrere einschlusswirksame Gebirgsbereiche oder Ein-
lagerungsbereiche ausgewiesen werden. 

Zu Absatz 2 Nummer 3 
Durch diese Mindestanforderung wird die minimale Tiefenlage des auszuweisenden ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereiches festgelegt. Bewertungsgrundlage ist die Tiefe der 
Oberfläche des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gemessen ab der Geländeober-
kante, wobei zukünftig regional zu erwartende exogene Prozesse (insbesondere intensive 
Erosion) angemessen und bezogen auf das jeweils vorgesehene Wirtsgestein zu berück-
sichtigen sind. Dadurch soll verhindert werden, dass die Integrität des einschlusswirksamen 
Gebirgsbereichs durch direkte und indirekte Folgen dieser Prozesse beeinträchtigt wird. 

Zu Absatz 2 Nummer 4 
Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass in den zu untersuchenden Ge-
bieten eine für die Errichtung eines Endlagers ausreichende Fläche vorhanden ist. Bewer-
tungsgrundlage ist die Flächenausdehnung der entsprechenden geologischen Formation. 
Der für die Aufnahme aller einzulagernden Abfälle notwendige Platzbedarf ist von den 
standortspezifischen Eigenschaften des Wirtsgesteins abhängig und vor Beginn der Erkun-
dungsmaßnahmen noch nicht im Detail abzuschätzen. Vorsorglich sollte für das Wirtsge-
stein Salz ein Flächenbedarf von 3 km² angesetzt werden, für das Wirtsgestein Tonstein 10 
km² und für das Wirtsgestein Kristallin 6 km². 

Zu Absatz 2 Nummer 5 
Durch diese Mindestanforderung wird sichergestellt, dass zu den weiterhin zu untersuchen-
den Gebieten keine sonstigen Erkenntnisse vorliegen, die einen Zweifel daran begründen, 
dass in diesen Gebieten der sichere Einschluss der radioaktiven Abfälle während des ge-
samten Nachweiszeitraumes möglich ist. Bewertungsgrundlage ist insbesondere die Erfül-
lung der Mindestanforderungen während des gesamten Nachweiszeitraumes. Es können 
darüber hinaus auch Erkenntnisse zu anderen Prozessen, die für die Sicherheit eines End-
lagers wesentlich sein können, herangezogen werden. 

Zu § 24 (Geowissenschaftliche Abwägungskriterien)  
In § 24 werden die geowissenschaftlichen Abwägungskriterien festgelegt, die während der 
Standortauswahl gemäß §§ 13 bis 20 für die Gebiete anzuwenden sind, die keines der 
Ausschlusskriterien nach § 22 und alle Mindestanforderungen nach § 23 erfüllen. 

Zu Absatz 1 
Die Festlegung von geowissenschaftlichen Abwägungskriterien dient dazu, die nach der 
Anwendung von Ausschlusskriterien und Mindestanforderungen verbleibenden Gebiete 
hinsichtlich ihrer Eignung als Endlagerstandort vergleichend bewerten zu können. Dabei ist 
ein einzelnes Abwägungskriterium nicht hinreichend, um die günstige geologische Gesamt-
situation nachzuweisen oder auszuschließen. Wie von der Endlagerkommission empfohlen 
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soll dazu im Rahmen einer verbalargumentativen Abwägung ermittelt werden, in welchen 
Gebieten eine für die Sicherheit des Endlagers günstige geologische Gesamtsituation vor-
liegt. In jedem Prozessschritt sind für die darin betrachteten Gebiete alle Anforderungen mit 
ihren zugehörigen Abwägungskriterien entsprechend dem jeweiligen Informationsstand zu 
betrachten und abzuprüfen. Auch Kombinationswirkungen können abwägungsrelevant sein. 
Eine rechnerische Gesamtbewertung der Erfüllung der Abwägungskriterien ist bewusst nicht 
vorgesehen. Bei der Abwägung zur Bewertung der geologischen Gesamtsituation ist die Be-
deutung der jeweiligen Abwägungskriterien für einen spezifischen Standort und das dort vor-
gesehene Endlagersystem zu würdigen. 

Zu Absatz 2 
Im Fall des § 23 Absatz 1 Nummer 2 ist eine Sonderregelung hinsichtlich des Abwägungskri-
teriums zum Einschlussvermögen des Gebirges im Einlagerungsbereich erforderlich, da 
dieses Kriterium ausschließlich auf den Einschluss durch geologische Barrieren abzielt und 
somit für ein Endlagersystem, bei dem der sichere Einschluss durch technische und geo-
technische Barrieren gewährleistet werden muss, nicht sinnvoll angewandt werden kann. 
Daher ist in diesem Fall rechnerisch abzuleiten, welches Einschlussvermögen die techni-
schen und geotechnischen Barrieren erreichen können, wobei die zu erwartende Alterung 
der Komponenten standortabhängig berücksichtigt werden muss, da diese z. B. von den 
geochemischen Gegebenheiten am Standort abhängt. Bei der Anwendung der Mindestan-
forderungen nach Absatz 3 Nummern 1, 3 und 4 sowie nach Absatz 4 und 5 auf den Einla-
gerungsbereich tritt an die Stelle der Integrität des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs 
jeweils die Unversehrtheit des Einlagerungsbereiches. Dessen wesentliche hierfür zu be-
trachtende Funktion ist die Gewährleistung von Funktionsfähigkeit und Erhalt der techni-
schen und geotechnischen Barrieren. 

Zu Absatz 3 
In die erste Kriteriengruppe, Güte des Einschlussvermögens und Zuverlässigkeit des Nach-
weises, sind diejenigen Abwägungskriterien eingeordnet, mit denen im Vergleich von Ge-
bieten untereinander die Qualität des Einschlusses der radioaktiven Stoffe am Ort ihrer 
Endlagerung sowie die Robustheit der Nachweisführung für den Nachweis der Langzeitsi-
cherheit bewertet werden. Beides sind im Hinblick auf die Endlagerung zentrale Aspekte, 
die darauf hinweisen, dass am potenziellen Ort der Einlagerung voraussichtlich ein lang-
zeitsicherer Einschluss radioaktiver Stoffe möglich ist und dies voraussichtlich auch im Rah-
men eines Nachweisverfahrens mit hinreichender Gewissheit für den Nachweiszeitraum 
gezeigt werden kann. Unter Robustheit wird dabei die Zuverlässigkeit und Qualität und so-
mit die Unempfindlichkeit des Endlagersystems und seiner Barrieren gegenüber inneren 
und äußeren Einflüssen und Störungen sowie die Unempfindlichkeit der Ergebnisse der 
Sicherheitsuntersuchungen gegenüber Abweichungen zugrunde gelegten Annahmen be-
zeichnet.  

Zu Absatz 4 
Eine zweite Kriteriengruppe, Absicherung des Einschlussvermögens, enthält Abwägungs-
kriterien mit denen bewertet werden kann, wie gut das Gebirge sein Einschlussvermögen 
gegenüber Beanspruchungen aufrecht erhält, die bei Errichtung und Betrieb von untertägi-
gen Hohlräumen des Endlagers entstehen. 

Zu Absatz 5 
Eine dritte Kriteriengruppe, weitere sicherheitsrelevante Eigenschaften, enthält Abwä-
gungskriterien, mit denen die Robustheit des Endlagersystems bewertet wird. Günstige Ei-
genschaften in dieser Kriteriengruppe stärken und erhöhen die Sicherheit des Gesamtsys-
tems über das in den Kriteriengruppen 1 und 2 bewertete Einschlussvermögen hinaus. 

Zu § 25 (Planungswissenschaftliche Abwägungskriterien)  
In § 25 werden die planungswissenschaftlichen Abwägungskriterien festgelegt, die wäh-
rend der Standortauswahl gemäß §§ 13 bis 20 zur weiteren Abwägung zwischen Gebieten 
anzuwenden sind, die nach Anwendung der Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen 
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und geowissenschaftlichen Abwägungskriterien nach §§ 21 bis 23 als unter Sicherheitsas-
pekten gleich günstig anzusehen sind. Die planungswissenschaftlichen Abwägungskrite-
rien werden im Rahmen einer verbalargumentativen Abwägung in drei Gewichtungsgrup-
pen angewendet. 

Zu § 26 (Vorläufige Sicherheitsuntersuchungen) 
In § 26 werden die Rahmenbedingungen für die Erarbeitung der repräsentativen, weiter-
entwickelten und umfassenden vorläufigen Sicherheitsuntersuchungen festgelegt, die in 
den Verfahrensschritten nach §§ 14 Absatz 1, 16 Absatz 1 und 18 Absatz 1 auf Grundlage 
von Daten, die angemessener Weise zum jeweiligen Verfahrensstand erwartet werden kön-
nen, anzufertigen sind. Dadurch steigt der erreichbare Konkretisierungsgrad für die Sicher-
heitsuntersuchungen von Phase zu Phase an. 

Zu Absatz 1 
§ 26 Absatz 1 legt den Untersuchungsgegenstand der vorläufigen Sicherheitsuntersuchun-
gen fest. Dieser entspringt aus dem Ziel dieses Gesetzes, den Standort mit der bestmögli-
chen Sicherheit nach § 1 Absatz 1 Satz 2 zu finden. 

Zu Absatz 2 
Dieser Absatz bestimmt die Grundlagen der Methodik für die vorläufigen Sicherheitsunter-
suchungen. Erfahrungen und Empfehlungen zu vergleichbaren Untersuchungen aus dem 
nationalen und internationalen Bereich sind bei der Entwicklung der Methodik zu berück-
sichtigen. 

Zu Absatz 3 
Gemäß dem Programm für eine verantwortungsvolle und sichere Entsorgung bestrahlter 
Brennelemente und radioaktiver Abfälle (Nationales Entsorgungsprogramm) vom 12. Au-
gust 2015 sollen die Planungen für das am zu findenden Standort zu errichtende Endlager 
auch diejenigen radioaktiven Abfälle mit vernachlässigbarer Wärmeentwicklung berück-
sichtigen, die ggf. nicht im Endlager Konrad eingelagert werden können. Darüber hinaus 
sollen auch die radioaktiven Abfälle, die aus der Schachtanlage Asse II zurückgeholt wer-
den sollen sowie das angefallene und anfallende abgereicherte Uran aus der Urananrei-
cherung, soweit eine weitere Verwertung nicht erfolgt, bei der Standortsuche für dieses 
Endlager berücksichtigt werden. Auch die Endlagerkommission führt in ihren Empfehlungen 
aus, dass am zu findenden Standort die zusätzliche Endlagerung von schwach- und mittel-
radioaktiven Abfällen erfolgen kann, sofern dies nicht zu einer Verringerung des Sicher-
heitsniveaus für die Wärme entwickelnden radioaktiven Abfälle führt. Dementsprechend 
wird in diesem Absatz festgelegt, dass die Auswirkungen einer Endlagerung zusätzlicher 
radioaktiver Abfälle auf das Ziel der bestmöglichen Sicherheit im Rahmen der vorläufigen 
Sicherheitsuntersuchungen zu prüfen sind. 

Zu Teil 4 (Kosten) 
Zu den §§ 27 bis 34: Umlageverfahren 
Die Vorschriften wurden fast vollständig aus dem bisherigen Standortauswahlgesetz über-
nommen. Auf Grund der übrigen Neuregelungen des Fortentwicklungsgesetzes wurden le-
diglich die Paragraphen angepasst und das Wort „Beteiligungsverfahren“ statt „Öffentlich-
keitsbeteiligung“ verwendet. 

Zu Teil 5 (Schlussvorschriften) 
Zu § 35 (Bestehender Erkundungsstandort) 
Die Vorschrift wurde redaktionell an die neuen §§ und Begrifflichkeiten des Fortentwick-
lungsgesetzes angepasst. Die Änderung des Begriffs Erkundungsbergwerk in Bergwerk in 
Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass das Bergwerk in einen Offenhaltungsbetrieb 
überführt wird und die Erkundung beendet wurde. Die Regelung des bisherigen Absatzes 
3 zur Einstellung der vorläufigen Sicherheitsuntersuchung des Standortes Gorleben ist in-
zwischen obsolet. 
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Zu Teil 6 (Übergangsvorschriften) 
Zu § 36 (Übergangsvorschriften) 
Gegenüber dem bisherigen Standortauswahlgesetz wurden insoweit keine Änderungen 
vorgenommen. 

Zu Teil 7 (Ermächtigungsvorschriften) 
Zu § 37 (Sicherheitsanforderungen) 
Auf der Grundlage der Empfehlungen der Endlagerkommission ermächtigt § 37 das Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Erlass einer 
Rechtsverordnung über die grundlegenden Sicherheitsanforderungen für die Endlagerung 
insbesondere Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle, die insoweit die nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik zu gewährleistende Vorsorge gegen Schäden konkretisie-
ren. Die Sicherheitsanforderungen sind regelmäßig entsprechend den für untergesetzliche 
Konkretisierungen geltenden Regeln zu prüfen.  

Die Sicherheitsanforderungen können insbesondere Festlegungen zu folgenden Punkten 
enthalten: 

− Die mit der Lagerung radioaktiver Abfälle verfolgten Schutzziele; 
− die zu beachtenden Sicherheitsprinzipien;  
− Aspekte des Strahlenschutzes und der Betriebssicherheit, 
− die Anforderungen zum langzeitsicheren Einschluss der Abfälle unter Berücksichti-

gung der Realisierbarkeit;  
− die Anforderungen an Sicherheitsuntersuchungen und ihre Bewertung für Betrieb 

und Langzeitsicherheit; 
− die Anforderungen hinsichtlich Rückholbarkeit oder Bergung; 
− Auslegungsanforderungen an das Sicherheitskonzept des Endlagers für die Be-

triebs- und die Nachverschlussphase, einschließlich Bestimmungen zur Einhaltung 
der zulässigen Temperaturen;  

− das Sicherheitsmanagement für Errichtung und Betrieb des Endlagers. 

Zu § 38 (Dokumentation) 
Entsprechend des Vorschlags der Endlagerkommission ermächtigt § 38 das Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Erlass einer Rechtsverord-
nung über die Dokumentation endlagerrelevanter Daten. Die Ermächtigungsvorschrift trägt 
dem Bedürfnis Rechnung, dass sowohl die heute existierenden als auch die während des 
künftigen Entsorgungsweges neu entstehenden Daten und Unterlagen in geeigneter Form 
für die Zukunft qualifiziert aufbereitet und dauerhaft in unversehrtem Zustand aufbewahrt 
werden müssen. Einzelheiten zu den Speicherdaten und zu ihrem Inhalt, Verwendungs-
zweck, Umfang, Übermittlung, Speicherung und Nutzung sind in der Rechtsverordnung zu 
bestimmen. Speicherdaten sind zum Beispiel die im Rahmen der Zwischen- und Endlage-
rung anfallenden Daten und Dokumente zur Beschaffenheit der Abfälle, zu ihrer Verpa-
ckung, zu ihrem Standort und zur Standortumgebung. Die Rechtsverordnung soll zudem 
eine Übermittlung der Daten über die zuständigen Behörden der Länder vorsehen und fest-
legen, wie die dauerhafte Unversehrtheit der Daten gesichert wird. Nach den Empfehlungen 
der Endlagerkommission soll das Bundesamt für kerntechnische Entsorgungssicherheit alle 
Speicherdaten dauerhaft an zwei verschiedenen, mindestens 20 Kilometer voneinander 
entfernten und datentechnisch miteinander nicht verbundenen Orten speichern. 

Zu Anlage 1 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 1 erfasst für die sichere Endlagerung radioaktiver 
Abfälle günstige hydrogeologische Verhältnisse. Als günstig werden diese dann bezeich-
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net, wenn sowohl das Grundwasserangebot im Bereich des Endlagers, die Grundwasser-
bewegung im einschlusswirksamen Gebirgsbereich als auch die Diffusionsgeschwindigkeit 
gering sind. 

In der zugehörigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen für die Eigenschaften „Grundwas-
serströmung“, „Grundwasserangebot“ und „Diffusionsgeschwindigkeit“ festgelegt. 

Zu Anlage 2 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 2 erfasst mit Blick auf die geologische Barrierewir-
kung in erster Linie die Ausdehnung und Funktion des eine günstige geologische Gesamt-
situation bestimmenden Gesteinskörpers oder - bei mehreren Gesteinskörpern - die geo-
metrische Anordnung der hinsichtlich Ausdehnung und Funktion charakterisierten beteilig-
ten Gesteinskörper. Diese sollen die eingelagerten radioaktiven Abfälle möglichst vollstän-
dig umschließen. Hinzu kommen die Tiefenlage des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs 
innerhalb der Geosphäre sowie die mögliche Beeinträchtigung seiner Barrierewirkung 
durch die Nähe zu Gesteinskörpern mit erhöhtem hydraulischem Potenzial. Auf Grundlage 
dieser Gegebenheiten wird das Einschlussvermögen der geologischen Formation mittels 
standortspezifischer Modellrechnungen bewertet. Dabei ist sicherzustellen, dass das Er-
gebnis dieser Modellrechnungen einen sachgemäßen Vergleich der verschiedenen be-
trachteten Gebiete ermöglicht, die verwendete Methodik also soweit möglich identisch ist. 
Da Ausdehnung, Anordnung und Tiefenlage von Gesteinskörpern in der Regel einfacher zu 
ermitteln sind als bestimmte Gesteinseigenschaften oder die hydraulischen und hydroche-
mischen Standortverhältnisse, kommt der Konfiguration sicherheitsrelevanter Gesteinskör-
per in der geologischen Barriere als früh erkennbarem Merkmal einer günstigen geologi-
schen Gesamtsituation insbesondere zu Beginn des Auswahlverfahrens besondere Bedeu-
tung zu. Im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 wird dieses Abwägungskriterium entsprechend 
ersetzt. 

In der zugehörigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen für die Eigenschaften „Barriere-
wirksamkeit“, „Robustheit und Sicherheitsreserven“, „Volumen des einschlusswirksamen 
Gebirgsbereichs“ und „Potenzialbringer bei Tonstein“ festgelegt. 

Zu Anlage 3 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 3 erfasst die zuverlässige räumliche Charakterisier-
barkeit der wesentlichen geologischen Barrieren, die direkt oder indirekt den Einschluss der 
Abfälle gewährleisten, insbesondere des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs. Eine gute 
räumliche Charakterisierbarkeit ist Voraussetzung für belastbare Abwägungsentscheidun-
gen im Rahmen des Auswahlverfahrens sowie für zuverlässige spätere Sicherheitsbewer-
tungen. Bewertungsgrundlage ist die geologische Struktur der Gesteine im vorgesehenen 
Endlagerbereich. Bei tektonisch überprägten geologischen Einheiten sollte die Überprä-
gung möglichst gering sein. Das Ausmaß der Überprägung wird abgeleitet aus den Lage-
rungsverhältnissen unter Berücksichtigung von Bruch- und Faltentektonik. Salzstrukturen 
sollten möglichst nur großräumige Verfaltungen von Schichten aufweisen, die unterschied-
liche mechanische und hydraulische Eigenschaften haben. 

In der zugehörigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen für die Eigenschaften „Ermittelbar-
keit der Gesteinstypen und ihrer charakteristischen Eigenschaften“ und „Übertragbarkeit 
der Eigenschaften im vorgesehenen Endlagerbereich“ festgelegt. 

Zu Anlage 4 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 4 erfasst die zuverlässige zeitliche Prognostizierbar-
keit der geologischen Verhältnisse. Die verlässliche Identifizierung und Einschätzung si-
cherheitsrelevanter Langzeitveränderungen ist eine wesentliche Voraussetzung für den 
Nachweis der langfristigen Stabilität der günstigen geologischen Verhältnisse. Sie bezieht 
sich insbesondere auf den Endlagerbereich. Bewertungsgrundlage ist die Stabilität der ge-
ologischen Verhältnisse über möglichst lange Zeiträume in der Vergangenheit. 
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Zu Anlage 5 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 5 erfasst für die Errichtung eines Endlagerbergwer-
kes günstige gebirgsmechanische Voraussetzungen. Diese sollen sicherstellen, dass im 
anstehenden Gebirge ein standsicheres Grubengebäude ohne nachhaltige Schädigung 
des umgebenden Gebirges sowie mit möglichst geringem Aufwand an technischen Siche-
rungsmitteln für die jeweils vorgesehene Betriebszeit errichtet werden kann. Darüber hin-
aus sollten durch anthropogene Einwirkungen in der Betriebszeit und in der Nachbetriebs-
zeit keine für den Erhalt der Barrierenintegrität nachteiligen mechanischen, thermischen 
oder hydraulischen Prozesse induziert werden. Insbesondere sollen geotechnische Barrie-
ren später entsprechend dem jeweiligen Stilllegungskonzept funktionsfähig so hergestellt 
werden können, dass die Langzeitsicherheit gewährleistet ist. Bewertungsgrundlage sind 
die zu erwartenden Auswirkungen der Errichtung von Hohlräumen auf die Struktur und Sta-
bilität des Wirtsgesteines. 

Zu Anlage 6 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 6 erfasst im Wirtsgestein möglicherweise auftre-
tende Fluidwegsamkeiten, bei deren Vorkommen Schadstofffreisetzungen aus dem tiefen 
geologischen Untergrund in die Biosphäre über die Migration fluider Phasen nicht auszu-
schließen sind. Um den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfälle nicht zu gefährden, 
soll soweit wie möglich ausgeschlossen werden, dass solche Wegsamkeiten im einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich bereits vorliegen oder in Folge der Errichtung eines Endlagers 
dauerhaft neu entstehen. Bewertungsgrundlage ist die Neigung des Wirtsgesteins zur Bil-
dung von Fluidwegsamkeiten. 

In der zugehörigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen für die Eigenschaften „Veränder-
barkeit der vorhandenen Gebirgsdurchlässigkeit“ und „Erfahrungen über die Barrierewirk-
samkeit der Gebirgsformationen“ festgelegt. 

Zu Anlage 7 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 7 erfasst die mögliche Gasbildung im vorgesehenen 
Einlagerungsbereich. Im Endlager können insbesondere bei Kontakt mit Wasser durch che-
mische oder mikrobiologische Prozesse Gase entstehen, die den Druck im Gestein erhöhen 
und dadurch die Integrität des einschlusswirksamen Gebirgsbereiches gefährden können. 
Um den sicheren Einschluss der radioaktiven Abfälle nicht zu gefährden, soll die durch den 
Kontakt von Wasser und Abfallbehältern verursachte Gasbildung so gering wie möglich 
sein. Bewertungsgrundlage ist das Wasserangebot im vorgesehenen Einlagerungsbereich. 

In der zugehörigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen für die Eigenschaft „Gasbildung“ 
festgelegt. 

Zu Anlage 8 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 8 erfasst das Verhalten des Gesteines im Endlager-
bereich bei Temperaturänderungen. Da durch die Temperaturänderungen in geotechni-
schen Barrieren und umgebendem Gebirge Prozesse mit unterschiedlichen negativen oder 
positiven Konsequenzen für die Endlagersicherheit ausgelöst, beschleunigt oder verstärkt 
werden können, sind Festlegungen von wirtsgesteinsspezifisch oder gar allgemein gültigen 
Grenztemperaturen und ihre Anwendung zur zuverlässigen Vermeidung nachteiliger Kon-
sequenzen für die Endlagersicherheit nur bedingt geeignet. In der Praxis werden daher im 
Rahmen von im Verfahrensablauf standortspezifisch zu verfeinernden vorläufigen Sicher-
heitsuntersuchungen modellmäßige Betrachtungen beziehungsweise (gekoppelte) Modell-
rechnungen zu Intensität und Reichweite der thermischen, mechanischen und hydrauli-
schen Auswirkungen des Wärmeeintrags durchzuführen sein, um auf der Basis der Ergeb-
nisse den Wärmeeintrag mit den Abfällen steuern und seine Auswirkungen beherrschen zu 
können. Bewertungsgrundlage ist der Funktionserhalt der Barrieren des Endlagersystems 
bei Temperaturänderungen in Folge des Einbringens von Wärme entwickelnden radioakti-
ven Abfällen, soweit dieser zuverlässig prognostiziert werden kann. Solange die maximalen 
physikalisch möglichen Temperaturen in den jeweiligen Wirtsgesteinen noch nicht auf 
Grund von Forschungsarbeiten zuverlässig festgelegt worden sind, sollte entsprechend der 
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diesbezüglichen Empfehlung der Endlagerkommission aus Vorsorgegründen von einer 
Grenztemperatur von 100 Grad Celsius an der Außenfläche der Behälter ausgegangen 
werden. 

Zu Anlage 9 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 9 erfasst die Rückhaltung von Radionukliden im ein-
schlusswirksamen Gebirgsbereich. Der Transport von Radionukliden sollte verlangsamt 
und möglichst ganz unterbunden werden. Bewertungsgrundlage ist das Sorptionsvermögen 
des Wirtsgesteins für die relevanten Radionuklide. Inwieweit dieses Kriterium für den siche-
ren Einschluss der radioaktiven Abfälle relevant ist, hängt jedoch sehr stark von der Art des 
Wirtsgesteins und dem Endlagersystem ab. Die Bedeutung des Rückhaltevermögens ist 
daher im Rahmen der abwägenden Gesamtbetrachtung von Endlagersystemen zu beurtei-
len. 

In der zugehörigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen für die Eigenschaft „Gasbildung“ 
festgelegt. 

Zu Anlage 10 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 10 erfasst die chemischen Eigenschaften des 
Grundwassers in Verbindung mit dem Gestein im einschlusswirksamen Gebirgsbereich. 
Diese sollen sich möglichst positiv auf den sicheren Einschluss und die Rückhaltung der 
radioaktiven Abfälle im einschlusswirksamen Gebirgsbereich auswirken. Bewertungsgrund-
lage sind die chemischen Gegebenheiten im vorgesehenen einschlusswirksamen Gebirgs-
bereich. Es ist allerdings abzusehen, dass insbesondere in frühen Phasen des Auswahl-
verfahrens keine belastbaren Aussagen zur flächendeckenden Charakterisierung und Be-
urteilung von Standortregionen und Standorten auf der Basis hydrochemischer Kriterien 
möglich sein werden. Insbesondere bei Grundwässern im für die Errichtung eines Endla-
gers vorgesehenen Tiefenbereich ist das Wissen über die hydrochemischen Verhältnisse 
dafür zu lückenhaft. Zuverlässige Aussagen sind daher erst bei genauerer regionaler be-
ziehungsweise standortspezifischer Betrachtung auf Basis entsprechender Daten in Ver-
bindung mit dem jeweils vorgesehenen Endlagersystem möglich. 

Zu Anlage 11 
Das Abwägungskriterium nach Anlage 11 erfasst das Deckgebirge über dem einschluss-
wirksamen Gebirgsbereich eines Endlagers bis zur Erdoberfläche. Dieses soll möglichst 
eine zusätzliche Sicherheitsreserve für den einschlusswirksamen Gebirgsbereich zum 
Schutz seiner Integrität gegen direkte oder indirekte Auswirkungen exogener Vorgänge bie-
ten. Bewertungsgrundlage ist die geologische Beschaffenheit des Deckgebirges. Dabei 
hängen die für das Schutzpotenzial maßgeblichen Eigenschaften des Deckgebirges stark 
vom vorgesehenen Wirtsgestein und dem Endlagersystem ab. Unterschiede ergeben sich 
zum einen aus regionalen Unterschieden zwischen den zu erwartenden und zu betrachten-
den exogenen Prozessen, die die Sicherheit des Endlagers hinsichtlich ihrer Art, Wirkungs-
weise und Intensität sowie der Wahrscheinlichkeit ihres Auftretens innerhalb des Nachweis-
zeitraums beeinflussen können, zum anderen aus der Empfindlichkeit des einschlusswirk-
samen Gebirgsbereichs, des Wirtsgesteins und des Deckgebirges gegenüber solchen Pro-
zessen. 

In der zugehörigen Tabelle wird der Bewertungsrahmen für die Eigenschaft „Schutz des 
einschlusswirksamen Gebirgsbereiches durch günstigen Aufbau des Deckgebirges gegen 
Erosion und Subrosion sowie ihre Folgen“ festgelegt. 

Zu Anlage 12 
In dieser Anlage werden die planungswissenschaftlichen Abwägungskriterien nach § 24 in 
den drei Gewichtungsgruppen im Einzelnen aufgeführt und jeweils der zugehörige Bewer-
tungsrahmen festgelegt. 
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Zu Artikel 2 (Änderung des Atomgesetzes) 
Zu § 3 (Einfuhr und Ausfuhr) 
Zu Absatz 6 
Die Ausfuhr von Brennelementen, die aus dem Betrieb von Forschungsreaktoren stammen, 
soll künftig nur noch in engen Grenzen möglich sein. 

Die Regelung in Satz 1 trägt diesem Ziel dadurch Rechnung, dass die Ausfuhr von Brenn-
elementen aus Forschungsreaktoren nur dann erteilt werden darf, wenn diese aus unab-
weisbaren Gründen der Nichtverbreitung oder der Forschung vorgesehen und eine vorhe-
rige Beteiligung des Deutschen Bundestages erfolgt ist. 

Satz 2 stellt sicher, dass eine Ausfuhr mit dem Ziel der endlagergerechten Konditionierung 
weiterhin möglich ist. 

Zu Artikel 3 (Änderung der Atomrechtlichen Abfallverbringungsverordnung) 
Die Anfügung des Absatzes 6 in § 3 des Atomgesetzes erfordert die Folgeänderung in der 
Atomrechtlichen Abfallverbringungsverordnung. 

Zu Artikel 4 (Folgeänderungen) 
Es handelt sich um notwendige redaktionelle Anpassungen im Entsorgungsübergangsge-
setz, Nachhaftungsgesetz sowie der Anlage 3 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung. 

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 
Artikel 4 regelt das Inkrafttreten der Neuregelungen und das Außerkrafttreten des bisheri-
gen Standortauswahlgesetzes.  
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